Kreuzlingen Stadtrat
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Sperrfrist fur alle Medien
Verdffentlichung erst nach der Medienkon-
ferenz zur Gemeinderatssitzung

Botschaft an den Gemeinderat

Volksinitiative "zur Freihaltung der Festwiese beim Barenplatz"

a. Die Volksinitiative ist in der Form einer allgemeinen Anregung gultig zu erklaren.

b. Die Volksinitiative "zur Freihaltung der Festwiese beim Barenplatz" ist der Volksab-
stimmung ohne Gegenvorschlag zu unterbreiten, mit der Empfehlung, die Initiative
abzulehnen.

Sehr geehrter Herr Prasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Am 11. Juni 2020 hat der Gemeinderat die Botschaft Volksinitiative "zur Freihaltung der Fest-
wiese beim Barenplatz" behandelt. Das Geschaft wurde zur Uberarbeitung an den Stadtrat
zurlickgewiesen. Einerseits bestanden beim Rechtsgutachten von PD Dr. iur. Goran Seferovic
Unklarheiten zum weiteren Vorgehen nach einer allfélligen Annahme oder Ablehnung der Ini-
tiative. Andererseits traf nach der Sitzung der vorberatenden gemeinderatlichen Kommission
AuA der Verwaltungsgerichtsentscheid ein. Das Verwaltungsgericht hat entschieden, dass die
Voraussetzungen fiir die Erteilung einer Ausnahmebewilligung fiir die Uberschreitung der Ge-
baudeléange nicht gegeben sind.

Mit dieser erganzten bzw. Gberarbeiteten Botschaft beantragt Ihnen der Stadtrat, die Volksini-
tiative "zur Freihaltung der Festwiese beim Barenplatz" giiltig zu erklaren und der Volksabstim-
mung ohne Gegenvorschlag zu unterbreiten, mit der Empfehlung, die Initiative abzulehnen.

1 Gultigkeit Volksinitiative

1.1 Wortlaut Volksinitiative
Am 19. August 2019 wurde bei der Stadtkanzlei die Volksinitiative "zur Freihaltung der
Festwiese beim Barenplatz" (Beilage 1) mit folgendem Wortlaut eingereicht:

"Stadtrat und Gemeinderat der Stadt Kreuzlingen werden aufgefordert, ein Projekt fur
einen andern Standort als die Festwiese beim Barenplatz zum Schaffen von neuen,
zweckdienlichen Raumen fiir die Stadtverwaltung oder zur Erweiterung des bestehen-
den Stadthauses auszuarbeiten und zur Abstimmung zu bringen.”



1.2

1.3

14

Initiativkomitee

Das Initiativkomitee setzt sich wie folgt zusammen: Paul Altwegg, Rudolf Anderegg,
Xaver Dahinden, Rudolf Eberle, Brigitta Engeli-Sager, Guido Leutenegger, Peter Miller,
Heinrich Osterwalder, Jost Rliegg, Paul Stahli, alle wohnhaft in Kreuzlingen.

Die Initiantinnen und Initianten sind berechtigt, die Volksinitiative mit einer Mehrheit
von mindestens zwei Drittel der unterzeichneten Personen bis spatestens zehn Wo-
chen vor der Volksabstimmung mittels Erklarung an den Stadtrat zurtickzuziehen
(Art. 15 Abs. 3 Gemeindeordnung der Stadt Kreuzlingen, GO).

Zustandekommen und Behandlungsfristen

Die Stadtkanzlei hat die Volksinitiative "zur Freihaltung der Festwiese beim Baren-
platz" formell vorgepriift. Die Unterschriftensammlung begann am 19. August 2019
und endete am 18. November 2019. Die Uberpriifung der Unterschriftenlisten ergab
1*135 gultige Unterschriften. Mit Beschluss vom 10. Dezember 2019 stellte der Stadt-
rat fest, dass die Initiative zustande gekommen ist (Art. 17 Abs. 2 GO).

Art. 16 Abs. 1 GO bestimmt, dass der Gemeinderat verpflichtet ist, Gber die Volksiniti-
ative bis zum 19. November 2020 zu beschliessen.

Leistet der Gemeinderat einer als "allgemeinen Anregung" eingereichten Initiative
Folge, hat er die Wahl, diese in der eingereichten Form mit einem Antrag direkt inner-
halb von sechs Monaten der Volksabstimmung zu unterbreiten oder einen formulier-
ten Gemeindebeschluss auszuarbeiten. In letzterem Fall unterbreitet der Stadtrat in
der Regel innert eines Jahres eine Vorlage. Diese ist in der Regel innert eines Jahres
abschliessend zu behandeln. Die Volksabstimmung ist innerhalb von weiteren sechs
Monaten durchzufuhren (Art. 16 Abs. 2 GO).

Lehnt der Gemeinderat eine als "allgemeine Anregung” eingereichte Initiative ab, ist
sie innerhalb von sechs Monaten nach dem Beschluss der Volksabstimmung zu unter-
breiten. Will der Gemeinderat dem Volk einen Gegenvorschlag unterbreiten, hat er
diesen innert eines Jahres zu beschliessen und danach innerhalb von sechs Monaten
zusammen mit der Initiative der Volksabstimmung zu unterbreiten (Art. 16 Abs. 3 GO).

Gultigkeit

Nach Art. 29 lit. c. Ziffer 3 GO entscheidet der Gemeinderat tUber die Gultigkeit von
Initiativen. Bei der Uberpriifung der Gilltigkeit sind sowohl formelle als auch materielle
Anforderungen zu beachten.

Im Auftrag des Stadtrats erstellte PD Dr. iur. Goran Seferovic ein Rechtsgutachten, das
die Gultigkeit Uberprifte. Sein Fazit im Rechtsgutachten vom 5. Méarz 2020 lautet wie
folgt: "Das Gutachten kommt zum Schluss, dass die Volksinitiative "zur Freihaltung der
Festwiese beim Barenplatz" gultig zu erklaren ist. Neben den Voraussetzungen der Ein-
heit der Form und der Einheit der Materie ist die Initiative auch genlgend bestimmt
sowie tatséchlich durchfiihrbar. Als Wiedererwagungsinitiative ist diese im Lichte der
Praxis des Bundesgerichts ausserdem nicht als rechtsmissbrauchlich zu beurteilen. Da
die Initiative inhaltlich auf einen Beschluss gerichtet ist, welcher in der Kompetenz des
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Gemeinderats liegt und aufgrund seiner Hohe der obligatorischen Volksabstimmung
untersteht, beachtet diese auch die in der Gemeindeordnung vorgesehene
Kompetenzordnung und ist somit mit dem Ubergeordneten Recht vereinbar." (Bei-
lage 2).

Im Rahmen dieser allgemeinen Uberpriifung der Initiative halt PD Dr. iur. Goran Sefero-
vic in den Erlauterungen zum Rechtsgutachten vom 8. Juni 2020 fest, dass der Titel der
Initiative nicht Uber die Stossrichtung der Initiative irrefuhrt. Zudem wird in diesem
Gutachten bestétigt, dass bei Annahme der Initiative durch das Volk eine Beschluss-
vorlage ausgearbeitet werden muss. Gemass dem Rechtsgutachten muss dann wie
folgt vorgegangen werden: "Mit dieser Beschlussvorlage sollen die Stimmberechtigten
uber das Kreditbegehren flr ein - zuvor noch auszuarbeitendes - alternatives Projekt
beschliessen. Da auch die Aufhebung des Beschlusses tiber das Kreditbegehren fiir das
Gesamtprojekt Neubau eines zentralen Stadthauses, Bau einer Tiefgarage und Neuge-
staltung der Festwiese in der Héhe von CHF 47.5 Mio. einer Volksabstimmung unter-
steht und diese Aufhebung durch den Beschluss tber ein alternatives Projekt préjudi-
ziert wird, sind diese beiden Beschliisse der Stimmbevolkerung als einheitlicher Be-
schluss zu unterbreiten.” (Beilage 3).

PD Dr. iur. Goran Seferovic hat am 6. August 2020 sein Rechtsgutachten ergénzt und
darin bekréaftigt: "Der Gutachtende kommt in der nun vorgelegten Erganzung des
Rechtsgutachtens vom 5. Marz 2020 zum Schluss, dass die Volksinitiative zur Freihal-
tung der Festwiese beim Béarenplatz einen klaren Wortlaut aufweist, wonach Stadtrat
und Gemeinderat im Falle der Annahme der Initiative durch das Stimmvolk beauftragt
werden "ein Projekt fur einen andern Standort als die Festwiese beim Barenplatz zum
Schaffen von neuen, zweckdienlichen Raumen fir die Stadtverwaltung oder zur Erwei-
terung des bestehenden Stadthauses auszuarbeiten und zur Abstimmung zu bringen.”
Der Titel der Initiative bildet einerseits nicht Teil dieses Wortlauts und stellt anderer-
seits keinen triftigen Grund dar, um zum heutigen Zeitpunkt im Rahmen der Auslegung
von diesem klaren Wortlaut abzuweichen.” (Beilage 4).

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Initiative flr gultig erklart wer-
den kann.

Ausgangslage

Bereits seit 1991 bestehen in Kreuzlingen Bemiihungen fur die Realisierung eines
neuen Stadthauses. Der Bedarf ist unbestritten und Uber die Jahre weiter gestiegen.
Die nachstehende Chronologie gibt einen Uberblick tiber die diversen Bemiihungen in
den letzten fast 30 Jahren.
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Chronologie 1991 bis 2020

Jahr

Bemuhungen, Prifungen und Entscheide

1991

Gemeinderat genehmigt Planungskredit flr "Stadtsaal mit Stadthaus
auf dem Sallmannschen Areal".

1993

Gemeinderat lehnt Siegerprojekt "Stadthaft™ fir einen "Stadtsaal mit
Stadthaus auf dem Sallmannschen Areal” ab.

1999

Prifung Miete oder Kauf Liegenschaft Bankverein. Liegenschaft er-
weist sich als ungentgend.

1999

Kommission zur Evaluation mdglicher Standorte wird eingesetzt.

2000

Kommission zur Evaluation mdglicher Standorte empfiehlt zu gleichen
Teilen die Standorte Marktstrasse oder Festwiese. Der Stadtrat bevor-
zugt den Standort Marktstrasse. Vorbereitung Projektwettbewerb mit
Machbarkeitsstudie wird in Auftrag gegeben. Die Machbarkeitsstudie
empfiehlt den Standort Festwiese. Der Stadtrat erteilt den Auftrag flr
eine zweite Studie, um die beiden Standorte zu vergleichen.

2001

Vergleichsstudie empfiehlt den Standort Festwiese. Der Stadtrat ent-
scheidet sich fur den Standort Festwiese.

2002

Wettbewerbsprogramm "Neubau Verwaltungsgebaude / Neugestal-
tung Festwiese, Offentliches Parkhaus" wird erstellt.

2002

Projektwettbewerb "Neubau Verwaltungsgebaude / Neugestaltung
Festwiese, Offentliches Parkhaus” wird wegen Zustimmung Volk zu
Kuspo-Projekt (Dreispitz Sport- und Kulturzentrum) sistiert.

2003

Varianten Miete, Lowenareal, Festwiese werden gepruft.

2007

Siegerprojekt Wettbewerb "Tiefgarage / Gestaltung Festwiese" wird
bestimmt, die Umsetzung aber wegen der offenen Gesamtplanung fur
das Zentrum nicht in Auftrag gegeben.

2008

Standortfrage wird neu aufgeworfen.

2011

Gemeinderat genehmigt den "Planungskredit fir den Bau eines zent-
ralen Verwaltungsgebaudes im Dreispitzpark”.

2012

Die Eidgendssische Kommission fiir Denkmalpflege (EKD) beurteilt die
stadtebauliche Situation neu. Sie halt fest, dass der Dreispitzpark nicht
bebaut werden dirfe. Auf der Festwiese sei ein unterirdisches Park-
haus mit einem qualitatsvoll gestalteten Stadthaus unter bestimmten
Voraussetzungen moglich.

2012

Stadtrat beantragt Standortanderung unter Verkntpfung der beiden
Projekte "Neubau Stadthaus" und "Tiefgarage / Gestaltung Fest-
wiese".

2012

Gemeinderat genehmigt die Standortanderung mit der Verknipfung
der beiden Projekte.

2013

Stadtrat lasst Kostenschatzung fur die Sanierung der bestehenden
Verwaltungsliegenschaften erstellen. Der Standort Festwiese wird be-
statigt.

2014

Projektwettbewerb "Neubau Stadthaus, Tiefgarage und Gestaltung
Festwiese" wird durchgefuhrt.

2015

Das Siegerprojekt aus dem Projektwettbewerb wird 6ffentlich présen-
tiert.
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2.2

Jahr Bemuhungen, Prifungen und Entscheide

2016 Gemeinderat weist am 17. Marz 2016 die Botschaft fir den Rahmen-
kredit "Neubau Stadthaus, Tiefgarage und Gestaltung Festwiese" zu-
ruck.

2016 Gemeinderat genehmigt am 8. September 2016 den Rahmenkredit
"Neubau Stadthaus, Tiefgarage und Gestaltung Festwiese".

2016 Volk genehmigt den Rahmenkredit "Neubau Stadthaus, Tiefgarage
und Gestaltung Festwiese™ am 27. November 2016.

2016 Gegen den Volksentscheid wird eine Stimmrechtsbeschwerde einge-

reicht. Die Nachz&hlung durch den Kanton am 16. Dezember 2016 be-
statigt das Ergebnis als korrekt.

2017 Projektstart.

2018 Auflage Baugesuch Vorentscheid. Es gehen sechs Einsprachen ein, wo-
von eine zuruckgezogen wird. Einzelne Rigen werden als Stimm-
rechtsrekurs qualifiziert und an das Departement fiir Inneres und
Volkswirtschaft (DIV) Gberwiesen.

2018 Projektstopp wegen hangiger Einsprachen.

2019 Das Departement fir Bau und Umwelt des Kantons Thurgau (DBU) er-
teilt die Ausnahmebewilligung. Dagegen werden beim Verwaltungs-
gericht drei Beschwerden erhoben.

2019 Das DIV tritt auf den Stimmrechtsrekurs nicht ein. Die dagegen erho-
bene Beschwerde wird vom Verwaltungsgericht gutgeheissen und die
Sache zur materiellen Beurteilung an das DIV zurlickgewiesen.

2019 Einreichung Volksinitiative "zur Freihaltung der Festwiese beim Baren-
platz".

2020 Das DIV weist den Stimmrechtsrekurs ab. Die dagegen beim Verwal-
tungsgericht erhobene Beschwerde ist noch hangig.

2020 Das Verwaltungsgericht hebt den Entscheid des DBU auf. Die Voraus-

setzungen fir eine Ausnahmebewilligung fir die Uberschreitung der
Gebaudelange seien nicht gegeben.

2020 Gemeinderat weist am 11. Juni 2020 die Botschaft zur Volksinitiative
"zur Freihaltung der Festwiese beim Barenplatz" zurtck.
2020 Augenschein Festwiese und Umgebung durch EKD und kantonale

Denkmalpflege mit Vertreterinnen und Vertretern des Initiativkomi-
tees sowie der Stadt am 14. September 2020

2020 Neubehandlung der Botschaft zur Volksinitiative "zur Freihaltung der
Festwiese beim Barenplatz" im Gemeinderat am 12. November 2020.
2021 Geplante Volksabstimmung zur Initiative.

Vom Volk genehmigtes Stadthausprojekt auf der Festwiese

Am 15. Dezember 2011 (Standort Dreispitzpark) sowie am 15. November 2012 (Stand-
ort Barenplatz) genehmigte der Gemeinderat jeweils den Planungskredit in Héhe von
CHF 450°000.— fir die Durchfiihrung eines Wettbewerbs fiir ein Stadthausprojekt (Bei-
lagen 5 und 6). Am 3. Oktober 2014 wurde der Wettbewerb nach SIA-Norm 142 aus-
geschrieben. Das siebenkdpfige Preisgericht wahlte unter Einbezug einer breit abge-
stitzten Expertengruppe bestehend aus Vertreterinnen und Vertretern der Kreuzlin-
ger Ortsparteien, Quartiervereine, katholischen Kirchgemeinde, Schulgemeinde,
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Denkmalpflege und des Gewerbevereins sowie von Nutzerinnen und Nutzern am
31. Méarz 2015 einstimmig das Siegerprojekt "Schlussstein” der Architekten Niggli +
Zbinden, St. Gallen, und empfahl es zur Weiterbearbeitung (Beilage 7).

Nach der Weiterbearbeitung des Siegerprojekts mit Einbezug der Stadtbildkommission
und begleitet durch diverse 6ffentliche Informationsveranstaltungen, inkl. Tag der of-
fenen Verwaltung, konnten die Kreuzlinger Stimmberechtigten am 27. November 2016
Uber das "Kreditbegehren fir das Gesamtprojekt Neubau eines zentralen Stadthauses,
Bau einer Tiefgarage und Neugestaltung der Festwiese in der Hohe von CHF 47.5 Mio."
entscheiden (Beilage 8).

Der Rahmenkredit wurde bei einer Stimmbeteiligung von 50.4 % mit 2'068 Ja- zu 2'063
Nein-Stimmen vom Souveran angenommen. Eine Nachzahlung unter Aufsicht des Kan-
tons (DIV) aufgrund eines Rekurses gegen das Abstimmungsergebnis hat das Ergebnis
am 16. Dezember 2016 als korrekt bestatigt.

Anfang 2017 startete das Projektteam mit den Arbeiten. Nach der Genehmigung des
Projekthandbuchs beauftragte der Stadtrat die Projektsteuerung und den zur Unter-
stutzung beigezogenen externen Bauherrenvertreter, das Vorprojekt zu erarbeiten.
Das Projekt wurde mit Unterstiitzung von Fachplanern sowie Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern detailliert verfeinert. Der Stadtrat und die Projektsteuerung haben im
Vorprojekt entschieden, ein Baugesuch fir einen Vorentscheid, insbesondere fur die
Erteilung der Ausnahmebewilligung fiir das Uberschreiten der Gebaudelange, einzu-
reichen. Gegen das Vorentscheid-Baugesuch wurden Einsprachen beim DBU einge-
reicht. Aufgrund der Rechtsverfahren hat der Stadtrat im September 2018 beschlos-
sen, die weiteren Arbeiten zu sistieren, um keine weiteren Kosten zu generieren.

Die beim DBU eingereichten Einsprachen gegen das Vorentscheidgesuch wurden hin-
sichtlich einiger Rugen als Stimmrechtsbeschwerde qualifiziert und an das DIV zur Be-
urteilung Gberwiesen. Mit Entscheid vom 24. Januar 2019 trat das DIV nicht auf die
Beschwerde ein. Das Verwaltungsgericht hob diesen Entscheid im September 2019 auf
und wies die Sache an das DIV zur materiellen Beurteilung zuriick. Mit Entscheid vom
23. April 2020 hat das DIV den Rekurs abgewiesen und festgestellt, dass das Ergebnis
der Volksabstimmung vom 27. November 2016 seine Gliltigkeit behalt. Gegen den Ent-
scheid des DIV wurde Beschwerde beim Verwaltungsgericht eingereicht. Das Verfah-
ren ist noch hangig.

Am 16. Oktober 2019 hat das DBU die erforderlichen Ausnahmebewilligungen flr den
Neubau des Stadthauses mit Tiefgarage und Neugestaltung Festwiese erteilt. Die Ein-
sprachen wurden abgelehnt, soweit Uberhaupt darauf eingetreten wurde. Die bean-
tragten Ausnahmebewilligungen, insbesondere auch fur die Gebaudelange, wurden
erteilt. Gegen diesen Entscheid wurden erneut Beschwerden beim Verwaltungsgericht
erhoben.

Am 13. Mai 2020 (versandt am 25. Mai 2020) hat das Verwaltungsgericht den Ent-

scheid des DBU vom 16. Oktober 2019 aufgehoben, mit der Begrindung, die Voraus-
setzungen fiir die Erteilung einer Ausnahmebewilligung fir die Uberschreitung der im
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2.3

noch gultigen Baureglement festgelegten maximalen Gebaudelénge seien nicht erfullt.
Der Stadtrat verzichtete auf einen Weiterzug an das Bundesgericht. Die Erfolgsaussich-
ten wéren sehr gering, da es sich vorliegend um die Anwendung und Auslegung von
kantonalem und stadtischem Recht handelt. Das Bundesgericht korrigiert in diesen
Fallen nur, wenn der Entscheid des Verwaltungsgerichts willktrlich ist.

Bisherige Kosten fur das Projekt
Fdr die Planungen rund um das neue Stadthaus sind bisher folgende Kosten entstan-
den:

Position CHF, gerundet
Projektwettbewerb "Neubau eines Stadthauses mit 484°000.—
Tiefgarage und Neugestaltung Festwiese" bis und mit

Volksabstimmung 2014 — 2016, inkl. Nachtragskredit

Kosten Vorprojekt seit 2017 1'204'500.—
zulasten bewilligtem Baukredit
Total 1'688'500.—

Nicht bertcksichtigt sind die internen personellen Aufwendungen sowie die seit 1991
aufgelaufenen Planungskosten von rund CHF 578°000.-.

Festwiese: Der richtige Standort

Der Gemeinderat stimmte am 15. November 2012 mit 19 Ja- und 6 Nein-Stimmen bei
7 Enthaltungen der Planung eines Verwaltungsneubaus am Standort Festwiese zu. Das
Volk genehmigte den Rahmenkredit "Neubau Stadthaus, Tiefgarage und Gestaltung
Festwiese" am 27. November 2016. In der anschliessenden Vorprojektphase erfolgte
2018 die Auflage Vorentscheid Baugesuch, gegen die Einsprachen erhoben wurden.

Das DBU erteilte mit Entscheid vom 16. Oktober 2019 die Ausnahmebewilligung. Da-
gegen wurden beim Verwaltungsgericht drei Beschwerden erhoben. Mit Urteil vom
13. Mai 2020 hiess das Verwaltungsgericht die eingereichten Beschwerden gut und
hob den Entscheid des DBU auf. Dabei hat das Verwaltungsgericht in seinem Entscheid
lediglich die Frage beurteilt, ob die Voraussetzungen fur die Erteilung einer Ausnah-
mebewilligung fiir die Uberschreitung der Gebaudelange beim geplanten Stadthaus
auf der Festwiese gegeben sind. Im Gegensatz zum DBU sah das Verwaltungsgericht
die Voraussetzungen als nicht erfullt (Beilage 9).

Das Verwaltungsgericht hat sich in seinem Entscheid weder zum Standort des Stadt-
hauses auf der Festwiese noch zur stadtebaulichen oder architektonischen Qualitét
des Projektes kritisch gedussert. Allerdings zeigt der Entscheid des Verwaltungsge-
richts mit aller Deutlichkeit, dass die im heutigen Baureglement festgehaltene maxi-
male Gebaudelange von 50 m in der Zone fur 6ffentliche Bauten und Anlagen und in
der Erholungs- und Freizeitzone nicht zweckmassig ist und dringend angepasst werden
muss.
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3.1

Diese Erkenntnis ist nicht neu, hatten doch schon in der Vergangenheit zahlreiche Bau-
ten wie beispielsweise das Dreispitz Sport- und Kulturzentrum (ca. 58 m), das Schul-
haus Egelsee (ca. 93 m), die Bodensee-Arena (ca. 87 m), der Neubau der Padagogi-
schen Hochschule Thurgau (ca. 85 m) sowie das Alterszentrum (heute ca. 114 m, neu
ca. 125 m) ohne Ausnahmebewilligung nicht realisiert werden kdnnen, da sie die Ge-
baudelange von 50 m klar tberschreiten. In der laufenden Ortsplanungsrevision wurde
daher die entsprechende Bestimmung im Baureglement angepasst. Nach der vom
6. bis 25. September 2019 6ffentlich aufgelegten Rahmennutzungsplanung sollen in
der Zone fir 6ffentliche Bauten und Anlagen neu Gebaude mit einer Lange von bis zu
180 m zuléssig sein. Fir Gemeinden mit Zentrumsfunktion ist dies eine angemessene
und raumplanerisch sinnvolle Grésse, zumal die gednderte Messweise der Geb&ude-
lange nach der Verordnung des Planungs- und Baugesetzes vom 1. Januar 2013 keinen
Spielraum fiir die Aneinanderreihung von Bauten mehr zul&sst. Fur das geplante Stadt-
haus auf der Festwiese, welches eine Gebaudelange von 111.3 m aufweist, wird dann
keine Ausnahmebewilligung mehr erforderlich sein.

Der Stadtrat ist nach wie vor davon tiberzeugt, dass der Standort Festwiese der richtige
Standort fur ein zentrales Stadthaus ist und mit dem aktuellen Projekt ein ausgezeich-
netes Projekt vorliegt (Beilagen 10 und 11):

- Mit dem Umzug ins neue Verwaltungsgebaude entsteht an der Markstrasse ein zu-
sammenhangendes Areal im Zentrum, das sich als Standort fir durchmischtes Woh-
nen (z. B. Generationenh&user, bezahlbarer Wohnraum, Gewerbe mit publikumsin-
tensiver Nutzung gemass Cityzone im Erdgeschoss, Grun- und Aufenthaltsflachen,
Kindertagesstatten und -horte, offentliche Tiefgarage) anbietet bzw. entwickelt
werden kann.

- Mit der Tiefgarage werden die oberirdischen Parkplatze aufgehoben, und es ent-
steht im Zentrum eine Grinflache, die als Festwiese der Offentlichkeit zur freien
Nutzung zur Verfiigung steht bzw. flr 6ffentliche Veranstaltungen genutzt werden
kann. Kreuzlingen erhélt so neben dem Hafenareal und dem Boulevard einen wei-
teren freien Raum fiir Feste, kulturelle und sportliche Veranstaltungen (z. B. Jahr-
markt, Stadtfeste, Vereinsanlasse usw.) oder Ausstellungen und Messen. Die Griin-
flache vergrossert sich von heute rund 8‘000 m? auf neu rund 12‘000 m?. Zusam-
men mit dem Dreispitz- und dem Sallmannpark wird im Zentrum von Kreuzlingen
eine "grine Mitte" entstehen.

— Die Festwiese ist das geografische Zentrum der Stadt Kreuzlingen und verkehrstech-
nisch von allen Seiten sehr gut erschlossen. Das Siegerprojekt "Schlussstein™ setzt
einen wichtigen stadtebaulichen Akzent und ist ein wesentlicher Beitrag zur Zent-
rumsgestaltung. Die stadtraumliche Situation im Bereich Dreispitz und Barenplatz
kann mit dem Neubau abschliessend geklart werden.

Rechtliche Auswirkungen des Verwaltungsgerichtsentscheids

Wie die rechtliche Abklarung von Rechtsanwalt Angelo Fedi ergeben hat, fihrt der Ent-
scheid des Verwaltungsgerichts nicht dazu, dass die "Volksinitiative zur Freihaltung der
Festwiese beim Barenplatz™ hinféllig geworden ist. Seine zusammenfassende Begriin-
dung lautet: "Die Volksinitiative "zur Freihaltung der Festwiese beim Barenplatz" wird
durch den Verwaltungsgerichtsentscheid vom 13. Mai 2020 nicht obsolet. Der Ent-
scheid des Verwaltungsgerichts (Nichtgenehmigung der Ausnahmebewilligungen flr
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3.1.1

das Projekt "Schlussstein™) betrifft nur das aktuelle Projekt fiir den Bau des Stadthau-
ses unter der Geltung des aktuellen Baureglements, lasst aber weiterhin Raum fir
Bauprojekte. Die Initiative will demgegentber die Realisierung des Stadthauses auf der
Festwiese generell verhindern.” (Beilage 12).

Der Entscheid des Verwaltungsgerichts bedeutet aber auch nicht, dass die Kreditab-
stimmung vom November 2016 keine Giltigkeit mehr hat. Der Stadtrat ist weiterhin
in der Pflicht, den Auftrag der Kreuzlinger Stimmberechtigten flr das im November
2016 bewilligte Verwaltungsgebaude zu erfillen, solange das Volk keinen gegenteili-
gen Beschluss gefasst hat. Dies wird durch das Rechtsgutachten von PD Dr. iur Goran
Seferovic bestétigt. So fuhrt der Gutachter in seinen Erlauterungen zum Rechtsgutach-
ten aus: "Fir den Fall, dass das Stimmvolk diesem Beschluss tber die Aufhebung des
Beschlusses Uiber das Kreditbegehren flir das Gesamtprojekt Neubau eines zentralen
Stadthauses, Bau einer Tiefgarage und Neugestaltung der Festwiese in der Hohe von
47.5 Mio. und dem Beschluss tiber ein Kreditbegehren fir ein alternatives Projekt nicht
zustimmen sollte, so bliebe hingegen der bisherige Rechtszustand bestehen und damit
der friihere Beschluss in Kraft." (Beilage 3).

Stand Ortsplanungsrevision - weiteres Vorgehen

Die Ortsplanungsrevision ist weit fortgeschritten. Der kommunale Richtplan ist per
1. Juni 2020 in Kraft getreten. Mit der neuen Rahmennutzungsplanung (Baureglement
und Zonenplan) werden die rechtlichen Grundlagen fur 6ffentliche und private Ge-
baude festgelegt. So soll im neuen Baureglement unter anderem die heute festgelegte
maximale Gebaudelange von jeweils 50 m in der Zone fir 6ffentliche Bauten und An-
lagen auf 180 m sowie in der Erholungs- und Freizeitzone auf 150 m erhéht werden.
In den vergangenen Jahren hat sich die Geb&udeldnge von maximal 50 m in diesen
Zonen als unzweckmassige Einschrankung erwiesen. Zahlreiche wichtige Bauten hat-
ten ohne Ausnahmebewilligung nicht realisiert werden kénnen, da sie die Gebaude-
lange von 50 m klar Gberschreiten. Mit der Revision der Rahmennutzungsplanung wer-
den flr das gesamte Stadtgebiet wesentliche Grundlagen fiir das Planungs- und Bau-
wesen geschaffen. Die dadurch gewonnene Planungssicherheit flr Investorinnen und
Investoren, Grundeigentiimerinnen und Grundeigentiimer sowie Architektinnen und
Architekten ermd@glicht einen wirtschaftlichen Schub durch Investitionen. Deshalb
raumt der Stadtrat dieser Revision hdchste Prioritét ein.

Neues Stadthaus: Bedarf ist ausgewiesen

Die Notwendigkeit fir neue Burordumlichkeiten ist seit langer Zeit ausgewiesen und
unbestritten. Folgende Argumente belegen den dringenden Bedarf und die Vorteile
eines Neubaus:

— Der neue Verwaltungsbau vereint alle stadtischen Abteilungen und Amtsstellen un-
ter einem Dach (ohne Technische Betriebe, Werkhof und Géartnerei). Monatlich be-
suchen rund 5‘000 Personen die Kreuzlinger Stadtverwaltung. Der Zugang zu den
Dienstleistungen der Stadt wird erleichtert. Kundinnen und Kunden profitieren von
einem zentralen Dienstleistungsangebot und von kurzen Wegen.
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5.1

Fur die Mitarbeitenden werden der Austausch und die Zusammenarbeit erleichtert.
Das wird sich positiv auf die Servicequalitat und die Effizienz auswirken.

Die heute genutzten Verwaltungsliegenschaften Hauptstrasse 62 (Stadthaus),
Marktstrasse 4 und 6, Hauptstrasse 74 sowie 88 sind voll belegt und weisen keine
Reserven auf. In den letzten fast 30 Jahren hat sich die Bevolkerungszahl in Kreuz-
lingen um etwas mehr als 5'000 Personen (+ 30 %) erhoht, was sich auch auf das
Arbeitsvolumen und damit die Anzahl der Mitarbeitenden der Stadtverwaltung aus-
wirkt.

Es besteht ein dringender Sanierungsbedarf in baulicher und energetischer Hin-
sicht. Alle heute genutzten Liegenschaften sind nicht barrierefrei zugéanglich, so-
wohl fir Kundinnen und Kunden als auch fur Mitarbeitende. Menschen im Roll-
stuhl, mit einer Gehhilfe oder mit einem Kinderwagen kdnnen die Schalter oder
Verwaltungsabteilungen nur schwer oder gar nicht aufsuchen, da in keinem Ge-
b&ude ein Lift vorhanden ist.

Der Kundenservice und -komfort wird zeitgemass und deutlich verbessert (Emp-
fang, Wartebereiche, Lift, WC usw.).

Vertrauliche Gesprache mit Kundinnen und Kunden kénnen in geschlossenen Dis-
kretionsschaltern gefuhrt werden.

Die Sitzungszimmer konnen durch die Offentlichkeit mitgenutzt und damit auch
ausserhalb der Offnungszeiten besser ausgelastet werden als heute.

Der Neubau wird nach den neusten Baustandards erstellt. Die Betriebskosten redu-
zieren sich dadurch deutlich (Energie, Warme, Geb&udeunterhalt).

Konsequenzen der Initiative (Umsetzung der Initiative)

Die Volksinitiative fordert: "Stadtrat und Gemeinderat der Stadt Kreuzlingen werden
aufgefordert, ein Projekt firr einen andern Standort als die Festwiese beim Barenplatz
zum Schaffen von neuen, zweckdienlichen Raumen fir die Stadtverwaltung oder zur
Erweiterung des bestehenden Stadthauses auszuarbeiten und zur Abstimmung zu

bringen.” Was sind die Konsequenzen?

Bei Annahme der Initiative durch das Volk (Ja zum Initiativtext)

Das vom Volk am 27. November 2016 genehmigte Bauprojekt wird weiterhin nicht vo-
rangetrieben. Die noch nicht verrechneten Leistungen werden mit dem Architektur-

und dem Planungsbiro abgerechnet.

Position CHF, gerundet
Projektwettbewerb "Neubau eines Stadthauses mit Tiefgarage 484'000.—-
und Neugestaltung Festwiese" bis und mit Volksabstimmung

2014 - 2016, inkl. Nachtragskredit

Kosten Vorprojekt seit 2017 1'204'500.—
zu Lasten bewilligtem Baukredit

Projektabschluss, Verrechnung der noch offenen Leistungen (ge- 142'000.—-
schatzt)

Zwischentotal 1'830'500.—
Durchfiihrung eines neuen Projektwettbewerbs 500'000.—
Weiterbearbeitung Siegerprojekt (Vorprojekt) bis und mit Volks- 1'000'000.—
abstimmung (Planungs- und Kostentiefe +/- 25 %)

Total 3'330'500.—
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Mit der Annahme der Initiative gestalten sich die Planungsschritte fir ein alternatives

Stadthausprojekt wie folgt:

Schritt

Zustandig

Evaluation neuer Standort

Stadtrat in Zusammenar-
beit mit Gemeinderat

Kreditbegehren ber Planungskredit fiir die Durchfih-
rung eines neuen Projektwettbewerbs und die Erarbei-
tung des Vorprojekts

Gemeinderat

Aktualisierung Raumprogramm Stadtrat

Durchfiihrung Projektwettbewerb nach SIA-Norm 142 Stadtrat mit Jury
Weiterbearbeitung Siegerprojekt (Vorprojekt) bis und Stadtrat und Architekten
mit Volksabstimmung Siegerprojekt
Abstimmung Kreditbegehren fur ein neues Projekt, Gemeinderat und Volks-
welches bei Annahme die Abschreibung des alten Pro- abstimmung

jekts bewirkt

— Abschreibung des alten Projekts
— Bearbeitung des neuen Projekts: Bauprojekt, Aus-
schreibung, Realisierung und Umzug

Stadtrat und Projekt-
team

Zentrumsplanung, inkl. Planung Gestaltung Festwiese

Stadtrat in Zusammenar-

beit mit Gemeinderat

Aktuell liegen weder fiir ein Stadthaus an der Marktstrasse oder an einem anderen
Standort noch fur eine allféllige Tiefgarage auf der Festwiese konkrete alternative Pro-
jekte vor. Es handelt sich entweder um Studienarbeiten (Stadthaus) oder nicht weiter-
verfolgte Wettbewerbsprojekte (Tiefgarage Festwiese). Alle Projektideen mussten von
Grund auf neu erarbeitet werden, was mehrere Jahre Verzogerungen bedeutet.

Auch allfallige Gestaltungsarbeiten auf der Festwiese bzw. der Bau einer Tiefgarage an
diesem Ort kdnnen nicht ohne zeitliche Verzdgerung angegangen werden. Die zur Ver-
fugung stehenden finanziellen und personellen Mittel sind auf die néchsten Jahre in
den bereits geplanten Projekten gebunden.

Gemass dem Rechtsgutachten von PD Dr. iur. Goran Seferovic ist durch die Annahme
der Initiative das alte Projekt nicht automatisch abgeschrieben. Das neu erarbeitete
Projekt muss wiederum dem Volk vorgelegt werden, inklusive Beschlussentwurf. Bei
Annahme des neuen Projekts muss das alte ganzlich abgeschrieben werden. Sollte das
Kreditbegehren fir ein alternatives Stadthausprojekt von den Kreuzlinger Stimmbe-
rechtigten abgelehnt werden, hatte der Kreditentscheid vom November 2016 immer
noch seine Giltigkeit:
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5.2

Volksabstimmung
Uber Initiative "zur
Freihaltung der
Festwiese beim
Bérenplatz"

I

Ablehnung

Weiterbearbeitung
bestehendes Projekt
(Volksabstimmung
2016)

Evaluation neuer Standort

Kreditbegehren Planungskredit
fir den neuen Projektwettbewerb
und die Erarbeitung Vorprojekt

Aktualisierung Raumprogramm,
Durchfiihrung Projektwettbewerb,
Weiterbearbeitung Siegerprojekt bis
und mit Volksbotschaft

Volksabstimmung
Kreditbegehren neues Projekt,
inkl. Aufhebung Kredit

Volksabstimmung 2016
I
Ablehnung
[ ]

Abschreibung Weiterbearbeitung
bestehendes Projekt Realisierung neues bestehendes Projekt
(Volksabstimmung Projekt (Volksabstimmung

2016) 2016)

1 Ablaufdiagramm "Konsequenzen der Initiative"

Bei Ablehnung der Initiative durch das Volk (Nein zum Initiativtext)

Die Kreuzlinger Stimmberechtigten bekennen sich zum Standort und das von ihnen am
27. November 2016 genehmigte Bauprojekt wird weiterbearbeitet. Nach Abschluss
der Ortsplanungsrevision und des laufenden Rechtsverfahrens (Stimmrechtsbe-
schwerde) und nach Durchfuihrung des Baubewilligungsverfahrens kann das vom Volk
bewilligte Projekt realisiert werden.
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Zusammenfassung
Die Volksinitiative "zur Freihaltung der Festwiese beim Barenplatz" ist zustande ge-
kommen und gultig. Sie kann in dieser Form dem Stimmvolk vorgelegt werden.

Seit Uber 30 Jahren wird in Kreuzlingen versucht, ein Stadthaus mit angemessenen
Raumlichkeiten fiir die Bevolkerung und die Stadtverwaltung zu erstellen. Die heutigen
Verwaltungsliegenschaften genligen — baulich und energetisch — schon lange nicht
mehr den vorgeschriebenen Anforderungen. Zudem bestehen keinerlei Raumreserven
und an den Schaltern ist die geforderte Diskretion nicht gewahrleistet. Keine Liegen-
schaft ist barrierefrei zuganglich. Menschen mit einer kérperlichen Behinderung oder
mit Kinderwagen haben nur erschwert oder gar keinen Zugang zu den Schaltern bzw.
zu den Verwaltungsabteilungen. Die Notwendigkeit eines neuen und gut erschlosse-
nen Stadthauses ist unbestritten.

Mit dem vom Volk am 27. November 2016 genehmigten Kreditbegehren fir das Ge-
samtprojekt Neubau eines zentralen Stadthauses, Bau einer Tiefgarage und Neugestal-
tung der Festwiese in der HOhe von CHF 47.5 Mio. kann ein Verwaltungsbau realisiert
werden. Dieser erfullt einerseits die Anforderungen an einen modernen und angemes-
senen Neubau fir die Stadtverwaltung und setzt andererseits einen stadtebaulichen
Akzent im Kreuzlinger Zentrum. Der Stadtrat sowie auch eine klare Mehrheit des Ge-
meinderats erachten die Festwiese als richtigen Standort flr ein zentrales Verwal-
tungsgebaude. Mit dem Neubau auf der Festwiese wird zudem das attraktive Stadtge-
biet an der Marktstrasse frei, das mit einer gemischten Nutzung Wohnen, Leben und
Arbeit, z. B. mit genossenschaftlichem oder generationenlbergreifendem Wohnen,
entwickelt werden kann.

Bei einer Annahme der Initiative durch die Kreuzlinger Stimmberechtigten ist der Kre-
ditentscheid vom November 2016 nicht aufgehoben. Zuerst muss ein neues Projekt
von Grund auf erarbeitet werden, die bisherigen Bemiihungen waren vergebens und
beginnen von vorne. Das neue Projekt bzw. der neue Baukredit muss den Kreuzlinger
Stimmberechtigen an der Urne vorgelegt werden. Mit dieser Abstimmung kann der
Kreuzlinger Souveran tiber den neuen und den damaligen Baukredit vom November
2016 entscheiden. Allein bis zu diesem Zeitpunkt wurden mindestens CHF 3.3 Mio.
ausgegeben. Um hernach den heutigen Planungsstand — wie seit der Volksabstimmung
im 2016 erarbeitet — zu erreichen, sind weitere Ausgaben unumgénglich.

Sehr geehrter Herr Prasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Der Stadtrat beantragt Ihnen,

a.
b.

Die Volksinitiative ist in der Form einer allgemeinen Anregung gultig zu erklaren.
Die Volksinitiative "zur Freihaltung der Festwiese beim Barenplatz" ist der Volksab-
stimmung ohne Gegenvorschlag zu unterbreiten, mit der Empfehlung, die Initiative
abzulehnen.
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Kreuzlingen, 15. September 2020

Stadtrat Kreuzlingen

Thomas Niederberger, Stadtprésident

Michael Stahl, Stadtschreiber

Beilagen

©CoNoO~wNE

11.
12.

Unterschriftenbogen Volksinitiative

Rechtsgutachten PD Dr. iur. Goran Seferovic vom 5. Marz 2020

Erlauterungen zum Rechtsgutachten PD Dr. iur. Goran Seferovic vom 8. Juni 2020
Ergdnzung zum Rechtsgutachten PD Dr. iur. Goran Seferovic vom 6. August 2020
Wortprotokoll Gemeinderatssitzung vom 15. Dezember 2011

Wortprotokoll Gemeinderatssitzung vom 15. November 2012 (Auszug)
Projektwettbewerb — Bericht des Preisgerichts vom 13. April 2015 (Auszug)
Volksbotschaft Kreditbegehren Stadthaus vom 27. November 2016

Auszilige aus dem Entscheid des DBU vom 16. Oktober 2019 und aus dem Entscheid
des Verwaltungsgerichts vom 13. Mai 2020

Luftaufnahme Festwiese, aktuelle Situation

Situationsplan Festwiese, geplante Situation

Memorandum RA Angelo Fedi vom 10. Juni 2020
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Volksinitiative zur Freihaltung der Festwiese beim Barenplatz

Die unterzeichnenden Kreuzlinger Einwohner und Einwohnerinnen verlangen gestutzt auf Art. 15ff der Gemeindeordnung Kreuzlingen vom 26. November 2017, 8871 bis 79
des kantonalen Gesetzes uber das Stimm- und Wahlrecht vom 12. Februar 2014 sowie § 13 des Gesetzes Uber die Gemeinden vom 05. Mai 1999 was folgt:

Stadtrat und Gemeinderat der Stadt Kreuzlingen werden aufgefordert, ein Projekt fir einen andern Standort als die Festwiese
beim Béarenplatz zum Schaffen von neuen, zweckdienlichen Raumen fir die Stadtverwaltung oder zur Erweiterung des
bestehenden Stadthauses auszuarbeiten und zur Abstimmung zu bringen.

Auf dieser Liste kénnen nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in Kreuzlingen wohnen und stimmberechtigt sind. Die Unterzeichneten, die das Begehren unterstiitzen,

maogen es handschriftlich unterzeichnen. Wer das Ergebnis einer Unterschriftensammlung fir ein Volksbegehren falscht oder wer bei einer Unterschriftensammlung besticht oder

sich bestechen lasst, macht sich gemass Art. 282 StGB strafbar (§ 71 Abs. 2 Ziff. 7 des kantonalen Gesetzes Uber das Stimm- und Wahlrecht vom 1. August 2014).

Politische Gemeinde Kreuzlingen, 8280

Name Vorname Jahr- Wohnadresse Eigenhandiae Unterschrift Kontrolle
(in Blockschrift) (in Blockschrift) gang (Strasse und Nummer) 9 9

(leer lassen)

1

Beginn der Unterschriftensammlung: Montag, 19. August 2019 Ende der Sammelfrist: Montag, 11. November 2019
Einreichung der Unterschriften auf der Stadtkanzlei spatestens Montag, 18. November 2019

Die unterzeichnende Amtsperson bescheinigt hiermit, dass obenstehende (Anzahl) Unterzeichnerinnen und Unterzeichner der Initiative,
in der Gemeinde Kreuzlingen in Gemeindeangelegenheiten stimmberechtigt sind.

Datum, Amtsstempel und Unterschrift:

Weitere Unterschriftenb6gen zum Ausdrucken gibt es unter www.freie-festwiese-kreuzlingen.ch

Die Liste ist vollstandig oder teilweise ausgefillt so schnell wie mdglich zuriickzusenden an: Peter Muller, Rosgartenweg 4, 8280 Kreuzlingen.

Dem Initiativkomitee gehoren an:
Paul Altwegg, Rudolf Anderegg, Xaver Dahinden, Rudolf Eberle, Brigitta Engeli-Sager, Guido Leutenegger, Peter Mller, Heinrich Osterwalder, Jost Ruegg, Paul Stahli
Das Initiativkomitee ist berechtigt, diese Volksinitiative mit einer 2/3-Mehrheit spatestens 10 Wochen vor der Abstimmung mittels Erklarung an den Stadtrat zuriickzuziehen.

T abejieg


http://www.freie-festwiese-kreuzlingen.ch/




Beilage 2

Offentlicher Sektor und Regulierung in Wissenschaft und Praxis

PD Dr. iur. Goran Seferovic
Abegg Anwaélte und Konsulenten
Seestrasse 329

8038 Zirich

Schweiz

Tel. +41 44 523 1470
Fax +41 44 523 1475
www.aa-k.ch
info@aa-k.ch

Zirich, 5. Miarz 2020

Rechtsgutachten

zur Giiltigkeit der Volksinitiative «zur Freihaltung der Festwiese beim Baren-
platz»

vom 19. August 2019

PD Dr. iur. Goran Seferovic, Rechtsanwalt

Stv. Leiter des Zentrums fiir 6ffentliches Wirtschaftsrecht, ZHAW School of Ma-
nagement and Law, Winterthur

Privatdozent fiir Staatsrecht, Verwaltungsrecht und Verfassungsgeschichte an
der Universitat Ziirich
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[. Ausgangslage

An einer Volksabstimmung vom 27. November 2016 stimmten die Stimmberech-
tigten der Stadt Kreuzlingen dem «Kreditbegehren fiir das Gesamtprojekt Neu-
bau eines zentralen Stadthauses, Bau einer Tiefgarage und Neugestaltung der
Festwiese in der Hohe von CHF 47.5 Mio.» mit der Mehrheit von 50.06% zu (ftinf
Stimmen Unterschied).! Aufgrund der Gebdudeldnge erforderte das Projekt Aus-
nahmebewilligungen des kantonalen Departements fiir Bau und Umwelt (DBU).
Das DBU genehmigte ein entsprechendes Gesuch um Vorentscheid der Stadt
Kreuzlingen im Oktober 2019 und lehnte die dagegen eingegangenen Einspra-
chen ab. Dieser Entscheid wurde beim Verwaltungsgericht des Kantons Thurgau
angefochten. Im Zusammenhang mit der Volksabstimmung vom 27. November
2016 ist ausserdem eine Stimmrechtsbeschwerde am Verwaltungsgericht des
Kantons Thurgau hidngig. Die Stadt Kreuzlingen hat die Bautitigkeit bisher nicht
aufgenommen.

Mit Datum vom 19. August 2019 hat das Initiativkomitee «Freunde der Fest-
wiese» begonnen, Unterschriften fiir die kommunale «Volksinitiative zur Frei-
haltung der Festwiese beim Barenplatz» zu sammeln. Mit Ende der Sammelfrist
haben die Initianten die Initiative am 18. November mit 1135 giiltigen Unter-
schriften eingereicht. Der Stadtrat hat daraufhin mit Beschluss vom 10. Dezember
2019 das formelle Zustandekommen der Initiative festgestellt.? Die Initiative hat
folgenden Wortlaut:

« Stadtrat und Gemeinderat der Stadt Kreuzlingen werden aufgefor-
dert, ein Projekt fiir einen andern Standort als die Festwiese beim Ba-
renplatz zum Schaffen von neuen, zweckdienlichen Raumen fiir die
Stadtverwaltung oder zur Erweiterung des bestehenden Stadthauses
auszuarbeiten und zur Abstimmung zu bringen.»

1 Protokoll der Stadt Kreuzlingen tiber die Gemeinde-Volksabstimmung vom 27. November 2016.
2 Art. 17 Abs. 2 GO.
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II.

Auftrag

Mit Beschluss vom 10. Dezember 2019 hat der Stadtrat Kreuzlingen den Gutach-
tenden beauftragt, ein Rechtsgutachten tiber die Rechtsgiiltigkeit der «Volksinitia-
tive zur Freithaltung der Festwiese beim Bdrenplatz» zu erstellen.

I1I.

A.

Rechtliche Beurteilung

Giiltigkeit kommunaler Volksinitiativen im Allgemeinen

Verfahren und Zustindigkeiten

Gemeinden im Kanton Thurgau kénnen den Stimmberechtigten gemdss
§ 13 des Gesetzes tiber die Gemeinden (GemG)?3 in ihrer Gemeindeordnung
die Initiative tiber den Erlass, die Anderung oder die Aufhebung von Reg-
lementen oder Beschliissen, welche obligatorisch oder fakultativ der Volks-
abstimmung unterliegen, einrdumen. Die Stadt Kreuzlingen hat von dieser
Moglichkeit Gebrauch gemacht. Nach Art. 15 der Gemeindeordnung der
Stadt Kreuzlingen (GO)* konnen acht Prozent der Stimmberechtigten einen
Vorschlag fiir einen Gemeindebeschluss in der Form der allgemeinen An-
regung oder des ausgearbeiteten Entwurfs einreichen. Der Titel einer sol-
chen Initiative darf nicht irrefiithrend sein, zu keinen Verwechslungen An-

lass geben und keine kommerzielle oder personliche Werbung enthalten.’

Gelingt es den Initianten innerhalb der Frist von drei Monaten die nétige
Zahl an Unterschriften einzureichen,® so hat anschliessend der Stadtrat der
Gemeinde Kreuzlingen das Zustandekommen der Initiative zu beschlies-
sen.” Uber die Giiltigkeit einer Initiative hat hingegen der Gemeinderat zu

entscheiden. Die Frist und das Verfahren richten sich danach, ob es sich um
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Gesetz iiber die Gemeinden (GemG) vom 5. Mai 1999, Rechtsbuch TG 131.1.

Gemeindeordnung der Stadt Kreuzlingen vom 26. November 2017, abrufbar unter
https:/ /www kreuzlingen.ch/service/reglemente-und-verordnungen

§13 Abs. 2 GemG i.V.m. § 71 Abs. 1 Gesetz tiber das Stimm- und Wahlrecht (StWG) vom 12. Februar
2014, Rechtsbuch TG 161.1.

Art. 15 Abs. 1 GO

§ 93 Abs. 2 StWG i.V.m. Art. 17 Abs. 2 GO.
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eine Initiative in der Form der allgemeinen Anregung oder des ausgearbei-
teten Entwurfs handelt. Wie unten ausfiihrlich erdrtert wird (Ziff. B.1), han-
delt es sich bei der vorliegenden Initiative um eine Initiative in der Form
der allgemeinen Anregung. Uber eine solche hat der Gemeinderat inner-
halb eines Jahres zu beschliessen,® wobei dieser Beschluss unter anderem

auch die Priifung der Giiltigkeit einer Initiative umfasst.’

Giiltigkeitsvoraussetzungen

Der Stadtrat Kreuzlingens hat das Zustandekommen der vorliegenden Ini-
tiative festgestellt, weshalb sich das Gutachten auf die Priifung der materi-
ellen Giiltigkeitskriterien beschriankt. Das Gemeindegesetz des Kantons
Thurgau erwdhnt im Zusammenhang mit der Initiative auf kommunaler
Ebene keine ausdriicklichen Giiltigkeitserfordernisse, sondern verweist fiir
das Verfahren bei Volksinitiativen auf die Kantonsverfassung und das Ge-
setz tiber das Stimm- und Wabhlrecht (StWG), deren Normen sinngemdss
anzuwenden seien.’® Das StWG erwidhnt in § 78 die Voraussetzungen der
Einheit der Materie und der Einheit der Form, welche eine Initiative zu
wahren hat. Weitere Ungiiltigkeitsgriinde sind im StWG nicht erwdhnt und
auch die Verfassung des Kantons Thurgau stellt keine weiteren Ungiiltig-

keitsgriinde auf.!

Nach der Praxis des Bundesgerichts sind die Kantone aufgrund der Abstim-
mungsfreiheit gemdss Art. 34 Abs. 2 der schweizerischen Bundesverfas-

sung (BV)12 verpflichtet, die formelle Giltigkeit von Volksinitiativen zu

10
11
12
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Art. 16 Abs. 1 GO.

Vgl. Art. 29 lit. ¢ Ziff. 3 GO. Dem Gemeinderat kommt daneben unter anderem auch die Kompetenz
zu, dartiber zu beschliessen, ob er einer Initiative in der Form der allgemeinen Anregung Folge leis-
ten will oder ihr einen Gegenvorschlag gegentiberstellen will.

§ 13 Abs. 2 GemG

Vgl. ebenso BGE 1391292 E. 5.3.

Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999, SR 101.
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tiberpriifen.’3 Die Abstimmungsfreiheit verpflichtet die Kantone nach stén-
diger Praxis des Bundesgerichts jedoch nicht, Initiativen vorab auf ihre ma-
terielle Giiltigkeit und damit auf die Vereinbarkeit mit tibergeordnetem
Recht zu tiberpriifen. Die Lehre kritisiert diese Praxis!® und die allermeis-
ten Kantone priifen kantonale Volksinitiativen auf Vereinbarkeit mit tiber-
geordnetem Recht, wenngleich einige Kantone nur qualifiziert rechtswid-

rige Initiativen fiir ungiiltig erklédren.1

Der Grosse Rat des Kantons Thurgau priift kantonale Volksinitiativen nach
standiger Praxis auch auf die Vereinbarkeit mit tibergeordnetem Recht.l”
Daraus folgt aber nicht zwingend, dass die Gemeinden verpflichtet sind,
kommunale Initiativen ebenfalls auf ihre materielle Giiltigkeit zu priifen.!®
Eine solche Pflicht kann sich aber aus der Rechtsgleichheit (Art. 8 BV) und
dem Grundsatz von Treu und Glauben (Art. 9 BV) ergeben, falls eine Ge-
meinde Initiativen bereits frither auf ihre materielle Rechtmdssigkeit ge-
priift hat.1? Sofern der Gemeinderat von Kreuzlingen bereits frither materi-

ell rechtswidrige Initiativen der Volksabstimmung unterbreitet hat, so

13

14

15
16

17

18

19
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BGE1051a11E. 2¢; vgl. auch BGE 1391195 E. 1.3; 114 Ia 267 E. 3; vgl. dazu auch Yvo Hangartner/ An-
dreas Kley, Die demokratischen Rechte in Bund und Kantonen der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft, Ziirich 2000, N. 2132.

Vgl. Urteil des BGer vom 18. Juni 1997, 1P_63/1997 E. 3, in: Schweizerisches Zentralblatt fiir Staats-
und Verwaltungsrecht (ZBI) 99 (1998), S. 91; BGE 114 Ia 267 E. 3. Zuletzt aber etwas weniger weitge-
hend BGE 1391195 E. 1.3 (insb. E. 1.3.3), wonach dies nicht fiir offensichtlich materiell rechtswidrige
Vorlagen gilt; vgl. auch Andreas Auer, Staatsrecht der schweizerischen Kantone, Bern 2016, N. 1164;
Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 2134 f.; Bénédicte Tornay, La démocratie directe saisie par le juge:
L’empreinte de la jurisprudence sur les droits populaires en Suisse, Diss. Genf 2008, S. 99 ff.

Vgl. Auer (Anm. 14), N. 1164 ff. m.w.H.

Vgl. etwa Art. 31 der Verfassung des Kantons Solothurn sowie die weiteren Hinweise bei Goran
Seferovic, Volksinitiative zwischen Recht und Politik: Die staatsrechtliche Praxis in der Schweiz, den
USA und Deutschland, Habil. Ziirich, Bern 2018, N. 209.

Vgl. Philipp Stdhelin, Wegweiser durch die Thurgauer Verfassung, 2. Aufl.,, nachgefiihrt und ergénzt
von Rainer Gonzenbach und Margrit Walt, Weinfelden 2007, S. 73 f. sowie aus der Praxis etwa BGE
1391292 Sachverhalt B.

Vgl. in diesem Sinne auch Benjamin Schindler, Rechtsgutachten zur Giiltigkeit der Volksinitiative
«Keine Betonwiiste auf dem Seeparkareal!» vom 23. Dezember 2014 erstattet im Auftrag der Stadt
Arbon (TG), S. 11, abrufbar unter: https://www.alexandria.unisg.ch/publications/245326.

BGE 100 Ia 386 E. 2¢; vgl. auch Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 2134; Alfred Koélz, Die kantonale
Volksinitiative in der Rechtsprechung des Bundesgerichts: Darstellung und kritische Betrachtung,
in: ZB1 83 (1982), S. 2-49 (21 £.).
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miisste er grundsétzlich auch diese Initiative den Stimmberechtigten unter-
breiten. Da sich im Folgenden jedoch zeigen wird, dass die Initiative giiltig

zu erkldren ist, kann diese Frage offen bleiben.

Giiltigkeit der Volksinitiative «zur Freihaltung der Festwiese beim
Barenplatz»

Einheit der Form und Einheit der Initiativart

Wie erwédhnt, sind Initiativen in der Gemeinde Kreuzlingen in der Form der
allgemeinen Anregung oder des ausgearbeiteten Entwurfs zuldssig (Art. 15
GO). Die Giiltigkeitsvoraussetzung der Einheit der Form verlangt, dass eine
Initiative nur in einer der beiden Formen eingereicht werden kann, dass
diese Formen somit nicht vermischt werden.?Y Die Voraussetzung steht in
Zusammenhang mit der Abstimmungsfreiheit von Art. 34 Abs. 2 BV, soll
aber vor allem auch ein geordnetes Verfahren ermoglichen, da die beiden
Initiativformen formell unterschiedliche Verfahren vorsehen, die miteinan-

der nicht kompatibel sind.?!

Eine Initiative in der Form des ausgearbeiteten Entwurfs schlidgt einen Nor-
mentwurf oder einen Beschlussentwurf vor, welcher, sofern er vom Stimm-
volk angenommen wird, unverandert in Rechtskraft tritt.22 Ist eine Initiative
hingegen als allgemeine Anregung formuliert, so handelt es sich dabei um
ein Begehren an die zustdndige Behorde, in der von der Initiative bestimm-
ten Weise titig zu werden.?? Diese Behorde hat das entsprechende Gesetz
oder den entsprechenden Beschluss auszuarbeiten, wobei ihr nach der Pra-

xis des Bundesgerichts ein gewisser Ermessensspielraum verbleibt.2*

Die vorliegende Initiative dussert sich weder in ihrem Wortlaut noch auf
dem Unterschriftenbogen ausdriicklich zu ihrer Form. Aus dem Wortlaut

der Initiative «zur Freihaltung der Festwiese beim Barenplatz» ergibt sich

20
21
22
23
24
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Vgl. dazu sowie den Rechtsfolgen einer allfilligen Vermischung Stihelin et al. (Anm. 17), S. 70.
Vgl. bereits BGE 48 1156 E. 1 sowie etwa Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 2526 f{.

Vgl. Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 367 f.; Stdhelin et al. (Anm. 17), S. 70.

Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 366; Stihelin et al. (Anm. 17), S. 70.

Vgl. die Darstellung der Praxis bei Seferovic (Anm. 16), N. 153 f.


http://www.aa-k.ch/admin

Offentlicher Sektor und Regulierung in Wissenschaft und Praxis

jedoch deutlich, dass es sich um eine Initiative in der Form der allgemeinen
Anregung handelt. Die Initiative fordert Stadtrat und Gemeinderat der
Stadt Kreuzlingen auf, «ein Projekt fiir einen andern Standort als die Fest-
wiese beim Béarenplatz zum Schaffen von neuen, zweckdienlichen Raumen
tir die Stadtverwaltung oder zur Erweiterung des bestehenden Stadthau-
ses auszuarbeiten und zur Abstimmung zu bringen.» Aus diesem Begehren
folgt einerseits, dass die zustandigen Behorden das Notige vorkehren miis-
sen, um das bereits beschlossene Projekt, fiir welches die Stimmberechtig-
ten in der Abstimmung vom 27. November 2016 den nétigen Kredit bewil-
ligt haben, zu widerrufen. Andererseits haben die zustandigen Behorden
die Vorkehrungen zu treffen, auf dass ein neues Projekt mit alternativem
Standort entsprechend dem Wortlaut der Initiative ausgearbeitet und zur
Abstimmung gebracht wird. Die Initiative formuliert damit weder den ent-
sprechenden Beschluss zur Aufhebung des Kreditbeschlusses, iiber wel-
chen das Stimmvolk am 27. November 2016 beschlossen hat, noch den Be-
schluss tiber ein Alternativprojekt. Die Ausarbeitung dieser Beschliisse ist
Aufgabe der zustdndigen Behorden, womit es sich bei dieser Initiative um

eine solche in der Form der allgemeinen Anregung handelt.

Unter der Voraussetzung der Einheit der Form versteht das Bundesgericht
und ein Teil der Lehre zudem auch die Voraussetzung der Einheit der Ini-
tiativart, welche auch als Einheit des Ranges oder Einheit der Normstufe
bezeichnet wird und welche das Bundesgericht ebenfalls aus der bundes-
rechtlich garantierten Abstimmungsfreiheit von Art. 34 Abs. 2 BV ableitet.?>
Diese Voraussetzung verlangt, dass eine Initiative nur einen Typ einer
Volksinitiative,?¢ somit etwa nur eine Verfassungsinitiative, eine Gesetzes-

initiative oder — wo zuldssig — eine Beschlussinitiative umfasst. Die Be-

25

26
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BGE 1301185 E. 2.1; Urteil des BGer vom 12. Dezember 1989, 1P_260/1989 E. 5b, in: ZB1 92 (1991),
S. 164 ff. (169); vgl. auch Kolz (Anm. 19), S. 17. Ein anderer Teil der Lehre fasst die Einheit der Initia-
tivart als zusitzliche Voraussetzung auf, will Initiativen aber ebenfalls auf diese Voraussetzung prii-
fen, vgl. Auer (Anm. 14), N. 1069; Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 2105 ff.

Vgl. fiir eine Ubersicht der Initiativarten Auer (Anm. 14), N. 1044 ff.; Hangartner/Kley (Anm. 13),
N. 2186 ff.
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schlussinitiative, welche teilweise auch als Verwaltungsinitiative bezeich-
net wird,?” hat individuell-konkrete Beschliisse zum Gegenstand, wobei
sich diese durchwegs auf Beschliisse des Parlaments oder der gesetzgeben-
den Behorde bezieht.?8

Die vorliegend zu beurteilende Initiative in der Form der allgemeinen An-
regung will einerseits einen bereits beschlossenen Kredit auftheben sowie
Stadtrat und Gemeinderat beauftragen, ein alternatives Projekt auszuarbei-
ten sowie anschliessend der Volksabstimmung zu unterstellen. Formell be-
schliessen die Stimmberechtigten regelmdssig tiber eine Kreditvorlage und
damit nicht unmittelbar tiber ein Bauprojekt. Das Projekt ist mit dem Kredit
aber immerhin insoweit verbunden, als «der Kredit nicht seinem urspriing-
lichen Zweck entfremdet werden darf».?° Somit handelt es sich bei beiden
Beschliissen, welche den Stimmberechtigten unterbreitet werden sollen, um
Kreditbeschliisse und damit um individuell-konkrete Rechtsanwendungs-
akte. Genauer wird noch die Ausarbeitung des zweiten Kreditbeschlusses
zu beurteilen sein, da die Initiative Stadtrat und Gemeinderat beauftragen
will, die in ihre Zustandigkeitsbereiche fallenden Vorarbeiten fiir diesen
dannzumal vom Stimmvolk zu beurteilenden Kreditbeschluss vorzuneh-
men (vgl. unten Ziff. II1.B.5). Da aber auch ein solcher Beschluss tiber einen
Auftrag an den Stadtrat zweifellos einen individuell-konkreten Beschluss
und die Initiative damit in ihrer Gesamtheit eine Beschlussinitiative dar-

stellt, erfiillt sie die Voraussetzung der Einheit der Initiativart.

Einheit der Materie

Verfassung und Gesetzgebung des Kantons Thurgau definieren das Erfor-
dernis der Einheit der Materie nicht ndher, womit auf die Praxis des Bun-
desgerichts zu Art. 34 Abs. 2 BV abzustellen ist.3? Die Einheit der Materie

27
28
29
30

9/19

Vgl. zur Terminologie Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 2195.

Vgl. Auer (Anm. 14), N. 1047; Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 2186 ff.
BGE 104 Ia 425 E. 5a; vgl. dazu auch Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 1918.
Vgl. Stahelin et al. (Anm. 11), S. 70.
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ergibt sich nach der Praxis des Bundesgerichts aus dem Anspruch der

Stimmberechtigten auf unverfalschte Willenskundgabe.3!

Vorliegend verlangt die Initiative, es sei ein Projekt fiir einen anderen
Standort zur Erstellung von Raumen fiir die Stadtverwaltung oder zur Er-
weiterung des bestehenden Stadthauses auszuarbeiten und zur Abstim-
mung zu bringen. Faktisch muss ein solches Alternativprojekt selbstver-
standlich dazu fithren, dass der Kreditbeschluss iiber das bisherige Projekt
aufgehoben werden muss. Diese beiden Teile der Initiative stehen aber
nicht nur in einem sachlichen, sondern auch in einem logischen Zusammen-
hang, weshalb die Initiative die Voraussetzung der Einheit der Materie er-
fullt.

Tatsichliche Durchfiihrbarkeit und Bestimmtheit

Im Sinne eines allgemeinen Rechtsgrundsatzes verlangt das Bundesgericht
unabhéngig vom kantonalen Recht, dass eine Initiative tatsdchlich durch-

fithrbar sein muss.32

Im Zusammenhang mit der vorliegenden Initiative hitte die tatsdchliche
Durchfiihrbarkeit dann fraglich sein konnen, wenn der Kredit, welcher ge-
mdss der Initiative aufgehoben werden sollte, bereits beansprucht worden
wdre oder — noch offensichtlicher — falls das Bauprojekt bereits vollendet
worden wire.3 Die Behorden der Stadt Kreuzlingen haben jedoch aus de-
mokratiepolitischer Sicht vorbildlich gehandelt, indem sie das Projekt im
Zuge der zustande gekommenen Initiative und aufgrund des hingigen Be-

willigungsverfahrens einstweilen sistiert haben.

Aus der Abstimmungsfreiheit von Art. 34 Abs. 2 BV leitet das Bundesge-
richt ausserdem ab, dass Initiativen gentigend bestimmt formuliert sein

miissen. Die Stimmberechtigten sollen sich klar dariiber werden konnen,

31
32
33

10/19

Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 2481.

BGE 941120 E. 3.

Vgl. BGE 101 Ia 354 E. 10; 941120 E. 4b sowie allgemein zu diesen Fillen Hangartner/Kley (Anm. 13),
N. 2129; Kélz (Anm. 19), S. 28; Tornay (Anm. 14), S. 109, 111 ff.
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was sie mit ihrer Entscheidung beschliessen und nicht einem Irrtum tiber
wesentliche Punkte der Initiative unterliegen.3* Bei Initiativen in der Form
der allgemeinen Anregung diirfen die Anforderungen an die Bestimmtheit
aber nicht gleich streng angesetzt werden, wie im Falle von ausformulierten
Initiativen.3

Die vorliegende Initiative erfiillt dieses Kriterium. Zwar ist der Alternativ-
standort noch nicht bestimmt, doch liegt das Schwergewicht der Initiative
auf der Wiedererwédgung des bisherigen Projekts. Uber ein von den zustin-
digen Behorden neu ausgearbeitetes Projekt haben die Stimmberechtigten
dannzumal ohnehin im Rahmen einer Volksabstimmung zu befinden. Als
allgemeine Anregung ist der Initiative eine gewisse Offenheit immanent,
ohne dass dies dazu fiihrt, dass die Stimmberechtigten sich in einem Irrtum

iiber wesentliche Punkte der Initiative befinden.

Ob die Exekutive auf dem Weg einer kommunalen Volksinitiative beauf-
tragt werden kann, ein Bauprojekt auszuarbeiten und zur Volksabstim-
mung zu bringen, ist keine Frage der Bestimmtheit einer Volksinitiative,
sondern eine Frage des zulédssigen Gegenstandes einer Volksinitiative. Ge-
genstand einer kommunalen Volksinitiative konnen diejenigen Rechtssétze
oder Beschliisse sein, die in die Zustdndigkeit der Stimmbiirgerschaft fal-
len.3¢ Diese Zustandigkeiten ergeben sich aus dem kantonalen und kommu-
nalen Recht, weshalb diese Frage bei der Voraussetzung der Vereinbarkeit

einer Initiative mit tibergeordnetem Recht gekladrt wird (unten Ziff. II1.B.5).

34

35
36
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BGE 139 1292 E. 5.8; 129 1 392 E. 2.2; Patrizia Attinger, Die Rechtsprechung des Bundesgerichts zu
kantonalen Volksinitiativen, Diss. Ziirich 2016, S. 34 f{.

Vgl. BGE 111 Ia 115 E. 3a. sowie Auer (Anm. 14), N. 1066.

Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 2445.
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Verbot des Rechtsmissbrauchs

Zwar ist nicht ausgeschlossen, dass auch das Institut des Initiativrechts
missbrauchlich verwendet wird, doch stellen Lehre und Praxis an einen sol-
chen Missbrauch sehr hohe Anforderungen.3” So diskutieren Lehre und
Rechtsprechung den moglichen Missbrauch des Initiativrechts bei wieder-
holten Initiativbegehren in der gleichen Sache, was aber — sofern das kan-
tonale Recht keine Sperrfristen vorsieht — grundsatzlich zuldssig ist.3¥ Auch
Wiedererwagungsinitiativen, somit Initiativen, welche auf einen bereits ge-
fassten Beschluss zuriickkommen wollen, sind nach der Praxis des Bundes-
gerichts grundsatzlich zuldssig. Das Bundesgericht hat etwa eine kommu-
nale Initiative fiir giiltig erachtet, welche ein an der Gemeindeversammlung
beschlossenes Bauprojekt in Wiedererwagung ziehen wollte, obwohl mit
dem Bau bereits begonnen wurde.?® Das Verbot eines allfdlligen Rechts-
missbrauchs steht hierbei in engem Zusammenhang mit der bereits oben
erdrterten Voraussetzung der tatsdchlichen Durchfiihrbarkeit.40 Allein die
Tatsache, dass die Initianten gegen den fritheren Beschluss kein — allenfalls
vorhandenes — Rechtsmittel ergriffen haben, kann den Rechtsmissbrauch
tiir sich alleine nicht begriinden.4! Das Bundesgericht nimmt einen solchen
erst an, falls der demokratische Apparat in sinnloser Weise missbraucht
wiirde.#2 Ein Rechtsmittel dient dem Rechtsschutz, wihrend die Initiative
als politisches Recht auch ein Mittel der politischen Auseinandersetzung
ist.#3 Gerade ein knappes Abstimmungsergebnis spricht laut Bundesgericht

daftir, einen einmaligen Wiedererwdgungsantrag zuzulassen. Eine solche

37

38
39
40
41
42
43
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Vgl. ausfiihrlich Tornay (Anm. 14), S. 107 ff.; vgl. auch Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 2129 {.; Kolz
(Anm. 19),S. 28 f.

Vgl. im Allgemeinen Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 821, 1367, 2129 f.; Kélz (Anm. 19), S. 29.

BGE 941120 E. 4c.

Vgl. dazu bereits oben II1.B.3.

Vgl. BGE 101 Ia 354 E. 8; 94 I 120 E. 4c.; im Allgemeinen auch Tornay (Anm. 14), S. 111 ff.

Vgl. BGE 113 Ia 156 E. 2¢; 94 Ia 402 E. 4 sowie Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 2130 m.w.H.

Vgl. in diesem Sinne auch Kolz (Anm. 19), S. 28.
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Wiedererwdgung setzt auch keine neuen, vorher nicht bekannten Tatsa-
chen oder einen rechtlichen Mangel der aufzuhebenden Bestimmungen vo-

raus.44

Fiir die in diesem Rechtsgutachten zu beurteilende Initiative bedeutet diese
Praxis des Bundesgerichts, dass es zuldssig ist, auf den vom Stimmvolk am
27. November 2016 gutgeheissenen Beschluss iiber das Kreditbegehren fiir

das Gesamtprojekt tiber den Neubau eines Stadthauses zurtickzukommen.

Vereinbarkeit mit iibergeordnetem Recht

Kommunale Initiativen haben das gesamte tibergeordnete Recht einzuhal-
ten, somit Volkerrecht, Bundesrecht, interkantonales Recht, kantonales
Recht und allféllig tibergeordnetes kommunales Recht. Die vorliegende Ini-
tiative ist in zwei Bereichen vertieft auf ihre Vereinbarkeit mit tibergeord-
netem Recht zu untersuchen. Die erste Frage, ob ein bereits beschlossenes
Kreditbegehren tiber ein Bauprojekt in Wiedererwagung gezogen werden
darf, wurde bereits im vorangehenden Abschnitt behandelt (siehe zuvor
Zitf. II1.B.4). Eine solche Initiative ist nach der Praxis des Bundesgerichts

unter Berticksichtigung des Rechtsmissbrauchsverbots zuldssig.

Kommunale Initiativen haben aber auch das kantonale Recht und allenfalls
tibergeordnetes kommunales Recht zu beachten, insbesondere die anwend-
bare Gemeindeordnung, soweit sich die Initiative nicht selber auf eine An-
derung der Gemeindeordnung richtet. Bei der Initiative handelt es sich, wie
bereits oben (Ziff. II1.B.1) ausgefiihrt, um eine Beschlussinitiative. Der Kan-
ton Thurgau kennt weder auf kantonaler Ebene noch auf kommunaler
Ebene eine allgemeine Beschlussinitiative. In ihren Gemeindeordnungen
diirfen die Gemeinden des Kantons Thurgau den Stimmberechtigten das
Recht zur Initiative einzurdumen, wobei diese Initiativen «den Erlass, die

Anderung oder die Aufhebung von Reglementen oder Beschliissen verlan-

44
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BGE 113 1a 156 E. 2c.
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gen [konnen], die obligatorisch oder fakultativ der Volksabstimmung un-
terliegen.»*> Beschlussinitiativen konnen somit nur Gegenstdnde betreffen,
welche obligatorisch oder fakultativ einer Volksabstimmung unterstehen
wiirden, falls das Gemeindeparlament diese Beschliisse gefasst hitte.4¢ Das
kantonale Recht tiberldsst es grundsitzlich den Gemeinden, in ihren Ge-
meindeordnungen zu bestimmen, welche Beschliisse des Gemeindeparla-
ments der obligatorischen oder fakultativen Volksabstimmung unterstehen

sollen.4”

Die Stadt Kreuzlingen hat in ihrer Gemeindeordnung festgelegt, welche Ge-
schéfte einer obligatorischen Gemeindeabstimmung unterliegen (Art. 12
GO) und welche Beschliisse sowie rechtsetzende Erlasse dem fakultativen
Referendum unterstehen (Art. 30 Abs. 1 GO). Dartiber hinaus kann der Ge-
meinderat auch andere als in Art. 12 GO aufgezidhlte Beschliisse der Ge-
meindeabstimmung unterstellen (Art. 13 GO). Von Gesetzes wegen unter-
stehen Kreditbeschliisse — abgesehen von einigen hier nicht zu interessie-
renden Ausnahmen — obligatorisch der Volksabstimmung, welche einma-
lige Ausgaben von tiber CHF 2'000°000.- oder jahrlich wiederkehrende
Ausgaben von tiber CHF 200°000.- betreffen (Art. 12 lit. d GO). Dem fakul-
tativen Referendum unterstehen — ebenfalls mit gewissen Ausnahmen — die
Beschliisse iiber neue Ausgaben von mehr als CHF 1°000°000.- oder neue
wiederkehrende Ausgaben von mehr als CHF 100°000.- pro Jahr (Art. 30
Abs. 1 GO).

Die hier zu beurteilende Initiative in der Form einer allgemeinen Anregung
verlangt einerseits die Wiedererwagung des bereits beschlossenen Kredits
und will andererseits Stadtrat und Gemeinderat beauftragen, ein alternati-
ves Projekt auszuarbeiten sowie dieses anschliessend der Volksabstim-

mung zu unterstellen.*8 Beschlussinitiativen kénnen sich regelméssig nur

45
46
47
48
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§ 13 Abs. 1 GemG.

Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 2445; Kolz (Anm. 19),S. 7 f.
§ 16 GemG.

Vgl. dazu bereits oben II1.B.1.
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auf Gegenstdnde beziehen, welche im Kompetenzbereich des Gemeinde-
parlaments liegen.*’ Insbesondere unzuldssig sind damit Initiativen, welche
sich auf Gegenstande beziehen, welche in der ausschliesslichen Kompetenz
des Stadtrats liegen. Mit dieser Beschrankung des Initiativrechts, welche in
einer Reihe von Kantonen vorgesehen ist,%0 sollten denn auch nach Ansicht
des Regierungsrates des Kantons Thurgau die Kompetenzen und Verfahren

zwischen Exekutive und Legislative abgegrenzt werden.5!

Der Beschluss tiber das Kreditbegehren fiir das Gesamtprojekt des Neubaus
des Stadthauses in der Hohe von 47.5 Millionen Franken unterstand ohne
Zweifel der obligatorischen Gemeindeabstimmung nach Art. 12 lit. d GO.
Die vorliegend zu beurteilende Initiative will diesen Kreditbeschluss auf-
heben. Da die Initiative in der Form der allgemeinen Anregung formuliert
ist, ist es jedoch am Gemeinderat — nach einer allfdlligen Annahme der Ini-
tiative — die fiir deren Umsetzung notigen Beschliisse zu fassen. Wie der
urspriingliche Kreditbeschluss, steht auch der Beschluss tiber die Aufhe-
bung dieses Kreditbeschlusses nach dem Grundsatz des Formenparallelis-
mus in der Kompetenz des Gemeinderats,5? wobei dieser Entscheid eben-
falls der obligatorischen Gemeindeabstimmung nach Art. 12 lit. d GO un-
tersteht. Da der Beschluss tiber die Aufhebung des urspriinglichen Kredit-
beschlusses und der Beschluss tiber den Kredit fiir ein alternatives Projekt
jedoch eine logische Einheit bilden, sind diese zu verbinden und als formell
einheitlicher Beschluss zu fassen; andernfalls drohten widerspriichliche
Entscheide.

In ihrem zweiten Teil will die Initiative Stadtrat und Gemeinderat beauftra-

gen, «ein Projekt fiir einen andern Standort als die Festwiese beim Baren-

49
50
51

52
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Vgl. schon oben Rz. 9.

Vgl. etwa fiir den Kanton Ziirich § 147 Abs. 2 Gesetz iiber die politischen Rechte, LS 161.

Botschaft des Regierungsrats vom 26. Mai 1998 zu einem Gesetz tiber die Gemeinden, S. 10, GRG-
Nr. 158/1996. Vgl. aber zur Problematik dieser Abgrenzung nach Kompetenzen Konrad Keller, Prob-
leme des Initiativrechts, in: Schweizerischer Juristenverein (Hrsg.), Rechtsprobleme von Stadtge-
meinden, Ziirich 1961, S. 9-56 (22 {f.).

Dies im Sinne von Art. 29 lit. a Ziff. 3 GO.
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platz zum Schaffen von neuen, zweckdienlichen Raumen fiir die Stadtver-
waltung oder zur Erweiterung des bestehenden Stadthauses auszuarbeiten
und zur Abstimmung zu bringen». Um tiber ein solches Kreditbegehren be-
schliessen zu konnen, bedarf es umfangreicherer Vorbereitungshandlun-
gen in der Form eines Projektauftrags zur Ausarbeitung eines Vorprojekts,
welches dann Grundlage des Kreditbegehrens bildet. Je nach Kostenrah-
men ist es am Stadtrat oder am Gemeinderat, den Kredit fiir diese Pla-
nungsarbeiten zu beschliessen. Diese sind auch deshalb notig, weil die
Stimmberechtigten sich erst gestiitzt auf ein solches Vorprojekt ihre Mei-
nung iiber das Kreditbegehren bilden und im Rahmen einer obligatorischen
Gemeindeabstimmung dussern kénnen.>? Das Kreditbegehren fiir das Ge-
samtprojekt wird mit Sicherheit einen Umfang von tiber 2'000'000 Franken
aufweisen und damit in die Kompetenz des Gemeinderats fallen sowie er-
neut der obligatorischen Gemeindeabstimmung unterstehen (Art. 12 lit. d
GO). Der Planungskredit wird zwar mehr als 200'000 Franken betragen und
damit in den Kompetenzbereich des Gemeinderates fallen,5 gleichzeitig ist
aber damit zu rechnen, dass dieser auch einen Umfang von weniger als
1'000'000 Franken aufweisen wird. Der Beschluss des Gemeinderates tiber
den Planungskredit wird damit nicht dem fakultativen Referendum unter-
stehen.55 Ein solcher Planungskredit konnte somit fiir sich alleine nicht Ge-
genstand einer Initiative darstellen, da er nicht einer Volksabstimmung un-

terstehen wiirde.5¢

Diese Beschrankung ergibt sich allein aus der Gemeindeordnung der Stadt
Kreuzlingen, das kantonale Recht macht den Gemeinden bei der Hohe der
Finanzbeschliisse des Gemeindeparlaments, welche diese dem Referendum
unterstellen wollen, grundsitzlich keine Vorgaben. Es ist zu vermuten, dass

der Zweck dieser Beschrankung darin liegt, eine gewisse Erheblichkeit von

53
54

55
56
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Womit ein geniigend bestimmtes Vorprojekt auch im Sinne der Abstimmungsfreiheit von Art. 34
Abs. 2 BV erforderlich ist.

Art. 36 Abs. 1 GO.

Art. 30 Abs 1 GO.

§ 13 Abs. 1 GemG.
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28
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Referenden — und damit auch Initiativen — tiber Finanzbeschliisse in der

Kompetenz des Gemeinderates sicherzustellen.

Bei der vorliegenden Initiative handelt es sich, wie bereits ausgefiihrt,5” um
eine Beschlussinitiative in der Form der allgemeinen Anregung. Eine allge-
meine Anregung richtet sich an das Parlament, im Sinne der Initiative tatig
zu werden.?® Die Ausarbeitung des anbegehrten Beschlusses ist jedoch Sa-
che des Parlaments, die allgemeine Anregung gibt lediglich die Richtung
vor.5? Das Parlament {ibt nach wie vor seine ihm zustehenden Beschluss-
kompetenzen aus, ist nach der Praxis des Bundesgerichts andererseits aber

an den Sinn der Initiative gebunden.®0

Ist die Initiative fiir giiltig zu erkldren, so hat der Gemeinderat dariiber zu
beschliessen, ob er der allgemeinen Anregung Folge leisten will (Art. 16
Abs. 1 und 2 GO). Lehnt er diese ab, so stimmen die Stimmberechtigten in
einem ersten Schritt tiber die Initiative in der Form der allgemeinen Anre-
gung ab. Nehmen sie diese an, so hat der Gemeinderat in einem zweiten
Schritt den konkreten, in seinem Kompetenzbereich stehenden Beschluss
auszuarbeiten (Art. 16 Abs. 3 GO, mit Verweis auf Abs. 2). Fiir den entspre-
chenden Antrag steht dem Stadtrat «in der Regel» ein Jahr zur Verfiigung.
Der Gemeinderat hat diese Vorlage ebenfalls «in der Regel» innert eines
Jahres abschliessend zu behandeln, worauf innerhalb von sechs Monaten
die entsprechende Volksabstimmung durchzufiihren ist (Art. 16 Abs. 2
Sétze 2 bis 4 GO).

Bereits diese Verfahrensbestimmungen zeigen, dass sowohl der Stadtrat als
auch der Gemeinderat nach der Annahme einer Initiative in der Form der
allgemeinen Anregung eine Reihe von Handlungen vorzunehmen haben
und Beschliisse zu fassen haben, auf dass eine solche Initiative tiberhaupt

umgesetzt werden kann. Das Verfahren der allgemeinen Anregung wird

57
58
59
60
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Siehe schon oben II1.B.1

Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 366, 2446.

Vgl. Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 366.

Vgl. etwa Urteil des BGer vom 5. Dezember 2003, 1P_150,/2003 E. 7.6.
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denn mitunter in der Lehre gerade auch deshalb als Mittel fiir eine harmo-
nische Integration der direkten Demokratie in das parlamentarische System
gesehen.®! In diesem Sinne ist auch der nach einer allfilligen Annahme der
Initiative notige Planungskredit als eine solche Vorbereitungshandlung
aufzufassen, welche mit dem Instrument der Initiative in der Form der all-
gemeinen Anregung wesensmdssig verbunden ist. Dies gilt nicht nur fiir
Beschlussinitiativen sondern ebenso fiir Gesetzesinitiativen in der Form der
allgemeinen Anregung, denn auch bei letzteren haben die Behtrden unter
Umstdnden weitreichende Vorbereitungshandlungen vorzunehmen, um
nach deren Annahme eine entsprechende Abstimmungsvorlage auszuar-
beiten. Wollte man Initiativen in der Form der allgemeinen Anregung nicht
zulassen, wenn diese Gegenstdnde betreffen, die nach der Annahme der
Initiative Vorarbeiten durch Exekutive oder Legislative erfordern, so stellte
dies eine gravierende Einschrankung des Initiativrechts dar, welche mit
dem Bedtirfnis nach einer klaren Kompetenzabgrenzung der Gewalten

nicht gerechtfertigt erscheint.%2
Fazit

Das Gutachten kommt zum Schluss, dass die Volksinitiative «zur Freihal-
tung der Festwiese beim Barenplatz» giiltig zu erkldren ist. Neben den Vo-
raussetzungen der Einheit der Form und der Einheit der Materie ist die Ini-
tiative auch gentigend bestimmt sowie tatsdchlich durchfiihrbar. Als Wie-
dererwédgungsinitiative ist diese im Lichte der Praxis des Bundesgerichts
ausserdem nicht als rechtsmissbrauchlich zu beurteilen. Da die Initiative
inhaltlich auf einen Beschluss gerichtet ist, welcher in der Kompetenz des
Gemeinderates liegt und aufgrund seiner Hohe der obligatorischen Volks-

abstimmung untersteht, beachtet diese auch die in der Gemeindeordnung

61

62
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Vgl. Miller Markus, Uber Perlen, ihre Pflege und die Kunst der direkten Demokratie, in: ZBI 117
(2016), S. 509 1.

Vgl. BGE 78 1 103 E. 5 sowie zur Praxis der Stadt Ziirich, Motionen an den Stadtrat zuzulassen, falls
sie auf den Erlass eines Beschlusses in der Kompetenz des Gemeinderates gerichtet sind Keller (Anm.
51),S.32 1.
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vorgesehene Kompetenzordnung und ist somit mit dem tibergeordneten

Recht vereinbar.

e

PD Dir. iur. Goran Seferovic
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L.

Auftrag

Mit Datum vom 5. Mdrz 2020 hat der Unterzeichnete im Auftrag des Stadtrates
von Kreuzlingen ein Rechtsgutachten tiber die Rechtsgiiltigkeit der « Volksinitiative
zur Freihaltung der Festwiese beim Birenplatz» erstellt.

Am 27. Mai 2020 hat Herr Stadtschreiber Michael Stahl den Gutachtenden beauf-
tragt, das Rechtsgutachten in zwei Punkten zusétzlich schriftlich zu erldutern

bzw. zu erganzen.

IT.

A.

Erlduterungen zum Rechtsgutachten vom 5. Mirz 2020

Diskrepanz zwischen Titel und Wortlaut der Initiative

Kontrolle des Titels einer Initiative im Rahmen des Vorpriifungsverfah-
rens

Nach kantonalem Recht haben die Initiantinnen und Initianten auf der Un-
terschriftenliste fiir kantonale Volksbegehren sowohl den Titel als auch den
vollstandigen Text ihrer Initiative aufzufiithren. Dieser Titel darf «nicht ir-
refiihrend sein, zu keinen Verwechslungen Anlass geben und keine kom-
merzielle oder personliche Werbung enthalten».! Diese Anforderungen gel-
ten sinngemdss auch fiir Volksbegehren in den Gemeinden des Kantons

Thurgau.?

Der Titel einer Initiative wird damit bereits im Rahmen der formellen An-
forderungen an die Unterschriftenliste eines Volksbegehrens gepriift, wo-
bei dafiir auf kantonaler Ebene die Staatskanzlei zustdndig ist.3 Das kanto-
nale Recht verzichtet darauf, den Gemeinden vorzuschreiben, welche Ge-

meindebehorde zustdndig sein soll, die Unterschriftenlisten zu priifen.4 Das

3/11

§ 71 Abs. 1 Gesetz tiber das Stimm- und Wahlrecht (StWG) vom 12. Februar 2014, Rechtsbuch TG
161.1.

§ 13 Abs. 2 Gesetz tiber die Gemeinden (GemG) vom 5. Mai 1999, Rechtsbuch TG 131.1 i.V.m. § 91
Abs. 1 und 71 Abs. 1 StWG.

§ 72 StIWG.

Vgl. § 91 StWG.
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kantonale Recht verweist aber, soweit die Gemeindeordnung keine ergén-
zenden Regelungen festlegt, auf die entsprechenden kantonalen Bestim-

mungen.>

Zwar erklért die Gemeindeordnung der Stadt Kreuzlingen die Stadtkanzlei
fir zustiandig, die Unterschriftenberechtigung nach der Unterschriften-
sammlung zu priifen,® zur Vorpriifung von Initiativen dussert sich diese
aber nicht. Gemdss Art. 34 Abs. 10 GO ist der Stadtrat fiir alle Geschéfte
zustdndig, welche der Gemeinde zugeordnet sind und fiir welche keine an-
dere Gemeindebehorde vorgesehen ist. Der Stadtrat hat die zu beurteilende
Initiative denn auch bereits formal vorgepriift, weshalb sich das Rechtsgut-
achten zu dieser Frage bisher nicht gedussert hat (vgl. Rz. 1 Rechtsgutachten
vom 5. Mérz 2020).

Anforderungen an Titel von Volksinitiativen im Allgemeinen

Exekutive und Verwaltungsbehorden auferlegen sich bei der Kontrolle des
Titels einer Initiative regelmaéssig eine gewisse Zuriickhaltung.” Diese Zu-
riickhaltung ist gerechtfertigt, da ein Eingriff der Behorden in die freie Wahl
des Titels einen Eingriff in das auch von Bundesrechts wegen geschiitzte
Initiativrecht darstellt.8 Dieses Recht umfasst die freie Wahl des Titels einer

Initiative, welcher fiir den politischen Erfolg einer Initiative eine grosse Be-

4/11

§13 Abs. 2 GemG i.V.m. § 90 Abs. 2 und 3 StWG.

Art. 17 Abs. 1 Gemeindeordnung der Stadt Kreuzlingen vom 26. November 2017 (GO), abrufbar un-
ter https:/ /www kreuzlingen.ch/service/reglemente-und-verordnungen.

Vgl. zur Praxis der Bundeskanzlei Michel Besson, Behordliche Information vor Volksabstimmungen:
Verfassungsrechtliche Anforderungen an die freie Willensbildung der Stimmberechtigten in Bund
und Kantonen, Diss. Bern 2003, S. 236 ff.; Lukas Schaub, Titel von Volksinitiativen: Zwischen pri-
vatem Gestaltungsanspruch, Oppositionsfunktion und unverfélschter Willensbildung der Stimm-
biirgerschaft, in: ZB1 117 (2016), S. 623-642 (625 ff.); Goran Seferovic, Volksinitiative zwischen Recht
und Politik: Die staatsrechtliche Praxis in der Schweiz, den USA und Deutschland, Habil. Ziirich,
Bern 2018, N. 197.

Vgl. Art. 34 Abs. 1 BV sowie Urteil des BGer vom vom 12. Februar 2007, 1P.338/2006 und
1P.582/2006 E. 3.6.
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deutung haben kann und geméss Bundesgericht gerade deshalb auch wer-
bend und plakativ sein darf.? Insbesondere sollen an die Titel von Volksini-
tiativen weniger hohe Anforderungen gestellt werden als an Behdrdenvor-

lagen.10

Grenze der freien Wahl eines Titels bildet jedoch die Abstimmungsfreiheit
der Stimmberechtigten, welche ebenfalls durch das Bundesrecht gewihr-
leistet wird (Art. 34 Abs. 2 BV11).12 Die Abstimmungsfreiheit schiitzt die
Stimmberechtigten sowohl bei der Unterzeichnung eines Volksbegehrens

als auch bei der Stimmabgabe im Rahmen einer Volksabstimmung.13

Dem Recht auf freie Titelwahl der Initiantinnen und Initianten steht somit
das Recht auf freie und unverfilschte Willensbildung auf Seiten der Stimm-
berechtigten gegeniiber. Der Bund und eine Reihe von Kantonen legen die
Grundsétze zur Abwagung dieser beiden Anspriiche wie der Kanton Thur-
gau bereits auf Gesetzesstufe fest. Die Grenze der freien Titelwahl wird re-
gelmaéssig dort gezogen, wo Titel irrefiihrend sind, zu Verwechslungen An-

lass geben oder kommerzielle oder personliche Werbung enthalten.4

Entscheide des Bundesgerichts iiber Streitigkeiten um die Titel von Volks-
initiativen sind dusserst selten. In einem Entscheid aus dem Jahre 2006 hat
das hochste Gericht sich zur Voraussetzung eines irrefithrenden Titels ge-

dussert. Entscheidend sei: «ob der Titel geeignet ist, die Stimmberechtigten

10

11
12

13

14
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Urteil des BGer vom 12. Februar 2007, 1P.338 /2006 und 1P.582/2006 E. 5.1; vgl. auch Besson (FN 7),
S. 236 f.

Jorg Paul Miiller/Markus Schefer, Grundrechte in der Schweiz: Im Rahmen der Bundesverfassung,
der EMRK und der UNO-Pakte, 4. Aufl., Bern 2008, S. 613 m.w.H.

Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999, SR 101.

Vgl. Urteil des BGer vom 12. Februar 2007, 1P.338,/2006 und 1P.582/2006 E. 3.6; vgl. auch Besson (FN
7), S. 237; Schaub (FN 7), S. 633 f.

Yvo Hangartner/ Andreas Kley, Die demokratischen Rechte in Bund und Kantonen der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft, Ziirich 2000, N. 2602; Seferovic (FN 7), N. 84; a.M Besson (FN 7), S. 237;
differenzierend Schaub (FN 7), S. 633 f.

Vgl. fiir den Bund Art. 69 Abs. 2 Bundesgesetz iiber die politischen Rechte vom 17. Dezember 1976
(BPR), SR 161.1; fiir Beispiele kantonaler Regelungen Andreas Auer, Staatsrecht der schweizerischen
Kantone, Bern 2016, N. 1083 m.w.H.
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tiber die Stossrichtung und den Inhalt der Initiative irrezufiihren.»> Dabei
stellt das Bundesgericht wie in anderem Zusammenhang auf vernunftge-
mdss entscheidende Stimmbiirgerinnen und Stimmbiirger ab.1¢ Diese sollen
nach Ansicht des Bundesgerichts nicht alleine auf den Titel oder die Ab-
stimmungsfrage zu einer Vorlage abstellen, sondern das Gericht erwartet
von ihnen auch, die ihnen zugestellten Abstimmungsunterlagen zu lesen.”
Ahnlich stellt auch die Bundeskanzlei bei der Priifung irrefiihrender Titel
darauf ab, dass Titel und Text einer Initiative auf Bundesebene «die gleiche
Stossrichtung aufweisen, so dass eine durchschnittliche stimmberechtigte
Person ohne spezielle Zusatzinformationen beim Lesen des Titels nicht zu
erheblich andern Schliissen tiber die Absicht der Initiative verleitet wird,

als sie der (am Ende allein massgebliche) Initiativtext enthalt.»18

Rechtliche Beurteilung des Titels der Volksinitiative «zur Freihaltung
der Festwiese beim Birenplatz»

Die Volksinitiative «zur Freihaltung der Festwiese beim Barenplatz» vom
19. August 2019 fordert in ihrem Text Stadtrat und Gemeinderat der Stadt
Kreuzlingen auf, «ein Projekt fiir einen andern Standort als die Festwiese
beim Béarenplatz zum Schaffen von neuen, zweckdienlichen Rdumen fiir die
Stadtverwaltung oder zur Erweiterung des bestehenden Stadthauses aus-

zuarbeiten und zur Abstimmung zu bringen.»

Irrefiihrend ist ein Titel nach der oben dargestellten Praxis des Bundesge-
richts (insb. oben Rz. 7), wenn er die Stimmberechtigten tiber Inhalt und
Stossrichtung der Initiative irrefiihrt. Im vorliegenden Fall betont der Titel,
dass die Festwiese beim Barenplatz «freigehalten» werden soll. Der Text der

Initiative fordert konkret, neue Rdume fiir die Stadtverwaltung oder eine

15
16

17
18
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Urteil des BGer vom 12. Februar 2007, 1P.338/2006 und 1P.582/2006 E. 5.1.

Vgl. etwa Urteil des Bundesgerichts vom 18. Juli 2008, 1C_412/2007; zum Bild des Stimmbitirgers in
der Praxis des Bundesgerichts auch Andreas Auer, Das Bild des Stimmbiirgers in der Rechtspre-
chung des Bundesgerichts, in: Béatrice Ziegler/Nicole Wilti [Hrsg.], Wahl-Probleme der Demokra-
tie, Ziirich/Basel/Genf 2012, S. 19-37.

BGE 991a216 E. 1b; 12111 E. 5.b.bb

Eidgendssische Volksinitiative betreffend , Das freie Wort" unter gleichzeitiger Abschaffung des Ver-
bots der Rassendiskriminierung, Vorpriifung und Titelanderung, BBl 1998 2533 ff. (2537).
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Erweiterung des bestehenden Stadthauses so zu projektieren, dass diese

nicht auf der Festwiese beim Barenplatz zu liegen kommen.

Der Titel der Initiative stellt somit in Aussicht, dass die Festwiese beim Bi-
renplatz von Bauten freigehalten wird. Im Text wird diese Stossrichtung
konkretisiert und gleichzeitig darauf beschrankt, dass verhindert werden
soll, dass auf der Festwiese beim Barenplatz Rdume fiir die Stadtverwal-
tung errichtet werden sollen. Damit zielt die Initiative darauf ab, das bereits
beschlossene Bauprojekt fiir ein neues Stadthaus, fiir welches die Stimmbe-
rechtigten in der Abstimmung vom 27. November 2016 den notigen Kredit

bewilligt haben, zu widerrufen.

Die Initianten haben ihre Initiative mutmasslich mit dem Titel «Freihal-
tung» bezeichnet, weil dieser Begriff positiv konnotiert ist. Sie werden sich
von diesem Titel eine bessere Wirkung versprechen als wenn sie diese mit
einem Titel versehen hitten, welcher direkt auf den Widerruf des beschlos-
senen Projekts abgezielt hitte. Solche werbenden und positiv besetzten Ti-
tel sind nach der Praxis des Bundesgerichts zuldssig. Erst die Irrefiihrung
der Stimmberechtigten wiirde solchen Titeln Grenzen setzen. Die Initiative
zielt darauf ab, die Festwiese am Béarenplatz, wenn doch nicht auf unbe-
stimmte Zeit, so doch im Hinblick auf das bereits beschlossene Bauprojekt
freizuhalten. Die Stossrichtung der Initiative ist damit auch im Titel der Ini-
tiative abgebildet. Den Stimmberechtigten sollte es dariiber hinaus ohne
weiteres moglich sein, sich diesen Inhalt der Initiative spétestens aus den
Abstimmungsunterlagen zu erschliessen. Der Titel ist damit nicht geeignet,
die vernunftgemadss entscheidenden Stimmbiirgerinnen und Stimmbiirger
tiber den Inhalt der Initiative irrezufiihren. Den Initianten vorzuschreiben,
den Widerruf des beschlossenen Projekts im Titel klarer zu bezeichnen,
wére damit nicht durch das Interesse der freien und unverfilschten Wil-

lensbildung nach Art. 34 Abs. 2 BV begriindet und daher unzuldssig.
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Verfahrensschritte bei Annahme der Initiative durch das Stimm-
volk

Wie im Rechtsgutachten vom 5. Mérz 2020 dargestellt (Rz. 8), ist die vorlie-
gend zu beurteilende Initiative in der Form der allgemeinen Anregung ver-
fasst. Als solche enthdlt sie keinen bereits ausformulierten Beschlussent-
wurf, sondern beauftragt Stadtrat und Gemeinderat, ein alternatives Pro-
jekt fiir neue Rdume fiir die Stadtverwaltung oder zur Erweiterung des be-
stehenden Stadthauses auszuarbeiten sowie anschliessend der Volksab-
stimmung zu unterstellen. Die Initiative formuliert damit weder den ent-
sprechenden Beschluss zur Aufhebung des Kreditbeschlusses, iiber wel-
chen das Stimmvolk am 27. November 2016 beschlossen hat, noch den Be-
schluss tiber ein Alternativprojekt. Die Ausarbeitung dieser Beschliisse ist

Aufgabe der zustiandigen Behorden (Rechtsgutachten, Rz. 8).

Erklart der Gemeinderat die Initiative fiir giiltig und lehnt er es gleichzeitig
ab, dieser Folge zu geben, so stimmen die Stimmberechtigten daraufhin in
einem ersten Schritt tiber die Initiative in der Form der allgemeinen Anre-
gung ab (Rechtsgutachten, Rz. 28). Nimmt das Stimmvolk die Initiative in
der Form der allgemeinen Anregung an, so hat der Gemeinderat im Sinne
der in der Initiative angelegten Anregung tétig zu werden (Rechtsgutach-
ten, Rz. 27 £.). Innerhalb der in der Gemeindeordnung vorgesehenen Fristen
haben Stadtrat und Gemeinderat entsprechende Umsetzungsbeschliisse
auszuarbeiten und dartiber eine Volksabstimmung durchzufiihren (Rechts-
gutachten, Rz. 28).

Das Parlament tibt dabei nach wie vor seine ihm zustehenden Beschluss-
kompetenzen aus, ist nach der Praxis des Bundesgerichts andererseits aber
an den Sinn der Initiative gebunden (Rechtsgutachten, Rz. 27). Die hier zu
beurteilende Initiative in der Form einer allgemeinen Anregung verlangt
einerseits die Wiedererwédgung des bereits beschlossenen Kredits und be-
auftragt Stadtrat und Gemeinderat andererseits, ein alternatives Projekt
auszuarbeiten sowie dieses anschliessend der Volksabstimmung zu unter-

stellen. Der Auftrag an die Behorden besteht somit aus zwei Beschliissen,
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welche sich gegenseitig bedingen und eine logische Einheit bilden (Rechts-
gutachten, Rz. 24). Sollte das Stimmvolk den Kreditbeschluss tiber ein alter-
natives Projekt dannzumal annehmen, so spricht es sich damit gleichzeitig
tiir den Widerruf des fritheren Beschlusses tiber das Kreditbegehren fiir das
Gesamtobjekt des Neubaus des Stadthauses aus. Der Widerruf des fritheren
Beschlusses liegt nach dem Grundsatz des Formenparallelismus in der
Kompetenz des Gemeinderats und untersteht damit ebenfalls einer obliga-
torischen Gemeindeabstimmung (Art. 12 lit. d GO).

Diese beiden Beschliisse (Aufhebung des fritheren Kreditbeschlusses und
Beschluss iiber den Kredit fiir ein alternatives Projekt) sind daher zu ver-
binden und der Stimmbevolkerung als einheitlicher Beschluss zu unterbrei-
ten. Wiirden diese Beschliisse nicht miteinander verbunden, so drohten wi-
derspriichliche Entscheide fiir den Fall, dass das Stimmvolk bei einer ersten
Abstimmung dem Kreditbeschluss fiir das alternative Projekt zustimmen
wiirde, in einer zweiten Abstimmung aber den Beschluss tiber die Aufhe-
bung des fritheren Kreditbeschlusses ablehnen wiirde. Da diese beiden Be-
schliisse sich gegenseitig bedingen, stehen sie in einer sachlichen Verbin-
dung und sind im Sinne der Einheit der Materie zu verbinden (vgl. auch
schon Rechtsgutachten, Rz. 24).19

Fiir den Fall, dass das Stimmvolk diesem Beschluss iiber die Aufhebung des
Beschlusses tiber das Kreditbegehren fiir das Gesamtprojekt Neubau eines
zentralen Stadthauses, Bau einer Tiefgarage und Neugestaltung der Fest-
wiese in der Hohe von CHF 47.5 Mio. und dem Beschluss tiber ein Kredit-
begehren fiir ein alternatives Projekt nicht zustimmen sollte, so bliebe hin-
gegen der bisherige Rechtszustand bestehen und damit der frithere Be-
schluss in Kraft.

19

9/11

Vgl. fiir die Praxis des Bundesgerichts etwa Urteil des BGer vom 25. Juni 2003, 1P.123/2002 E. 3.1.


http://www.aa-k.ch/admin

Offentlicher Sektor und Regulierung in Wissenschaft und Praxis

17

18

I1T.

19

Fiir das Bundesgericht bestimmt grundsitzlich das kantonale oder kommu-
nale Recht, welche Verpflichtung sich aus der Zustimmung des Stimmvol-
kes zu einer Initiative in der Form der allgemeinen Anregung ergibt.20 Aus
Art. 34 Abs. 1 BV ergibt sich aber immerhin ein bundesrechtlicher Anspruch
darauf, dass eine angenommene Initiative in der Form der allgemeinen An-
regung auch in einer — nach kantonalem oder kommunalem Recht zu be-
stimmenden Form — umgesetzt wird.?! Die Gemeindeordnung der Stadt
Kreuzlingen legt denn auch fest, dass eine angenommene Initiative in der
Form der allgemeinen Anregung durch einen formulierten Gemeindebe-
schluss umzusetzen ist.?2 Dieser umsetzende Beschluss untersteht der

Volksabstimmung.?

Sollte das Stimmvolk diesem Umsetzungsbeschluss nicht zustimmen, so
sind Stadtrat und Gemeinderat ihrer Pflicht aus der Annahme der Initiative
in der Form der allgemeinen Anregung gleichwohl nachgekommen. Das
kantonale Recht sieht regelmaissig keine Pflicht vor, eine weitere Vorlage
auszuarbeiten.?* Eine Initiative in der Form der allgemeinen Anregung
bringt es mit sich, dass die Umsetzungsvorlage einer weiteren Volksabstim-

mung unterstehen kann und in einer solchen womdoglich abgelehnt wird.?
Fazit

Die Erlduterungen bzw. Erganzungen zum Rechtsgutachten vom 5. Marz
2020 bestdtigen den Schluss, wonach die Volksinitiative «zur Freihaltung

der Festwiese beim Barenplatz» fuir giiltig zu erklédren ist.

20
21
22
23
24

25
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BGE 1411186 E. 4.1.

BGE 1411186 E. 4.1; vgl. auch Auer (FN 14), N. 1168.

Art. 16 Abs. 31.V.m. Art. 16 Abs. 2 GO.

Art. 16 Abs. 2 GO.

Vgl. fiir den Kanton Ziirich zuletzt im Rahmen der Umsetzung der Kulturlandinitiative Corina Fuh-
rer, Die Umsetzung kantonaler Volksinitiativen, Diss. Ziirich, Ziirich/St. Gallen 2019, S. 100 f.

Vgl. BGE 112 Ia 208 E. 1b zur lediglich indirekt wirkenden allgemeinen Anregung; vgl. zu den un-
terschiedlichen kantonalen Regelungen im Hinblick auf die Umsetzungsvorlagen auch Auer (FN 14),
N. 1051.
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Der Titel der Initiative ist nicht geeignet, die Stimmberechtigten tiber die
Stossrichtung der Initiative irrezuftihren. Der Entscheid, die Initiative zur

Unterschriftensammlung zuzulassen ist damit rechtmaéssig erfolgt.

Sollte der Gemeinderat dem Rechtsgutachten folgen und die Initiative fiir
gliltig erkldren, dieser aber gleichzeitig nicht Folge geben, so wére tiber die
Initiative eine Volksabstimmung anzusetzen. Sollte das Stimmvolk der Ini-
tiative zustimmen, so hitten Stadtrat und Gemeinderat in der Folge eine

Beschlussvorlage auszuarbeiten und der Volksabstimmung zu unterstellen.

Mit dieser Beschlussvorlage sollen die Stimmberechtigten {iber das Kredit-
begehren fiir ein — zuvor noch auszuarbeitendes — alternatives Projekt be-
schliessen. Da auch die Aufhebung des Beschlusses tiber das Kreditbegeh-
ren fiir das Gesamtprojekt Neubau eines zentralen Stadthauses, Bau einer
Tiefgarage und Neugestaltung der Festwiese in der Hohe von CHF 47.5
Mio. einer Volksabstimmung untersteht und diese Authebung durch den
Beschluss tiber ein alternatives Projekt prajudiziert wird, sind diese beiden
Beschliisse der Stimmbevolkerung als einheitlicher Beschluss zu unterbrei-

ten.

Sollte das Stimmvolk diesen Umsetzungsbeschluss dereinst ablehnen, so
wiirde der gegenwdrtige Rechtszustand und damit der Kreditbeschluss,
welchen das Stimmvolk am 27. November 2016 angenommen hat, bestehen
bleiben. Stadtrat und Gemeinderat wiren ihrer Verpflichtung aus der vor-
liegend zu beurteilenden Initiative nachgekommen und hitten keine

Ptlicht, eine erneute Umsetzungsvorlage auszuarbeiten.

e

PD Dr. iur. Goran Seferovic
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[. Auftrag

Mit Datum vom 5. Mdrz 2020 hat der Unterzeichnete im Auftrag des Stadtrates
von Kreuzlingen ein Rechtsgutachten tiber die Rechtsgiiltigkeit der « Volksinitiative
zur Freihaltung der Festwiese beim Birenplatz» erstellt.

Mit Datum vom 8. Juni 2020 hat der Unterzeichnete das Rechtsgutachten im Auf-
trag des Stadtrates im Hinblick auf die Beratung der Initiative im Gemeinderat
in zwei Punkten zusétzlich schriftlich erldutert bzw. erganzt.

Mit Datum vom 22. Juni 2020 hat der Stadtrat den Unterzeichneten beauftragt,
das Rechtsgutachten im Hinblick auf die erneute Beratung durch den Gemeinde-
rat zu ergdanzen im Hinblick auf eine Umsetzung der Volksinitiative nach allfal-
liger Annahme durch das Stimmvolk.

II. Ergdnzung zum Rechtsgutachten vom 5. Mirz 2020

A. Auslegung von Volksinitiativen in der Form der allgemeinen An-
regung

1 Wie bereits im Rechtsgutachten vom 5. Médrz 2020 ausgefiihrt (Rz. 8), ist die
zu beurteilende Initiative in der Form der allgemeinen Anregung verfasst,
womit sie keinen ausformulierten Beschlussentwurf enthilt. Sie beauftragt
Stadtrat und Gemeinderat, ein alternatives Projekt fiir neue Raume fiir die
Stadtverwaltung oder zur Erweiterung des bestehenden Stadthauses aus-
zuarbeiten sowie anschliessend der Volksabstimmung zu unterstellen. Die
Initiative formuliert damit weder den entsprechenden Beschluss zur Auf-
hebung des Kreditbeschlusses, tiber welchen das Stimmvolk am 27. No-
vember 2016 beschlossen hat, noch den Beschluss tiber ein Alternativpro-
jekt. Die Umsetzung einer allgemeinen Anregung ist Aufgabe der zustan-

digen Behorden.

2 Bei dieser Umsetzung tibt das Parlament nach wie vor seine ihm zustehen-

den Beschlusskompetenzen aus, muss sich andererseits aber an den Auftrag

3/9
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der Initiative halten (vgl. auch Rechtsgutachten vom 5. Marz 2020, Rz. 27).1
Nach der Praxis des Bundesgerichts hat sich der Gesetzgeber bei der Um-
setzung einer Initiative in der Form der allgemeinen Anregung auf den Ge-
genstand der Initiative zu beschréanken.? Dabei haben die Behtrden eine Ini-
tiative in der Form der allgemeinen Anregung so umzusetzen, dass die Re-
gelungen den in der Initiative zum Ausdruck gebrachten Vorstellungen
entsprechen.? Entsprechend konnen sich die Stimmberechtigten und insbe-
sondere die Mitglieder des Initiativkomitees mit der Beschwerde in Stimm-
rechtsachen dagegen wehren, der Umsetzungsentscheid entspreche nicht
dem Inhalt der Initiative.*

Um den Inhalt einer Initiative zu bestimmen, ist diese nach den Anerkann-
ten Auslegungsmethoden auszulegen. Das Bundesgericht legt Normen
nach einem «pragmatischen Methodenpluralismus» aus und lehnt es ab,
die anerkannten Auslegungsmethoden in ein hierarchisches Verhdltnis zu-
einander zu setzen.’> Das Gericht geht dabei aber grundsatzlich vom Wort-
laut einer Bestimmung aus (grammatikalische Auslegung) und zieht die
tibrigen Auslegungsmethoden heran, um den «wahren Sinn der Norm»
zum Ausdruck zu bringen.® So bestimmt das Bundesgericht den Sinn einer
Rechtsnorm durch ihre systematische Stellung in einem Gesetz (systemati-
sche Auslegung), durch den Sinn, der einer Norm im Zeitpunkt ihrer Ent-
stehung (historische Auslegung) und im Zeitpunkt der Rechtsanwendung
zukommt (geltungszeitliche Auslegung) sowie durch den Zweck, der einer

Norm zuzuweisen ist (teleologische Auslegung).

o Ul e W

4/9

BGE 1411186 E. 5.3; 139 1 2 E. 5.6; 115 la 148 E. 4b; vgl. auch Yvo Hangartner/Andreas Kley, Die
demokratischen Rechte in Bund und Kantonen der Schweizerischen Eidgenossenschaft, Ziirich 2000,
N. 2054.

BGE 1391 E. 5.6; 73 135; vgl. auch Corina Fuhrer, Die Umsetzung kantonaler Volksinitiativen, Diss.
Ziirich, Ziirich/St. Gallen 2019, S. 45 f.

Art. 34 Abs. 1 BV; BGE13912E. 5.6; 115 Ia 148 E. 1a, 1b.

BGE 1411186 E.5.3;13912E. 5.6.

Vgl. etwa BGE 139111491 E. 4.2; 137 V 369 E. 4.4.3.2.

Vgl. etwa BGE 138 11 359 E. 6.2; 137 I11 424 E. 2.3.2.
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Auch bei der Auslegung von Initiativen in der Form der allgemeinen Anre-
gung ist — wie bei ausformulierten Volksinitiativen — grundsétzlich vom
Wortlaut der Initiative auszugehen.” Massgebend ist der Wortlaut so, wie
er von den Stimmberechtigten und den spédteren Adressaten verniinftiger-
weise verstanden werden muss.? Eine allgemeine Anregung richtet sich an
die umsetzenden Behorden und nicht direkt an die rechtsunterworfenen

Privaten.

Dabei ist aber zu berticksichtigen, dass die allgemeine Anregung noch kei-
nen ausformulierten Wortlaut aufweist. Zwar ldsst das Bundesgericht auch
relativ konkret formulierte allgemeine Anregungen zu,” doch handelt es
sich auch bei solchen konkreteren Auftragen noch nicht um ausformulierte
Normen.10 Die grammatikalische Auslegung ist daher notwendigerweise
weniger stark zu gewichten und es ist mehr auf den Sinn und Zweck der
Initiative abzustellen (teleologische Auslegung).!l Dies fiihrt typischer-

weise zu einem grosseren Ermessensspielraum der umsetzenden Behor-

den.1?

Die tibrigen Auslegungsmethoden konnen bei der Auslegung von allge-
meinen Anregungen kaum eine Rolle spielen, da diese im Gegensatz zu ei-
ner ausformulierten Bestimmung grundsétzlich nicht anhand der Systema-
tik eines Gesetzes ausgelegt werden konnen. Historische und geltungszeit-
liche Auslegung fallen zudem solange zusammen als die Initiative noch
nicht zur Abstimmung gekommen ist. Solange das Stimmvolk tiber eine Ini-
tiative noch nicht abgestimmt hat, kann die historische Auslegung ausser-
dem nur hypothetisch erfolgen, da die Informationslage zur Zeit der Volks-

abstimmung noch nicht vollstindig beurteilt werden kann.

10

11

12
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BGE 1411186 E. 5.3.

BGE 1411186 E.5.3; 1391292 E. 7.2.

Vgl. BGE 115 Ia E. 4a.

Grenze wére hier die Voraussetzung der Einheit der Form, vgl. dazu schon Rechtsgutachten vom 5.
Mirz 2020, Rz. 7.

Fuhrer (FN 2), S. 39; Ramona Pedretti, Die Vereinbarkeit von kantonalen Volksinitiativen mit hoher-
rangigem Recht, in: ZB1 118 (2017), S. 299 {f., 313.

BGE 1211357 E. 4b; 1151a 145 E. 4
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Der Titel einer Volksinitiative gehort nicht zu deren Wortlaut; bei einer aus-
formulierten Initiative findet er entsprechend auch nicht Eingang in die
Rechtsordnung.!® Somit kann der Titel auch nicht einen direkten Auftrag
an die mit der Umsetzung betrauten Behtrden einer vom Stimmvolk ange-

nommenen allgemeinen Anregung bilden.

Hingegen zieht das Bundesgericht den Titel einer Volksinitiative mitunter
heran, um den Wortlaut des Begehrens auszulegen,'* denn der Titel er-
scheint sowohl auf der Unterschriftenliste als auch auf dem Abstimmungs-
zettel. In diesem Rahmen bildet der Titel ein Auslegungsmittel der histori-
schen Auslegungsmethode,!> mit welcher die Gerichte — etwa mithilfe der
Materialien und dem zur Zeit der Volksabstimmung herrschenden Kon-

texts — den historischen Normzweck zu ergriinden.1°

Die Initiantinnen und Initianten haben keinen Anspruch darauf, dass die
von ihnen lancierte Volksinitiative nach ihrem subjektiven Willen ausgelegt
wird.1” Gleichwohl konnen Meinungsdusserungen des Initiativkomitees im
Parlament oder in der Presse sowie im offiziellen Abstimmungsmaterial

unter Umstédnden ein Hilfsmittel zur Auslegung darstellen.18

13

14
15

16
17
18
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Vgl. Eidgendssische Volksinitiative betreffend , Das freie Wort" unter gleichzeitiger Abschaffung des
Verbots der Rassendiskriminierung, Vorpriifung und Titelanderung, BBI 1998 2533 ff. (2537).; Corsin
Bisaz, Direktdemokratische Instrumente als «Antrdge aus dem Volk an das Volk»: Eine Systematik
des direktdemokratischen Verfahrensrechts in der Schweiz, Habil. Ziirich, Ziirich/St. Gallen 2020,
N. 488.

BGE 13911243 E. 9.2.

Vgl. Bisaz (FN 7), N. 488. Die subjektiv-historische Methode gilt jedoch fiir tiberholt, der Wortlaut
sollte objektiv-historisch ausgelegt werden; vgl. dazu auch Goran Seferovic, Volksinitiative zwischen
Recht und Politik: Die staatsrechtliche Praxis in der Schweiz, den USA und Deutschland, Habil Zii-
rich, Bern 2018, N. 221.

Vgl. im allgemeinen Ernst A. Kramer, Juristische Methodenlehre, 4. Aufl., Bern 2013, S. 124 f.

Vgl. BGE 105 Ia 151 E. 3a; vgl. auch Fuhrer (FN 2), S. 16 m.w.H.

Urteil des BGer 1P.292/2003 vom 5. April 2004 E. 1.4 (nicht publ. in BGE 130 I 134); BGE 129 1 392;
105Ia 153 E. 3a.
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Auslegung der Volksinitiative zur Freihaltung der Festwiese beim
Bdrenplatz

Der Wortlaut der Initiative fordert Stadtrat und Gemeinderat der Stadt
Kreuzlingen auf: «ein Projekt fiir einen andern Standort als die Festwiese
beim Barenplatz zum Schaffen von neuen, zweckdienlichen Rdumen fiir die
Stadtverwaltung oder zur Erweiterung des bestehenden Stadthauses aus-
zuarbeiten und zur Abstimmung zu bringen.». Damit ist die Initiative schon
in ihrem Wortlaut sehr klar formuliert. Der Auftrag an die beiden Behtrden
lautet, sie sollen ein Projekt fiir neue Rdume oder eine Erweiterung des be-
stehenden Stadthauses ausarbeiten, welches — und dies ist der Kern der Ini-
tiative — an einem anderen Standort zu liegen kommen soll als auf der Fest-
wiese beim Bérenplatz. Von diesem klaren Wortlaut kann nur dann abge-
wichen werden, wenn triftige Griinde dafiir sprechen, dass dieser nicht den

wahren Sinn der Initiative wiedergibt.1®

Als Auslegungsmittel ist hier der Titel der Initiative heranzuziehen und es
ist zu priifen, ob dieser triftige Griinde beinhaltet, um vom klaren Wortlaut

der Initiative abzuweichen.

Im vorliegenden Fall lautet der Titel der Initiative «Volksinitiative zur Frei-
haltung der Festwiese beim Bérenplatz» und betont damit, dass die Fest-
wiese beim Bdrenplatz «freigehalten» werden soll. Der Titel allein konnte
nun zwar so verstanden werden, dass die Festwiese beim Barenplatz von
jeglichen Bauten freigehalten wird. Wie oben ausgefiihrt (Rz. 7 f.), stellt der
Titel aber lediglich ein Auslegungsmittel dar, um den Text der Initiative
auszulegen. Da der Text der Initiative fiir sich bereits klar ist, miisste der
Titel nun aber besonders triftige Griinde schaffen, welche den klaren Wort-

laut der Initiative in Frage stellen.

Dies ist vorliegend nicht der Fall. In ihrem Wortlaut fordert die Initiative

konkret, neue Raume fiir die Stadtverwaltung oder eine Erweiterung des

19
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Vgl. etwa BGE 13111217 E. 2.3.
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bestehenden Stadthauses so zu projektieren, dass diese nicht auf der Fest-
wiese beim Barenplatz zu liegen kommen. Der Titel der Initiative steht die-
sem Wortlaut nicht entgegen, muss dieser doch so verstanden werden, dass
die Festwiese beim Bédrenplatz im Hinblick auf Rdume fiir die Stadtverwal-
tung freigehalten werden soll. Entgegen dem Wortlaut der Initiative allein
auf den Titel abzustellen und die Festwiese fiir jegliche Bebauung freizu-
halten, findet im Wortlaut der Initiative keinen Anhaltspunkt. Der Wortlaut
bildet aber Ausgangspunkt jeder Auslegung.?0

Waéhrend die systematische Auslegung im Falle von allgemeinen Anregun-
gen grundsitzlich keine Anwendung finden kann (vgl. oben Rz. 6), so kann
auch die Auslegung nach Sinn und Zweck der allgemeinen Anregung vor-
liegend keine Abweichung vom klaren Wortlaut rechtfertigen. Im Gegenteil
ergibt sich aus dem klaren Wortlaut Sinn und Zweck der Initiative. Diese
will Stadtrat und Gemeinderat beauftragen, «ein Projekt fiir einen andern
Standort als die Festwiese beim Bdrenplatz zum Schaffen von neuen,
zweckdienlichen Rdumen fiir die Stadtverwaltung oder zur Erweiterung
des bestehenden Stadthauses auszuarbeiten und zur Abstimmung zu brin-
gen.» Damit zielt die Initiative darauf ab, das bereits beschlossene Baupro-
jekt fuir ein neues Stadthaus, fiir welches die Stimmberechtigten in der Ab-
stimmung vom 27. November 2016 den notigen Kredit bewilligt haben, zu

widerrufen.

Wie bereits erwdhnt, zieht Bundesgericht mitunter allfédllige Begriindungen
und Meinungsdusserungen von Mitgliedern des Initiativkomitees als Hilfs-
mittel zur Auslegung von Volksinitiativen heran (oben Rz. 9). Der Gutach-
tende kann zum heutigen Zeitpunkt nicht abschliessend beurteilen, ob sol-
che Ausserungen bei einer allfilligen Umsetzung der Initiative als Hilfsmit-
tel zur Auslegung der allgemeinen Anregungen herangezogen werden

miissten. Da der Wortlaut der Initiative jedoch dusserst klar ist, ist zu ver-

20
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Vgl. etwa BGE 13111 697 E. 4.1.
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muten, dass auch solche allfilligen subjektiven Ausserungen der Initiantin-
nen und Initianten keine triftigen Griinde zu schaffen vermégen, um anzu-
zweifeln, dass der Wortlaut nicht den klaren Sinn der Initiative wiederge-

ben wiirde.
Fazit

Die zusitzlichen Erlduterungen dndern nichts am Ergebnis des Rechtsgut-
achtens vom 5. Midrz 2020, wonach die Volksinitiative «zur Freihaltung der

Festwiese beim Barenplatz» fiir giiltig zu erkldren ist.

Ebenso sind die Ergebnisse der Erlduterungen vom 8. Juni 2020 zu bestti-
gen, wonach der Entscheid, die Initiative zur Unterschriftensammlung zu-
zulassen rechtmdssig erfolgt ist. Sollte der Gemeinderat dem Rechtsgutach-
ten folgen und die Initiative fiir giiltig erkldren, dieser aber gleichzeitig
nicht Folge geben, so wire tiber die Initiative eine Volksabstimmung anzu-
setzen. Sollte das Stimmvolk der Initiative zustimmen, so hitten Stadtrat
und Gemeinderat in der Folge eine Beschlussvorlage auszuarbeiten und der
Volksabstimmung zu unterstellen.

Der Gutachtende kommt in der nun vorgelegten Erganzung des Rechtsgut-
achtens vom 5. Mirz 2020 zum Schluss, dass die Volksinitiative zur Freihal-
tung der Festwiese beim Bdrenplatz einen klaren Wortlaut aufweist, wo-
nach Stadtrat und Gemeinderat im Falle der Annahme der Initiative durch
das Stimmvolk beauftragt werden «ein Projekt fiir einen andern Standort
als die Festwiese beim Barenplatz zum Schaffen von neuen, zweckdienli-
chen Rdumen fiir die Stadtverwaltung oder zur Erweiterung des bestehen-
den Stadthauses auszuarbeiten und zur Abstimmung zu bringen.» Der Titel
der Initiative bildet einerseits nicht Teil dieses Wortlauts und stellt anderer-
seits keinen triftigen Grund dar, um zum heutigen Zeitpunkt im Rahmen

der Auslegung von diesem klaren Wortlaut abzuweichen.

e

PD Dr. iur. Goran Seferovic
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Sitzung

Datum

Ort

Wortprotokoll

K

=

reuzlingen

Beilage 5

6. Sitzung des Gemeinderats Kreuzlingen der Amtsperiode 2011/2015

19. Legislaturperiode
Donnerstag, 15. Dezember 2011, 19:00 Uhr
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Der Ratsprasident begrisst die Anwesenden zur heutigen Gemeinderatssitzung. Es
liegen Entschuldigungen vor von GR Hebeisen, GR Hummel, GR Jordi und GR
Michael.

Traktandenliste
Der Ratsprasident: Aufgrund der entschuldigten Abwesenheit von GR Jordi fehlt ein

Stimmenzahler. Von der Fraktion CVP wird GR Sanfilippo vorgeschlagen. Wir stellen
die Genehmigung dieser Nomination den anderen Traktanden voran.

Abstimmung: Dem Einsitz von GR Sanfilippo als Ersatzstimmenzahler fir die heuti-
ge Gemeinderatssitzung wird einstimmig zugestimmt.

Die Traktandenliste wird mit dieser Anderung stillschweigend genehmigt.

Protokollgenehmigung
1. Protokoll der Sitzung vom 17. November 2011

Abstimmung: Das Protokoll der Sitzung vom 17. November 2011 wird einstimmig
genehmigt.

Einbiirgerungen geméss Beilage

Der Ratsprasident: Es liegen keine schriftlich begrindeten Einwande zu den Einbir-
gerungsantragen vor.

2. Shabani, Nebi

Entscheid: Shabani, Nebi wird das Burgerrecht der Stadt Kreuzlingen erteilt.

Botschaften

3. Planungskreditbegehren von CHF 450'000 zur Durchflihrung eines Architektur-
wettbewerbs flr ein zentrales stadtisches Verwaltungsgebaude im Mittelteil des
Dreispitzparks

Eintreten
Wird stillschweigend beschlossen.

Materielle Beratung

STA Netzle: Aus der Steuerungsgruppe der Schwimmbhalle sind partiell Informationen
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nach aussen gelangt. Ich méchte einige Erganzungen zur vorliegenden Botschaft
anbringen, um alle Ratsmitglieder auf den gleichen Informationsstand zu bringen. Auf
Seite 8, Kapitel 5.4 der Botschaft haben wir gewisse Anklindigungen beziglich der
Schwimmhalle gemacht: 1. Die Flihrungsgruppe wird die Bau- und Betriebskosten der
drei Varianten vertieft prifen. 2. Der Stadtrat entscheidet lber den Standort. 3. Es
werden verbindliche Abklarungen tber Art und Umfang der Beteiligungen von Bund
und Kanton gemacht. 4. Der Stadtrat unterbreitet dem Gemeinderat eine Botschaft mit
dem Standort und einem Planungskredit zum definitiven Entscheid.

Wir haben in der Zwischenzeit gearbeitet und die Abklarungen vorangetrieben. Be-
zuglich Bau- und Betriebskosten haben wir folgende genauere Angaben eruiert: In-
vestitionskosten der drei Varianten: Standort Egelsee CHF 17'300'000, Standort
Campus CHF 22'300'000 (Differenz CHF 5'000'000), Standort Hérnli CHF 12'800'000.
Das ist die Bruttoinvestition.

Dritte wirden beim Standort Egelsee und Campus gleich hohe Beitrage leisten, nam-
lich der Kanton rund CHF 3'500'000 und der Bund CHF 2'000'000. Beim Standort
Hornli werden rund CHF 3'000'000 weniger in Aussicht gestellt: Da es nicht das glei-
che Bad und nicht die gleichen Voraussetzungen waren, wirde sich der Kanton dort
nicht beteiligen.

Die Betriebskosten sind ebenfalls ermittelt worden: Beim Standort Egelsee belaufen
sie sich auf CHF 1'500'000 pro Jahr. Wirde man das Thermalbad der Schule auch
Ubernehmen, was wegen der Nahe sinnvoll ware, so wirden die Kosten auf
CHF 1'910'000 pro Jahr steigen. Beim Standort Campus waren es CHF 1'870'000,
beim Standort H6rnli CHF 1'110'000.

Der Standort hat auch Auswirkungen auf die Devestitionen, wie wir es ja in der Bot-
schaft auch angekindigt haben. Wird der Standort Egelsee gewahlt, wirkt sich das auf
die Liegenschaft Hauptstrasse 88/90 wertmindernd aus. Es wirde ein Erlés von nur
noch rund CHF 1'500'000 erzielt werden. Bei den Standorten Campus und Hornli
kénnte man die ganze Parzelle ohne Einschrankungen verdussern. Es wirden jeweils
ungefahr CHF 4'000'000 erzielt werden.

Zu Punkt 2: Der Stadtrat hat entschieden, die Variante Egelsee weiterzuverfolgen.
Details und Begriindungen folgen mit der nachsten Botschaft.

Zu Punkt 3: Bei den Beteiligungen von Bund und Kanton brauchen wir neben den
mundlichen Zusagen naturlich auch noch die schriftlichen Bestatigungen. Auch mus-
sen wir mit dem Bund, das heisst mit dem Bundesamt fir Sport, eine Vereinbarung
treffen, damit wir uns die in Aussicht gestellten Gelder fir die Schwimmhalle sichern
kénnen. Es sind verschiedene Programme am Laufen. Das eine endet im Jahr 2012,
danach gibt es vielleicht ein neues. Aber wir wollen uns ja die Beitrdge des jetzt lau-
fenden Programms sichern, also brauchen wir eine Vereinbarung. Denn der Spaten-
stich kann beim besten Willen dieses Jahr nicht mehr getéatigt werden. Wenn wir das
Thermalbad Egelsee Ubernehmen, brauchen wir ausserdem von der Schulgemeinde
eine schriftliche Investitionsplanung. Wir missen wissen, was da neben den Betriebs-
kosten an Renovationen und sonstigen Investitionen auf die Stadt zukommt.

Dann werden wir diese Botschaft sorgfaltig ausarbeiten. Trotz Zeitdruck dirfen wir
keinen Schnellschuss machen. Wir haben hier ja bereits leidvolle Erfahrungen ge-
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macht, gerade im Bereich von Badern. Der Stadtrat hat gesagt, und das gilt immer
noch, dass die Botschaft ganz sicher fur die Sitzung vom 22. Marz vorliegen wird.
Wenn es sinnvoll erscheint, gibt es aber auch die Mdglichkeit, einen friheren Sit-
zungstermin festzulegen. Fur die Januar-Sitzung wird es nicht reichen. Im Februar ist
keine Sitzung vorgesehen. Wir kdnnten aber am 23. Februar eine ausserordentliche
Sitzung anberaumen, dann kénnte das Ganze einen Monat friher behandelt und ent-
schieden werden. Das ware ein Angebot, falls es gewilinscht wird.

Soviel zum Teil Schwimmhalle der Botschaft. Ich méchte noch einmal darauf hinwei-
sen, dass kein innerer oder sachlicher Zusammenhang zwischen dem Stadthaus und
der Schwimmbhalle besteht. Diese Planungen erfolgen unabhangig, weil die Standorte
Dreispitzpark und Egelsee keine Verbindung haben und keine Synergien genutzt
werden koénnen. Eine gemeinsame Behandlung im Gemeinderat bringt also keinen
zusatzlichen Nutzen. Was das heutige Thema betrifft, so liegen heute alle Elemente
fur den Vorentscheid zum Standort des neuen Stadthauses vor. Der Stadtrat hat ver-
sprochen, das Geschaft in diesem Jahr zu bringen. Der Gemeinderat wollte, aus un-
serer Sicht zu Recht, in die Standortfrage einbezogen werden. Deshalb sind wir der
Auffassung, dass jetzt auch wirklich entschieden werden kann und soll.

GR Forster: Es geht um ein Planungskreditbegehren von CHF 450'000 fiir die Durch-
fuhrung eines Architekturwettbewerbs fir ein zentrales stadtisches Verwaltungsge-
baude im Mittelteil des Dreispitzparks. “Xentrum” ist das Wort, das anlasslich der Sit-
zung der Kommission Werke, Bau und Umwelt WBU vom 29. November 2011 am
meisten gefallen ist. Nicht zuletzt auch von unserem Stadtammann, der uns in der
Kommission Red und Antwort gestanden ist und der, so denke ich, mit Herzblut hinter
diesem Anliegen steht. Auch sind die geplanten Projekte in den vom Stadtrat erarbei-
teten Legislaturzielen in allen Departementen erwdhnt. Wir beschranken uns aber
jetzt vorerst auf das von der Kreuzlinger Bevdlkerung seit Jahren mitgetragene Pro-
jekt eines neuen Stadthauses.

Die heutige Botschaft hatte sich theoretisch in Luft auflésen kdnnen, weil der Ge-
meinderat, man hére und staune, im Jahr 1991 bereits einem Planungskredit zuge-
stimmt hat. Die Kreuzlinger Stadthausgeschichte geht also bis mindestens dahin zu-
rick. Ebenso laufen seit 1998 Vorfinanzierungen flir eben dieses Vorhaben; mittler-
weile sind hier bis heute CHF 5'7000'000 in einem Topf. Ein weiteres Dokument habe
ich bei mir im Keller gefunden. Die erste und einzige Kommissionssitzung damals,
1991, lautend auf Kommission Stadtsaal/Stadthaus, wurde seinerzeit vom Prasiden-
ten Notker Brandes mit den Stadtraten Meuly und Witzig einberufen. Es war eine Ori-
entierung, gedauert hat sie eine Stunde. Das ist das Einzige, was damals gelaufen ist.
Seither ist viel Wasser den Rhein hinuntergeflossen, und in Kreuzlinger Képfen geis-
tert das Stadthaus in allen méglichen Varianten immer wieder umher. Der heutige
Stadtrat macht nun Nagel mit Képfen und hofft, bei uns im Gemeinderat und in der
Kreuzlinger Bevolkerung den Hammer dazu zu bekommen. Nach Ansicht der Kom-
mission ist das Vorgehen nachvollziehbar, wie es der Stadtrat mit diesen ersten
Schritten beziehungsweise mit der jetzt vorliegenden Botschaft gewahlt hat. Lobens-
werterweise wird offen und korrekt gegen alle Seiten kommuniziert. Ein Gedanken-
gang wurde in der Kommission noch in die Runde geworfen: Man solle alle vier ge-
planten Projekte, also das Stadthaus, den Bushof, die Parkgarage und die Schwimm-
halle, mindestens planerisch als ein Stlick behandeln. Das ist dann aber vom Stadtrat
mit guten, ausgereiften Argumenten entkraftet worden. Wenn man zum Beispiel ge-
gen eines der Projekte ware, so wurden bei einer Abstimmung wohl auch die anderen
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abgelehnt.

Es geht heute und jetzt vorerst nur um den erwahnten Planungskredit, mit dessen
Erledigung wir und die Stimmbilrger genau wissen und sehen werden, was mit der
Variante Stadthaus im Dreispitzpark vom Stadtrat erarbeitet wurde und erhofft wird.
Erganzend muss noch gesagt werden, dass das Projekt Schwimmhalle auf dem Weg
ist, aber noch nicht alles konkret definiert werden kann. Man kann es also nicht mit
dieser Botschaft in Verbindung bringen.

Die Kommission WBU ist nach zweieinhalb Stunden Beratung zu einem Abstim-
mungsergebnis von 7 Ja-Stimmen zu 1 Nein-Stimme gekommen: ein Votum flir das
neue Stadthaus. Sie freut sich auf die kommenden, sich hoffentlich mit der Kreuzlin-
ger Bevolkerung verbindenden Ideen der Architekten und Planer. Dartuber wird natur-
lich abgestimmt werden kénnen.

Die Fraktion FL/RB war sich bei der Beurteilung etwas unsicher. Wir hatten eigentlich
gerne noch etwas mehr Uber die Parkgarage gewusst. Denn der Nutzen, der fir das
Stadthaus von dieser Parkgarage ausgeht, war uns nicht sehr klar. Doch wir hielten
uns an ein Zitat aus der Botschaft, “Die Identitat wird beschrieben als Ausdruck des
Selbstbewusstseins der Kreuzlinger”, und dies spiegelte sich alsdann in einer gross-
mehrheitlichen Ja-Stimmung der Fraktion.

GR Ziille: Die CVP-Fraktion hat die Botschaft eingehend geprift und sich im Detail
vom Stadtrat informieren lassen. Bereits im August 2010 hatte die CVP-Fraktion in
einer medialen Ausserung die Mdglichkeit eines solchen Projekts nach aussen getra-
gen. Das hiess damals Stadtpark und ging eigentlich in die genau gleiche Richtung
wie das Xentrumprojekt. Vor allem sahen wir, dass die Tiefgarage mit dem Park dar-
Uber bezuglich der Neugestaltung und der Oberflache eine ausgezeichnete Vorgabe
gibt, das Stadthaus in dieser Gegend zu bauen. Wir sahen damals noch nicht den
Dreispitz. Wir sagten damals auch, dass der Blick zur Kirche St. Ulrich frei bleiben
muss, und das ist mit dem Gesamtprojekt hiermit gegeben. Der neu geschaffene Park
wird den Teil des Dreispitzes, der dann verbaut wird, auch um ein Mehrfaches kom-
pensieren. Man muss zudem bemerken, dass ja nicht der ganze Dreispitzpark verbaut
werden wird, sondern nur der mittlere Teil. Der untere Teil, der auslaufende Spitz,
bleibt frei, und auch Richtung Bushof sollte es einigermassen begrunt bleiben.

Das Gebaude selbst, das ja jetzt als erster Entwurf einmal gezeichnet worden ist, mit
der U-Form und dieser Offnung, sieht sehr einladend und ansprechend aus. Es passt
von der Form her ausgezeichnet in die Parkmitte, und es ist fir einmal nicht so ein
aufdringlicher Vierkantklotz, wie sie vielfach gebaut werden. Naturlich kann sich das
noch verandern, das ist ein erster Entwurf, der das Ganze ein bisschen visualisiert.
Die Offnung Richtung Bushof finden wir so richtig, und sie ist auch fir die Stadtbesu-
cher einladend.

Zur Finanzierung haben wir schon Zahlen gesehen, ich trage sie nicht noch einmal
vor. Mit der Vorfinanzierung, aber auch mit der Verausserung der alteren und der jet-
zigen Liegenschaften ist ein grosser Teil der Finanzierung gesichert. Wenn man ein
neues Gebdaude erstellt und nicht das alte saniert, ergibt dies bessere Moglichkeiten
fur die Bedlrfnisse der Nutzer, aber auch der Angestellten in diesen Raumlichkeiten.
Zurzeit sind die Verhaltnisse wohl kaum mehr tragbar. Es muss behindertengerecht
gebaut werden, das sind ja die Auflagen. Die Besucher miissen einen Diskretschalter
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haben, das wird hier auch beschrieben. Ich habe gelesen, dass das jetzige Stadthaus
nicht einmal Uber ein 6ffentliches WC verfugt. Die Arbeithehmenden benétigen Biro-
raume, die den vernlnftigen Standards entsprechen. Heute missen sie teilweise auf
den Estrich ausweichen. Das ist nicht mehr haltbar. Es soll kein Ausspielen zwischen
den einzelnen Projekten sein. Auch das haben wir vorhin gehoért. Wir haben in der
Fraktion gepruft, allenfalls eine Ruckweisung zu machen, damit in der Fruhlingssit-
zung des Gemeinderates alles zusammen behandelt werden kann. Wir sehen darin
jedoch keinen Nutzen und keinen grossen Sinn, weil diese Projekte eben nicht ge-
geneinander ausgespielt werden sollten. Ubrigens hat sich auch der Prasident des
Sportnetzes, Reto Oberhansli, heute in der Kreuzlinger Zeitung dahingehend geaus-
sert, man solle nicht gegeneinander ausspielen. Also kann man es auch getrennt be-
handeln.

Die CVP-Fraktion ist einstimmig fir den Planungskredit und vor allem auch fir den
Standort des Gebaudes im Mittelteil des Dreispitzparks.

GR Graner: Die Fraktion SVP hat sich eindringlich mit der vorliegenden Botschaft
befasst. Flur unsere Fraktion steht die Standortfrage fir das neu zu planende Stadt-
haus bei dieser Botschaft im Vordergrund. Die aufgezeigten Grunde, die zentrale La-
ge, das Grundstlck im Besitz der Stadt, die Grosse des Grundstiicks, die stadtebauli-
chen, funktionellen und erschliessungstechnischen Argumente, die Nahe zum Bushof,
die Anbindung zur vorgesehenen Tiefgarage und zum eventuell neuen Stadtpark und
die nicht zu unterschatzenden Devestitionen Stadthaus Marktstrasse 4/6 und Haupt-
strasse 88/90 Uberzeugen fir den gewahlten Standort. Bei der Ausarbeitung des
Wettbewerbsprogramms sollte das Baufenster jedoch so angelegt werden, dass die
Gebaudeform und die Setzung des Gebaudes in der Aufgabenstellung des Wettbe-
werbs enthalten sind. Eine Skizze, wie sie in der Botschaft vorliegt, darf in den Wett-
bewerbsunterlagen nicht enthalten sein. Im Weiteren sollte dem Stimmbdrger in der
Abstimmungsbotschaft verstandlich aufgezeigt werden, eventuell mit einer Gegen-
Uberstellung, warum der Standort Dreispitzpark fir das Stadthaus gewahlt wurde, um
den noch vorhandenen emotionalen Einstellungen gerecht zu werden. Die Fraktion
SVP stimmt der vorliegenden Botschaft zu.

GR Abegglen: Die SP-Fraktion stimmt dem Planungskredit und damit auch dem vor-
geschlagenen Standort zu. Die SP-Fraktion ist des Weiteren bereit, den Stadtrat tat-
kraftig, aber auch konstruktiv-kritisch auf dem Weg zu dem sogenannten “Xentrum” zu
begleiten, auch wenn uns diese Sprachschdpfung nicht unbedingt gefallt. Aber das ist
ein anderes Thema. Die SP-Fraktion wird sich auch mit Uberzeugung gegen einen
allfalligen Ruckweisungsantrag wenden, denn es gilt jetzt zu entscheiden. Die Sache
hat eine lange Vorgeschichte, und es geht jetzt ja nicht um das Stadthaus selbst,
sondern um einen Planungskredit.

Die SP und die SP-Fraktion haben sich immer stark gemacht fur ein neues Stadthaus,
sie haben es immer wieder gefordert. Wir sind der Meinung, dass eine strukturell
komplexe Stadt mit bald 20'000 Einwohnern ein Stadthaus verdient. Die Angestellten
verdienen es, die Stadt verdient es. Funktional, asthetisch und so weiter kann das
dem Stadtprofil von Kreuzlingen nur gut tun. Wir teilen im Ubrigen auch die Auslege-
ordnung, die der Stadtrat in der Botschaft macht, sehr weitgehend, und zwar insofern,
als auch argumentiert wird, dass dieses Bauprogramm zur richtigen Zeit fir die Wirt-
schaft — und auch fir die einheimische Wirtschaft — segensreich sein kann. Vor allem
ist es auch ein Bauprogramm, das — und das ist offen gestanden nicht immer ganz
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der Fall — in einem Bereich stattfindet, der alles andere als Selbstzweck ist. Sondern
es dient erwiesenermassen und absehbar dem Allgemeinwohl und einem 6&ffentlichen
Nutzen. Die Unzulanglichkeiten der verschiedenen Verwaltungsgebdude sind be-
kannt. Die Steuerverwaltung zum Beispiel, die finanzielle Nabelschnur unserer Stadt,
ist als Arbeitsort von den Raumlichkeiten her sehr unattraktiv.

Ich muss allerdings gestehen, dass uns die Standortfrage in der Fraktion relativ stark
beschéaftigt hat. GR Graner hat das etwas angezogen. Mindestens ist in der Botschaft
vielleicht zu wenig zwingend herausgearbeitet, was wirklich fir diesen Dreispitz
spricht. Aus unserer Warte spricht sehr vieles dafur, um das gleich vorwegzunehmen.
Aber wir glauben, dass in der Abstimmungsbotschaft mehr Gewicht darauf gelegt
werden misste. Wir sind in der Standortdiskussion zur Uberzeugung gelangt, dass fiir
CHF 20'000'000 ein klar héherer Zusatznutzen, ein héherer stadtebaulicher Mehrwert
entsteht. Es geht ja vor allem um die Abwagung mit der Sanierung des Gebaudes an
der Marktstrasse. Wir méchten eigentlich, das mag jetzt etwas zugespitzt klingen,
nicht ein Stadthaus “in der zweiten Reihe”, ein “zweitrangiges” Stadthaus. Umso mehr
als die Gestaltungsmdglichkeiten eingeschrankt sind, denn man kann und darf ja das
Stadthaus vorne nicht abreissen.

Eine Fussnote kommt hinzu, die auch noch bedacht werden darf. Die ganze Baupha-
se, die sich ergeben wird, wird sich relativ anspruchsvoll gestalten. Wohin mit allen
Stadtangestellten, wohin mit all diesen Funktionen? In irgendwelche Container? Auch
hier, scheint uns, ist der Nutzen des Neubaus durchaus gegeben. Und ein gutes Ar-
gument, das in der Botschaft erwahnt ist: An der Markstrasse darf man, kann man
etwas anderes entwickeln und bauen, das kann man im Dreispitz nicht, dort ist nur
eine prominente oOffentliche Nutzung erlaubt. Eine Devestition ist also moglich. Das
fuhrt uns dazu, dass wir den planerischen Zusammenhang und Zusammenklang auch
mit dem Barenplatz, mit dem unterirdischen Parkhaus, als Gberzeugend erachten und
deshalb diesen Standort auch in einer Guterabwagung ganz klar favorisieren.

Ich habe allerdings am Anfang gesagt, dass unsere Unterstitzung zwar tatkraftig ist,
aber auch konstruktiv-kritisch. Das sagen wir ganz ehrlich, und es ist uns wichtig,
doch ein paar “Ja, aber’-Positionen zu formulieren. Die wichtigste “Ja, aber’-Position
ist folgende, und da haben wir auch eine unterschiedliche Bewertung und Auslege-
ordnung gegentber dem Stadtrat: FUr uns ware es eigentlich zwingend und richtig,
eine Simultan- und Parallelplanung der Projekte zu betreiben, die unmittelbar mitei-
nander vernetzt sind und einen Zusammenhang haben. Ich spreche vom Stadthaus,
dem Stadtpark Baren und dem unterirdischen Parkhaus. Es ware bitterschade, wenn
sich das eine danach plotzlich als Traumschloss herausstellen wirde. Man muss in
unseren Augen alles daran setzen, dass ein Planungs- und Realisierungszusammen-
hang besteht. Fir uns ist das nur bedingt eine modulare Geschichte, sondern es sind
siamesische Drillinge.

Zwei, drei weitere ;Ja, aber”: Devestieren mag in gewissen Fallen wichtig sein, das ist
gar keine Frage. Wir sagen aber auch ganz offen, dass wir mit der Landpolitik der
Stadt nicht so ganz glicklich sind. Ich will jetzt nicht noch einmal den Baren und ande-
res aufwarmen. Aber schon seit Langerem sind Richtlinien flr eine verbindlichere
Landverkaufs- und Landkaufpolitik versprochen. Und wir méchten nicht, dass zum
Beispiel das Gebaude an der Marktstrasse dem Nachstbesten verkauft wird, sondern
dass Auflagen und Kriterien formuliert werden, um etwas Schlaues entstehen zu las-
sen. Das kann auch einmal etwas Zukunftsfahiges sein. In vielen Stadten ist zum Bei-
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spiel autofreies Wohnen unterdessen richtiggehend ein Renner. Und so weiter. Das
muss kriteriengestitzt begleitet werden und nicht einfach nach dem Motto “Wer will
es?”

Das dritte kleine “Ja, aber” ist eines, das der Stadtrat selbst formuliert: “Dies erfordert
den allgemeinen Willen zur Ausgabendisziplin und zum vortbergehenden Verzicht auf
Winschbares.” Wir teilen im Grundsatz diese Auffassung, meinen aber keineswegs,
dass hier in undifferenzierter Art und Weise irgendeine lineare Sparibung angesetzt
werden soll. Es soll aber tatsachlich so sein, dass man das Schwergewicht auf Inves-
titionen legt, die wirklich einen stadtebaulichen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen
Nutzen haben. Dass wir so etwas wie eine nicht unbedingt sehr nutzungsorientierte
und doch sehr teure Investition wie die Slidspange nicht unbedingt dazu zahlen, hat
sich herumgesprochen.

Noch ein letztes kleines “Ja, aber”: Wir wiinschen uns eine Zentrumsplanung, die be-
harrlich dem Grundsatz bezilglich des motorisierten Individualverkehrs folgt, der im
gultigen Verkehrsrichtplan steht und der lautet: “Verkehrsvermeidung, Verkehrsverla-
gerung, Verkehrsoptimierung”. Das Zentrum wird zu Mehrverkehr fiihren. Wir werden
den Kreuzlingern irgendwann nicht mehr erzahlen kénnen, dass sie weniger Verkehr
haben werden. Aber ich will damit sagen, dass nicht jede PH-Studentin einen Park-
platz braucht. Die Stadt muss beharrlich dazu Ubergehen, diesbezlglich eine Ange-
botsplanung zu betreiben und nicht einfach eine fatalistische Nachfragepolitik. Im Ub-
rigen hat sich die Stadt im Rahmen des laufenden Agglomerationsprogramms dazu
bereit erklart, dass der im Zentrum entstehende Zusatzverkehr zu 75 Prozent durch
Langsamverkehr und o&ffentlichen Verkehr abgeschépft werden soll. Auf dieses Be-
kenntnis rekurrieren wir sehr gerne.

Nun aber zurick zur Grundsatzfrage. Die “Ja, aber” haben Gewicht, vor allem das
erste, aber wir méchten den Gemeinderat bitten und auffordern, dem Planungskredit
zuzustimmen. Es ist ein Schritt in die richtige Richtung, und ich wiirde Sie auch bitten,
den Entscheid nicht mit der Schwimmbhalle zu koppeln, zu der wir wichtige Vorab-
informationen gehort haben.

GR Zuber: Wenn man die vorliegende Botschaft studiert, liest man unter Punkt 6,
dass der heute zu diskutierende Kredit offenbar bereits im Jahr 1991 bewilligt worden
sei und eigentlich nur neuerlich vorgelegt werde, weil heute die Standortfrage damit
verbunden wird. Das ist ein bisschen irritierend. Denn unter Punkt 2.1 steht zum glei-
chen Thema, dass im Jahr 1991 ein Planungskredit zum Bau eines neuen Stadthau-
ses mit Saal auf dem Sallmannschen Areal gesprochen worden sei. Das Siegerpro-
jekt sei durch den Gemeinderat am 26. August 1993 abgelehnt worden. Wenn das so
ist, schliesse ich daraus, dass einerseits der Kredit aus dem Jahr 1991 flir genau die-
sen Architekturwettbewerb verwendet worden ist, und dass andererseits der Kredit flr
eine Planung auf dem Sallmannschen Areal zweckgebunden war. Entsprechend geht
es heute um einen neuen Kredit von CHF 450'000 und eben nicht nur um die soge-
nannte Standortfrage, bei der das eigentliche Kreditbegehren gar nicht mehr diskutiert
werden soll.

Ungeachtet dessen geht es heute ohnehin nicht nur um die sogenannte Standort-
frage. Sondern das Kreditbegehren fir den Planungskredit ist im Gesamtkontext mit
dem gesamten Projekt Xentrum Kreuzlingen zu wirdigen. Am 17. November 2011 hat
der Stadtrat das Projekt, das auf einem zentralen Stadthaus, der Erweiterung des
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Bushofs, einer Tiefgarage und einer Festwiese mit Park, sowie dem Bau einer neuen
Schwimmbhalle besteht, der breiten Offentlichkeit vorgestellt. Das gesamte Investiti-
onsvolumen betragt Uber einen Zeitraum von rund vier Jahren sagenhafte
CHF 60'000'000. Das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen Dieser Betrag
soll durch die Auflésung von Spezialfinanzierungen und Fonds, durch den Verkauf
von stadtischen Liegenschaften sowie durch eine zusétzliche mittlere Verschuldung
aufgebracht werden. Das klingt fast so, als ob uns dieses Grossprojekt fast nichts
kosten wirde.

Wenn ich diese Ubung mit einem privaten Haushalt vergleiche, so bedeutet dies etwa
das Gleiche, wie wenn ich meine samtlichen Konten pliindern und all meine Ubrigen
Wertgegenstande versilbern wirde und zusatzlich eine Hypothek mit hohen Zinsen
aufnehmen musste, nur um mir irgendeine Villa im Park bauen zu kénnen. Das geht
genau so lange gut, wie ich gut verdiene. Geht es aber plétzlich schlechter, stehe ich
plétzlich ohne jedes Vermogen, ohne Villa und mit einem Berg von Schulden da.
Wenn ich die Prognose flr die nachsten Jahre anschaue, so wird es mir bei den Pla-
nen des Stadtrats Angst und Bange. Auf Kantonsebene hat der Grosse Rat radikal die
Ausgaben- und Schuldenbremse gezogen. Es muss allerorts beim Personal- und
Sachaufwand gespart werden. Geplante Investitionen werden zum Teil verschoben
oder ganz gestrichen. Dass sich diese negativen Aussichten betreffend Budget und
Rechnung auch auf die Gemeinden Ubertragen wird, ist absehbar und wird kurz- oder
mittelfristig auch in der Stadt Kreuzlingen zu negativen Budgets flihren. Wie die Stadt
Kreuzlingen diese Entwicklung auffangen will, wenn die Kasse ohnehin schon leer ist
und die Stillen Reserven zu einem guten Teil aufgebraucht sind, ist mir ein Ratsel.
Und der Optimismus des Stadtrats, dass es ab dem Jahr 2015 wieder aufwartsgehen
und die Verschuldung vermindert werden soll, dieser Optimismus kann von unserer
Fraktion nicht geteilt werden.

Wir sind der Auffassung, dass sich die Stadt Kreuzlingen vier derartige Grossprojekte
innerhalb von vier Jahren schlicht nicht leisten kann. Es sei denn, es kommt Uber kurz
oder lang zu massiven Steuererhdhungen. Vor diesem Hintergrund gleicht das Projekt
Xentrum Kreuzlingen einem vorweihnachtlichen Wunschzettel, wie er von vielen Kin-
dern daherkommt Es stehen viele teure Geschenke darauf, das Geld der Eltern, in
unserem Fall also das Geld der Kreuzlinger Blrger, reicht aber nur fir ein Geschenk.
Aus diesem Grund ist es unseres Erachtens zwingend, dass es heute eben nicht nur
um einen allfalligen Standort des klnftigen Stadthauses gehen darf, sondern dass es
letztlich auch um eine Priorisierung der einzelnen Projekte und um die Frage gehen
muss, ob wir uns wirklich alles leisten kdnnen, was da geplant ist.

Fir die FDP/EVP-Fraktion steht insofern grossmehrheitlich die Schwimmhalle im Vor-
dergrund. Der Bedarf ist ausgewiesen. Das Lernbecken der Padagogischen Matu-
ritdtsschule kann kaum noch als Schwimmbad durchgehen, und auch das Bad in
Minsterlingen wird schon bald geschlossen werden. Viele Wassersportaktivitaten der
breiten Kreuzlinger Bevolkerung missen an einem andern Ort unterkommen, sei es in
Weinfelden, Frauenfeld oder wo auch immer. Eine neue Schwimmbhalle aber wiirde
von all diesen Projekten den grdssten Allgemeinnutzen fir die Kreuzlinger Bevolke-
rung bringen. Zudem gilt es zu bericksichtigen, dass die vom Bund in Aussicht ge-
stellten Nasak-Gelder in Hohe von CHF 2'000'000 bis CHF 3'0000'000 nur bis Ende
2012 realisiert werden kdnnen. Nach unseren Informationen bedeutet dies, dass ein
Projekt bis dann vom Volk gutgeheissen werden muss. Und zwar auch dann, wenn
man eine Vereinbarung schliessen will. Das heisst, es muss gutgeheissen werden,
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damit Uberhaupt Geld fliesst. Passiert das nicht, so sind diese Gelder mit an Sicher-
heit grenzender Wahrscheinlichkeit verloren. Sollte das Projekt also spater realisiert
werden, verzichten wir faktisch auf CHF 2'000'000 bis CHF 3'000'000. Man muss
schon sehr reich sein, um sich so etwas leisten zu konnen. Unseres Erachtens ist das
gegentber dem Volk schlicht nicht verantwortbar. Letztlich missten namlich die Bir-
ger fur die dannzumal erhéhten Kosten, fur die wir keine Bundesgelder bekommen
werden, aufkommen. Aus diesem Grund ist fur die FDP/EVP-Fraktion klar, dass die
Planung einer Schwimmhalle mit aller Vehemenz vorangetrieben werden muss, so-
dass diese Botschaft dem Volk noch im Jahr 2012 und nicht erst im Februar oder
Méarz 2013 vorgelegt werden kann. Ebenso ist fur uns klar, dass wir uns nicht alle vier
Projekte werden leisten kdnnen. Damit ist die Planung des Stadthauses und damit
auch der heutige Planungskredit zunachst einmal hinten anzustellen. Das gilt umso
mehr, als durch die Realisierung des Stadthauses auch in Bezug auf das Parkhaus
ein faktischer Sachzwang entsteht, misste doch der ganze Verkehr, der in diese
Richtung will, irgendwo geschluckt werden: Das Parkhaus musste gebaut werden, um
ihn auffangen zu kénnen. Das ist in diesem Sinn auch aus der Botschaft herauszule-
sen. Auf eine neue Schwimmhalle mussten wir in so einem Fall voraussichtlich auf
Jahre hinaus verzichten. Wollen wir das aber nicht, so ist der Planung der Schwimm-
halle erste Prioritat einzuraumen und vorerst auf einen Architekturwettbewerb fir das
neue Stadthaus, und zwar unabhangig vom Standort, zu verzichten.

Die FDP/EVP-Fraktion stellt deshalb den Antrag auf Rickweisung, mit der Aufforde-
rung an den Stadtrat, die Botschaft fur die Schwimmhalle am frihstméglichen Termin
und wenn notig in einer separat anzusetzenden Sitzung vorzulegen.

GR Moos: Ich méchte ein Erganzung zum Votum von GR Abegglen beziglich der
Planung anbringen. Wir sind auch der Meinung, dass die Planungen von Stadthaus
und Tiefgarage integral angeschaut werden mussen. Mir ist der Gedanke gekommen,
dass eigentlich auch der Bushof in die integrale Planung eingebracht werden kénnte.
Vielleicht wirde es einen besseren Platz geben oder er kdnnte besser gestaltet wer-
den. Deshalb denke ich, dass es sinnvoll ware, ihn zu integrieren.

GR Rieser: Wir haben den Rickweisungsantrag der FDP/EVP-Fraktion gehort. Ich
bin etwas erstaunt daruber. Wir haben unter anderem von der FDP gehdrt, sie wolle
nicht viele Schulden machen. Sie will aber zuerst das Luxusprojekt realisieren, das
nicht notig ist und nur eine gewisse Schicht von Leuten anspricht. Das kommt mir vor
wie der Arbeiter, der ein teures Auto kauft und dann die Krankenkasse nicht mehr
zahlen kann. Ich habe von der FDP noch nicht gehdrt, wie und wann sie denn das
Stadthaus realisieren und zahlen will. Darauf mdchte ich noch eine Antwort haben.

GR Ziille: Meine Bedenken gehen in die gleiche Richtung. Ich habe Reto Oberhansli
zitiert, notabene ehemaliger Gemeinderat aus eurer Fraktion: Er hat klar gesagt, dass
es kein gegenseitiges Ausspielen sein soll. Aber genau das wird jetzt gemacht, und
ich finde das ausserordentlich schade, denn wir haben eine Botschaft mit einem ganz
klaren Antrag, und es geht um diesen Antrag und um nichts anderes. Ich habe Muhe
damit, wenn man einfach in die Zukunft hinausschaut und sagt: Machen wir mal zu-
erst die Schwimmbhalle, wir kdnnen dann immer noch schauen, ob es flir ein Stadt-
haus noch reicht. Ich glaube, es ist etwas weit hergeholt, wenn das dringlicher sein
sollte. Ein neues Stadthaus brauchen wir eigentlich schon seit 20 Jahren dringend.
Ich kann nur ein paar kleine Beispiele aufzeigen, in welchem Zustand das Stadthaus
ist. Eine Sanierung und Vergrosserung des Stadthauses wirde uns CHF 10'000'000



Seite 168

bis CHF 20'000'000 kosten. Das ist uns absolut bewusst. Wir sagen ja nur, und das ist
wichtig, wir sollen den Standort wechseln. Die heutige Frage geht ja darum. Ich kann
schon sagen, wie man ein Schwimmbad finanziert. Das kostet sehr viel Geld. Ich bin
daflir, dass man das macht. Ich weiss noch nicht genau, welche Variante die beste
ware, und wundere mich ein wenig, dass die teuerste gewahlt wird. Es kommt noch
dazu, dass es mit dem ganzen Betrieb jahrlich CHF 2'000'000 kostet. Wenn wir ein
Jahr mit Bauen warten, haben wir die CHF 2'000'000 schon herausgeschlagen, die
der Bund zahlt. Ich wundere mich deshalb, wenn man sich voll darauf einschiesst und
faktisch das Stadthaus nach 20 Jahren Anlauf gleich wieder im Boden versenken will,
weil man etwas Anderes im Kopf hat.

GR Neuweiler: Es wundert mich, gerade im Baderbau, wenn die FDP jetzt sagt, man
solle schnell, schnell vorwartsmachen. Wir haben das Egelsee, da muss zuerst abge-
klart werden, welche Investitionen nétig sind. Und dann, das habe ich auch dem
Stadtammann gesagt, verlangen wir wirklich eine saubere Abklarung. Wir haben es
einmal erlebt, mit dem HOornli, dass es zu schnell ging. Ich war dort eine Weile lang in
der Projektgruppe, in der man nacharbeiten musste. Mir und auch unserer Fraktion ist
es lieber, dass man die Sache dreimal durchrechnet statt nur einmal und schnell.
Deshalb bitte ich Sie, den Antrag der FDP abzulehnen.

GR Lohr: Zuerst méchte ich dem Stadtrat gratulieren zu dieser weitsichtigen Vorge-
hensweise, das Ganze als Paket auch in die Offentlichkeit zu bringen, eine klare
Stossrichtung kundzutun und die Ziele offenzulegen, die man verfolgt. Das finde ich
bei einem Projekt mit einem so grossen Volumen umso wichtiger. Als bekannten
Sportforderer irritiert es mich, wenn man durch zu klare Ausrichtung nur auf die Was-
sersporthalle andere Projekte nicht nur zu bekampfen versucht, sondern sie auch
schlechtmacht. Das finde ich qualitativ nicht gut, und ich denke, es ist auch keine gute
Basis, um diese Projekte in irgendeine Richtung gemeinsam anzugehen. Es ist aber
vollig klar, dass man die Planung fir das Stadthaus seriés machen muss und auch
die Kosten genau anschauen muss. Ich, beziehungsweise diejenigen, die dannzumal
entscheiden werden, sollten sich vorbehalten, dann Ja oder Nein zu sagen, ob dieses
Volumen in Frage kommt oder nicht.

Ich erlaube mir noch eine Bemerkung zu GR Zuber. Er hat darauf hingewiesen, dass
der Kanton mit der Streichung von Investitionen und mit Sparen begonnen hat. Das ist
klar. Aber der Kanton hat in den letzten Jahren grosse Investitionen getatigt. Wir ha-
ben ja unter anderem in Kreuzlingen mit dem Campus auch davon profitiert. Es ist
nicht so, dass der Kanton nie Investitionswilligkeit gezeigt hat. Wir in Kreuzlingen hin-
gegen haben einen deutlichen Nachholbedarf an Investitionen. Es ist ja auch aufge-
zeigt worden, wo weitere Projekte in Zukunft nétig sein werden. Ich méchte Sie des-
halb wirklich auffordern, diesem Planungskreditbegehren zuzustimmen. Das ist aber
ausdricklich nicht ein Votum gegen einen anderen Teil dieses Pakets.

GR Rindlisbacher: Ich habe nur zwei kleine Fragen: Welche Gruppe wird den Wett-
bewerb ausarbeiten und anschliessend begleiten? Und gibt es schon Terminvorstel-
lungen? Drittens mochte ich auch beliebt machen, dass man den Perimeter fir das
Stadthaus zumindest verbindungsmassig um den Bereich der Tiefgarage erweitert, da
die ganzen Verbindungen auch ein wichtiger Faktor sind.

GR Brandli: Etwas zu den Bundesgeldern, die zu erwarten sind, den CHF 2'000'000.
Was heisst das genau? Im Prinzip sind das Subventionsgelder der Nasak aus dem
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Topf 3. Der Topf 3 ist 2008 bis 2012. 2012 ist das fertig. Das heisst, es stehen dem
Schweizerischen Schwimmverband CHF 6'000'000 zur Verfigung. Weiter ist es so,
dass Lausanne, Winterthur und eben Kreuzlingen an diese Gelder herankommen
wollen, denn alle drei wollen eine neue Schwimmbhalle etwa der gleichen Gréssen-
ordnung bauen. Das heisst, wenn die drei Stadte diese Botschaften im Jahr 2012 zur
Abstimmung bringen, dann werden die CHF 6'000'000 unter den drei Stadten auf-
geteilt. Wenn es den einen nicht gelingt, nachstes Jahr die Abstimmung durchzu-
fuhren, und es den anderen zwei gelingt, dann gibt es flr die beiden CHF 3'000'000.
Es ist klar, dass es 2013 einen Nasak-4-Topf geben wird. Darin wird es etwa
CHF 40'000'000 haben, aber das ist nicht fir die Schwimmverbande, sondern fir alle
Sportverbande. Wie lange es dauern wird, bis die x moéglichen Projekte evaluiert sind,
ist noch komplett offen.

GR Wohlfender: Wir haben in der GKS auch Uber die Schwimmbhalle diskutiert. Dabei
ist zum Ausdruck gekommen, dass man ein 50-Meter-Schwimmbecken bauen méch-
te, das auch wettkampftauglich ist. Wir haben dort erfahren, dass fir internationale
oder nationale Grosswettkdmpfe ein Ausschwimmbecken gefordert ist. Ich war er-
staunt, dass bei der Prasentation von Stadtammann Netzle die Version Campus im-
mer noch drin ist, denn dort kann kein Ausschwimmbecken realisiert werden. Die Fra-
ge ist jetzt, ob man an dem Campus festhalten will, obwohl eigentlich die Vorausset-
zungen suboptimal sind.

STA Netzle: Wir haben ja den Entscheid gefallt. Er heisst nicht Campus, sondern
Egelsee. Das Ausschwimmbecken war eines der Kriterien, warum wir nicht den Cam-
pus gewahlt haben. Die entsprechenden Vertreter, die es hatten wissen mussen, ha-
ben dieses Kriterium mindestens gegenliber dem Stadtrat sehr spat gedussert. Des-
halb ist der Campus noch relativ lang dringeblieben.

GR Spada: Ich persoénlich bin nicht gegen das Stadthaus. Ich mdchte einfach eine
Frage aufwerfen. Kreuzlingen wird ja auch als Sportstadt betitelt. Damit wir das 2012
erreichen, braucht es jetzt Leistungssport. Meine Frage ist: Schaffen wir das nicht?
Offenbar wollen wir ja diese Schwimmbhalle. Aber die Frage ist, ob wir das mit einem
verkurzten Verfahren schaffen. Ich denke, das ist nicht unmadglich. In Weinfelden wur-
de das Velodrom realisiert, indem Vollgas gegeben wurde. Wenn wir 2012 die einzi-
gen sind, bekommen wir CHF 6'000'000. Das ist doch zu schaffen.

STA Netzle: Wir mussen sorgfaltig planen. Wir rechnen mit CHF 2'000'000. Wenn es
Lausanne und Winterthur nicht schaffen, wir aber schon, dann sind wir gut. Wir kén-
nen aber zum jetzigen Zeitpunkt nur mit CHF 2'000'000 rechnen. Ich habe es vorhin
aufgezeigt. Wir setzen alles daran, um nachstes Jahr die Entscheidungsgrundlagen
fur den Bund zu schaffen, sodass er die Gelder sprechen kann. Deshalb bieten wir
auch an, im Februar eine Sitzung anzuberaumen. Das heisst, Gas geben. Und wenn
wir nachstes Jahr nur den Gemeinderatsentscheid haben, so haben wir immerhin
den. Er sollte auch eine Grundlage sein fir eine solche Vereinbarung mit dem Baspo.
Noch einmal: Wir setzen alles daran, sonst hatten wir die Ubung von uns aus abge-
brochen. Wir haben jetzt bessere Entscheidgrundlagen, aber noch nicht alle. Und
noch einmal: Bei allem sportlichen Ehrgeiz missen wir sorgféltig arbeiten und eine
saubere Botschaft ausarbeiten. Wie gesagt, haben wir aus Erfahrungen gelernt.

GR Rindlisbacher: Die CHF 2'000'000 mussen wir sowieso vergessen. Es ist 2012
schlichtweg unmadglich, in so kurzer Zeit eine Volksabstimmung durchzufiihren. Rein
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die Vorbereitung eines Wettbewerbs, die Durchfihrung eines offentlichen Wett-
bewerbs geméass GATT, die Auswertungen — es ist schlichtweg unméglich, dass wir
2012 zu einem Entscheid kommen kdénnten. Das ist vollig unrealistisch.

GR Brandli: Dem widerspreche ich deutlich. Es geht, es wurde gerechnet, es funktio-
niert. Man kann etwas verhindern, oder man kann Vollgas geben. Und wenn man
Vollgas gibt und ein verklrztes Verfahren wahlt, funktioniert es.

Ein Bestandteil unseres Rickweisungsantrags, auf den wir vom Stadtrat noch keine
Antwort bekommen haben, war der, dass wir heute eventuell doch nicht nur Gber den
Standort Dreispitz reden, sondern eben auch noch einmal Gber den Kredit. Weil der
Kredit 1991 nach unseren Informationen eben an die Planung des Sallmanschen
Hauses angelehnt war. Ich mdchte nicht, dass wir heute Ja sagen und der Stadtrat
dann schlussendlich wieder zurlickkrebsen muss, weil er diese Abklarung nicht sau-
ber und detailliert gemacht hat. Vielleicht hat er sie gemacht, aber er hat sich noch
nicht gedussert, deshalb bitte ich um seine Antwort.

STA Netzle: Im Finanzplan sind zurzeit CHF 526'000 eingestellt. Wenn die jetzt
schon aufgebraucht sein sollten, so hatte man 20 Jahre lang einen Fehler gemacht -
oder 13 Jahre lang, seit die andere Botschaft kam. Das ist jetzt im Budget, und wenn
das Geld nicht mehr da ware, so hatte das bestimmt bis jetzt jemand gemerkt. Dieses
Argument stimmt also Uberhaupt nicht. Es ist jetzt im Investitionsbudget vorhanden,
und wir bestatigen quasi CHF 450'000 davon, denn wir mussen ja den Standort-
entscheid an einen konkreten Beschluss kntpfen. Wir kénnen nicht einen Standortbe-
schluss fassen, das liegt nicht in der Zustandigkeit des Gemeinderates. Hingegen hat
er eine finanzielle Kompetenz, und deshalb hat man das an die Bestatigung dieses
Betrags fur den Teil Wettbewerb gebunden.

Der Ratsprasident: Es liegt ein Antrag der Fraktion FDP/EVP vor, die Botschaft an
den Stadtrat zurlickzuweisen. Daruber wird nun abgestimmt.

Abstimmung: Der Antrag der Fraktion FDP/EVP, die Botschaft zum Planungskredit-
begehren von CHF 450'000 zur Durchfuihrung eines Architekturwettbewerbs fir ein
zentrales stadtisches Verwaltungsgebaude im Mittelteil des Dreispitzparks an den
Stadtrat zurlickzuweisen, wird mit 8 Ja-Stimmen gegen 27 Nein-Stimmen und 1 Ent-
haltung abgelehnt.

Die Botschaft wird seitenweise durchberaten.
Seite 1

GR Riiedi: Ich wollte mich eigentlich nicht zum Rickweisungsantrag aussern, wollte
aber trotzdem einige Punkte in materieller Hinsicht zur Botschaft erwahnen. Es gibt
einige positive Punkte in dieser Botschaft. Positiv ist sicher mal, dass sich der Stadtrat
fur einen Standort entschieden hat. Ein Lob verdient auch das Vorgehen, eine Ge-
samtplanung zu machen. Der Stadtrat geht auch sehr geschickt vor. Er vermeidet
namlich eine Prioritdtensetzung, indem er sagt, wir kdnnten uns die ganzen
CHF 60'000'000 leisten. Dadurch muss er nicht entscheiden, was zuerst kommt und
was an zweiter Stelle, was an dritter und vierter Stelle, und was gar nie kommt. Son-
dern er sagt, wir kdnnen uns alles leisten, deshalb brauchen wir keine Prioritdten zu
setzen. Hier ist unsere Fraktion, GR Zuber hat es bereits gesagt, dezidiert anderer
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Meinung. Wir setzen uns flr gesunde Stadtfinanzen ein, und ebenso wie das Kreuz-
linger Gewerbe — Sie haben diesen Brief ja erhalten — wollen wir keine Steuererho-
hung. Es kommt aber der Quadratur des Kreises gleich, ohne Steuererh6hung
CHF 60'000'000 investieren zu wollen. Wenn wir den Finanzplan 2011-2015 an-
schauen, haben wir verzinsliche Bankschulden von CHF 82'000'000. Hinzu kommen
die Technischen Betriebe Kreuzlingen als unselbstandige Abteilung der Stadt. Auch
die TBK wollen in der nachsten Zeit investieren. Sie haben eine schwierige Ertrags-
lage. Mit den Investitionen der TBK kann man von verzinslichen Bankschulden von
etwa CHF 100'000'000 fur die Stadt Kreuzlingen ausgehen. Eine solche Schulden-
macherei ist unverantwortlich. Das geht nicht. Wenn man jetzt das Pulver verschiesst,
ist der Handlungsspielraum in spateren Jahren viel kleiner. Das heisst, wir wirden
jetzt viel investieren, und spater hatte das Kreuzlinger Gewerbe das Nachsehen,
wenn die Stadt 2016 den Grtel enger schnallen muss.

Es ist von einem sogenannten antizyklischen Verhalten der 6ffentlichen Hand die Re-
de. Das ist eine bekannte These, die dem berlihmten englischen Okonomen John
Maynard Keynes zugeschrieben wird. Er vertrat die Auffassung, der Staat misse ein-
greifen und der Wirtschaft mit Investitionen unter die Arme greifen, wenn es zu einer
Nachfragellicke komme. Es ist wichtig dass man Keynes' Aussagen in den histori-
schen Zusammenhang setzt. Keynes hat sein Hauptwerk, die «Allgemeine Theorie
der Beschaftigung, des Zinses und des Geldes», 1936 verdffentlicht. Er stand unter
dem Eindruck der Weltwirtschaftskrise von 1929 und der anhaltenden Baisse, die es
damals gab, eine Baisse von sicher zehn Jahren Dauer. So lag zum Beispiel die Ar-
beitslosenquote in Deutschland bei etwa 30 Prozent, das heisst, es gab eine sehr
lange Phase der Rezession, wahrend welcher staatliche Investitionen sehr willkom-
men waren. Es gibt auch erbitterte Gegner dieser keynesianischen Wirtschaftspolitik,
so zum Beispiel den liberalen Okonomen Milton Friedman. Er wirft Keynes vor, dass
hohe Investitionstatigkeit zu einer hohen Staatsverschuldung fuhre.

Aus meiner Sicht ist die Behauptung der antizyklischen Investitionspolitik ein Mar-
chen. Unser Parteiprasident, der heute auch anwesend ist, wiirde sagen, Keynes ist
tot. Warum ist das ein Marchen? Die heutigen Konjunkturzyklen sind viel kirzer.
Wenn man das in einer Kurve aufzeichnen wiirde, oszilliert es heute, und damals war
es eine ganz lange Kurve. Das heisst, wenn wir heute einen Investitionsentscheid
fallen, wissen wir nicht, ob das Baugewerbe in vier oder finf Jahren viel oder wenig
Arbeit haben wird. Zurzeit, das sind eigene Erfahrungen, hat das Baugewerbe eher zu
viel Arbeit, und es ist schwierig, Handwerker zu bekommen.

Wenn man das Projekt noch einmal anschaut, muss man eigentlich sagen, dass der
Stadtrat mit der Priorisierung des Stadthauses die Schwimmbhalle automatisch an die
dritte Stelle setzt. Denn es besteht eben doch ein Zusammenhang zwischen dem
Stadthaus und den Parkierungsmdglichkeiten beziehungsweise der Parkgarage.
Denn im Stadthausprojekt hat man keine Tiefgarage geplant. Das bedeutet, dass die-
se Parkierungsmoglichkeiten auf der Festwiese geschaffen werden mussten und dass
es zwingend ware, das Parkhaus auf der Festwiese zu realisieren. Die Schwimmhalle
wirde also an dritter Stelle kommen.

Personlich lehne ich den Standort Dreispitzpark ab. Warum? Es klingt vielleicht pathe-
tisch, aber als Einwohner des Bodanquartiers hange ich noch an dem Parkli. Wir ha-
ben sonst nichts Grines in der Stadt. Leider hat die Stadt damals das Bellevueareal
nicht gekauft. Nun bleibt nur noch dieser Park, und der soll jetzt auch noch geopfert
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werden. Stadtebaulich halte ich den Standort nicht fur einen Gewinn. Das Stadthaus
wird ein Solitar sein in diesem Park. Es gibt keinen baulichen Zusammenhang mit der
Umgebung, das Stadthaus steht alleine in dem Park. Was stadtebaulich ein enormer
Gewinn gewesen ware, ware zum Beispiel ein Stadthaus an der Loéwenstrasse gewe-
sen. Das ist zurzeit nicht realisierbar. Aber wenn wir diese Baullicke einmal hatten
schliessen konnen, ware das wirklich eine gute Geschichte gewesen.

Mich erstaunt, dass wir von GR Abegglen nicht noch mehr “Ja, aber” gehoért haben.
Wenn man die Botschaft ndmlich genau liest, so gibt es auf Seite 5 eine bemerkens-
werte Stelle, die dahingehend lautet, dass offenbar die Eidgendssische Kommission
fur Denkmalpflege empfohlen hat, den Dreispitzpark zu schitzen. Wie man diesen
Schutz gewahrleisten kann, wenn man den Park zubetoniert, ist mir ein Ratsel. Es ist
fur mich auch nicht nachvollziehbar, warum die Frage der Bebauung des Mittelteils
des Dreispitzparks erst nach der Freigabe des Planungskredits mit der Eidgendssi-
schen Kommission fiir Denkmalpflege geklart werden soll. Diese Frage hatte man mit
dieser Kommission schon klaren kénnen, bevor man die Botschaft gebracht hat.

Eine letzte Bemerkung. Es gibt bekanntlich gute und schlechte Thurgauer Tugenden.
Eine gute Tugend ist von mir aus gesehen eine gewisse Bescheidenheit, ein Mass-
halten, und diese Tugend verlasst man meines Erachtens mit dem Vorhaben dieses
relativ gross dimensionierten Stadthauses. Ich bin der Meinung, dass hier mit einer zu
grossen Kelle angerichtet wird. Deshalb werde ich dieser Botschaft in der materiellen
Abstimmung nicht zustimmen.

GR Abegglen. Nun habe ich doch noch ein “Ja, aber”. Ich bin doch etwas erstaunt.
Ich spiele mich ja sonst im Gemeinderat nicht als Verfahrensrechtler auf. Aber ich bin
Uberrascht. Wir sind ja jetzt in der Detailberatung. Die grundsatzlichen Ausfuhrungen
von GR Ruedi haben natirlich ihren Platz, aber sie gehéren in die grundsatzliche
Auslegeordnung. Auf Seite 1 oder 2 der Botschaft gibt es nirgends einen Anknlp-
fungspunkt an diese bestimmt wichtigen Ausfiihrungen. Dies als leichte Verwunde-
rung verfahrensrechtlicher Natur meinerseits.

Zum Zweiten: Der Ritt von GR Ruedi in die Wirtschaftsgeschichte war etwas gar ge-
wagt. Ich mdchte nicht unbedingt weiter ausholen. Aber Keynes schlicht als Poker-
spieler zu bezeichnen, als Llgner fast, als jemanden, der keinen Stellenwert mehr
hat, das finde ich ausserst gewagt. Vielleicht ist hier nicht unbedingt das Podium, um
das entsprechend weiter auszuflinren. Aber ich erinnere zum Beispiel daran, dass
man sich in dieser Region sehr gerne auf ihn bezogen hat. Zum Beispiel 1935/36, als
man die ganzen Bunkerrdume gebaut hat, die von Brunner Erben zum Beispiel mit-
gebaut wurden. Das war eine gezielte Arbeitsbeschaffungsmassnahme. Man hat viel-
leicht in zweiter Linie auch daran gedacht, den Uberfall aus dem Norden zu verhin-
dern. Aber in erster Linie wollte man Leute in Brot und Arbeit bringen. Und wenn wir
gerade bei den Marchen sind, kann man naturlich in guten Treuen auch fragen, ob es
nicht vielleicht auch neoliberale Marchen gibt. Das Marchen oder die Vorstellung, man
kénne den Staat heruntersparen, man kénne die Leistungen praktisch auf null redu-
zieren, man kénne Dinge ausgliedern. Und wenn man am Schluss wieder vor der Tur
steht wie in St. Gallen, wo man jetzt den Steuerfuss wieder hinaufsetzen muss, hat
man das Desaster. Dies nur nochmals als allgemeines “Ja, aber”.

Der Ratsprasident: Bevor wir nun in einer fundamentalen wirtschaftshistorischen und
wirtschaftspolitischen Debatte enden, mdéchte ich langsam, aber sicher wieder zur
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Detailberatung zurlckfinden.

STA Netzle: GR Riedi hat sich selbst widersprochen. Zuerst sagte er, man habe kei-
ne Priorisierung vorgenommen, und das sei geschickt gewesen. Dann sagt er wiede-
rum, wir hatten das Stadthaus priorisiert. Er muss sich jetzt entscheiden. Ich kann
Ihnen sagen, wie es ist. Wir haben das Stadthaus nicht priorisiert. Sondern wir legen
diese Botschaft vor, damit wir hier einmal einen Planungskredit haben. Danach laufen
die Planungen mit unterschiedlichen Geschwindigkeiten weiter. Dazu haben wir im
Vorfeld schon Abklarungen getroffen. Das muss, wenn man es denn will, enger und
schneller realisiert werden. Das hat mit Priorisierung Uberhaupt nichts zu tun, sondern
mit unterschiedlichen Tempi der Planung.

Der Ratsprasident: Wir kommen zur Detailberatung zurlick.
Seite 7

GR Rink: Es ist zwar bereits angesprochen worden, trotzdem ist es mir wichtig, das
noch einmal zu betonen. Die Erstellung einer Tiefgarage und die Umnutzung des
Parkplatzes Festwiese in einen Stadtpark gehodren eindeutig zum Projekt neues
Stadthaus. Es ist namlich zu erwarten, dass es rund um den Barenplatz einen ziemli-
chen Mehrverkehr geben wird. Einerseits durch Kunden des neuen Stadthauses, an-
derseits auch durch das Personal. Auch wenn dann alles in einem Haus sein wird und
somit viele Wege wegfallen werden. Aber das Personal wird trotzdem anreisen mus-
sen. Es ist Sache des Stadtrats, Anreize zu schaffen, dass das Personal auch mit
dem Bus zur Arbeit kommt. Zum Beispiel, indem die Busstation direkt vor dem Haus
liegt. Es ist wichtig, dass das Teil des Stadthaus-Projektes ist. Der Dreispitzpark geht
verloren, auch wenn noch ein Stiick des Parks bleibt. Man kénnte dem Volk die Bot-
schaft besser unterbreiten, wenn man mit der Barenwiese einen grosszugigen Ersatz
anbieten kann.

GR Spada: Ich habe immer von 5000 m? gelesen und von 100 Personen, die dort
arbeiten. Das sind 50 m? brutto pro Person. Oder wie ist das?

STA Netzle: Wenn man so rechnet, kommt man nattrlich schon auf die Aussage, das
sei ein Palast oder Uberdimensioniert. Man muss es aber richtig anschauen. Bei der
Buroflache gibt es eine Formel, wie viel man in einem Verwaltungsbau fur einen Ar-
beitsplatz einsetzt. Das sind zwischen 12 und 14 m2. Der Rest sind natirlich Sit-
zungszimmer, sonstige Rdume, da ist alles drin, was man oberirdisch braucht. Fur
den einzelnen Arbeitsplatz gibt es eine Formel. Unser Berater beim Raumprogramm
hat Erfahrung, wie viel Platz es bei Verwaltungen fir jede Person braucht. Sicher
nicht 50 m?2. Das wére gut gemeint, aber so ist es nicht.

Seite 8

SR Dorflinger. Was auf Seite 8 steht, gibt mir Gelegenheit, auf die Frage von GR
Rindlisbacher bezlglich des Terminplans zu antworten. Wir haben hier einen ganz
groben Terminplan. Es wurde schon in einem anderen Zusammenhang angetént: Ein
Wettbewerb nach GATT/WTO braucht etwas Zeit. Die Durchfiihrung des Wettbe-
werbs wird sicher mindestens das ganze nachste Jahr beanspruchen. Im Verlauf von
2013 ware der nachste Schritt mdglich, das heisst eine Abstimmung im Gemeinderat
und eine Volksabstimmung. Bis zum Umzug wird es nach der Abstimmung auch noch
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eine Weile dauern. Die Wettbewerbskommission haben wir noch nicht zusammen-
gestellt. Wer dort Einsitz nehmen wird, ist noch véllig offen.

GR Spada: Eine weitere Frage, die mir oft gestellt wird: Ist ein Betrag von
CHF 450'000 fur die Durchfihrung eines Wettbewerbs normal? Das sind vielleicht
drei Personen, die ein Jahr lang arbeiten. Oder was ist es? Das sind Fragen, die mir
begegnen, deshalb stelle ich sie.

SR Déorflinger: Bei uns darf man alle Fragen stellen. Die Frage ist auch vollig berech-
tigt. Es ist eine Erfahrungszahl, die wir aus anderen Wettbewerben haben. Ein Wett-
bewerb nach GATT/WTO ist zunachst einmal eine Praqualifikation. In einer ersten
Phase gibt es eine Ausschreibung, auf die sich diverse Teams bewerben kénnen.
Dann werden diese nach allen mdglichen Kriterien bewertet, und es werden ungefahr
zehn Teams ausgesucht. Diese zehn missen dann je ein Projekt ausarbeiten. Sie
bekommen auch alle einen Betrag fiir ihre Arbeit, eine Entschadigung. Das alles kann
man mit CHF 350'000 bis CHF 450'000 machen. Es ist etwas abhangig davon, ob
man zehn oder nur sieben Teams nimmt. Aber in dieser Grossenordnung haben wir
schon Wettbewerbe durchgefiihrt, und das musste eigentlich ungefahr funktionieren.

Abstimmung: Der Botschaft Planungskreditbegehren von CHF 450'000 zur Durch-
fuhrung eines Architekturwettbewerbs flir ein zentrales stadtisches Verwaltungs-
gebaude im Mittelteil des Dreispitzparks wird mit 28 Ja-Stimmen gegen 7 Nein-
Stimmen bei 1 Enthaltung zugestimmt.

GR Riiedi: Wir geben uns nicht geschlagen, wir kdmpfen. Die Fraktion FDP/EVP
stellt den Antrag, dass gegen diesen Beschluss des Gemeinderats das Behdrdenrefe-
rendum zu ergreifen sei. Wir sind der Meinung, dass nicht nur der Gemeinderat mog-
lichst friih in die Standortfrage einbezogen werden musste, sondern auch das Volk.
Der Architekturwettbewerb kostet CHF 450'000. Wir werden aber danach keine Kre-
ditvorlage haben. Das heisst, wir werden weitere Planungsaufwendungen tatigen
mussen, um eine abstimmungsreife Botschaft kreieren zu kénnen. Es wird also weite-
re Mittel in unbekannter, aber bestimmt sechsstelliger Hohe kosten. Aus unserer Sicht
hat es keinen Sinn, diese erheblichen Mittel fir eine Planung aufzuwenden, wenn das
Stimmvolk nicht bereit ist, zu einem stadtischen Verwaltungsgebaude im Dreispitzpark
Ja zu sagen. Darum macht die frihe Abstimmung im Volk bereits jetzt Sinn. Fur eine
frihe Entscheidung sind zwei wesentliche Parameter bekannt. Wir kennen den
Standort, und wir kennen die ungeféahren Kosten, berechnet anhand der Brutto-
geschossflache. Wir meinen, dass es die Akzeptanz dieses Standorts und dieses
Stadthauses erhéhen wirde, wenn das Volk frihzeitig zu Standort und mdglichen
Kosten Ja sagen kdnnte. Deshalb beantragt unsere Fraktion eine Volksabstimmung
Uber diese Botschaft.

Der Ratsprasident: Gemass Artikel 33 Absatz 2 der Gemeindeordnung ist es mdg-
lich, dass der Gemeinderat von sich aus Vorlagen mit einmaligen Ausgaben in der
Gréssenordnung zwischen CHF 300'000 und CHF 1'000'000, die nicht im Voran-
schlag enthalten sind, der Volksabstimmung unterbreitet, wenn dies zwolf Gemeinde-
ratinnen und Gemeinderate verlangen. Die Diskussion ist eréffnet.

GR Ziille: Es ist natlrlich legitim, das Volk fragen zu wollen. Ich habe jedoch ein an-
deres Verstandnis. Als ich in den Gemeinderat gewahlt wurde, hiess es, ich vertrete
einen Teil der Kreuzlinger Stimmbevdlkerung. Wir sind Volksvertreter. Wir haben ei-
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nen Entscheid gefallt. Ich denke, es war ausgewogen, man kann nicht sagen, die Lin-
ken, die Rechten oder die Mittleren hatten etwas bestimmt, sondern es war eine gros-
se Mehrheit des Gemeinderats, der Volksvertreter, die Ja gesagt haben zu diesem
Standort. Wenn dieser Entscheid wirklich absolut daneben ist, so gehe ich davon aus,
dass es eine Unterschriffensammlung und ein Referendum geben wird, und dann gibt
es eine Volksabstimmung. Wenn wir aber eine so grosse Unsicherheit haben, dass
wir das Volk fragen missen, ob unser Entscheid auch richtig sei, dann habe ich gros-
se Muhe. Denn dann fihle ich mich im Gemeinderat fehl am Platz.

SR Déorflinger: Eine kurze Richtigstellung: Der Kredit, Gber den Sie abgestimmt ha-
ben, also diese CHF 450'000, so viel Geld brauchen wir bis zur fixfertigen Botschaft.
Es wird nicht noch ein x-stelliger Betrag dazu kommen, das ist alles Inklusive. GR
Ruledi sagte, wir wirden dann noch viel Geld brauchen, um eine fertige Botschaft zu
erstellen. Das ist nicht so, das ware in diesem Betrag inbegriffen.

GR Moos: Wenn das Behoérdenreferendum angenommen werden wirde, misste
man diese Botschaft so oder so erstellen. Heisst das, dass man die CHF 450'000
braucht, um die Botschaft zu erstellen?

SR Dérflinger: Die CHF 450'0000 sind fur die Durchfiihrung eines Wettbewerbs. Die-
sen Wettbewerb missen wir machen. Erstens ist er vorgeschrieben. Zweitens mus-
sen wir in diesem Wettbewerb ein Projekt erkliren, so dass man sieht, wie das Stadt-
haus werden soll. Drittens, und das ist ein ganz wichtiger Punkt, wird in diesem Wett-
bewerb eruiert werden, was das Projekt kostet. Wenn wir das haben, wird es eine
Volksabstimmung geben.

GR Briillmann: Die Geschichte mit der erweiterten Abstimmung, um das Behdrden-
referendum herbeizufihren, steht quer in der Landschaft beziglich der national ge-
fuhrten Entrimpelungsaktion der FDP, was die Burokratiedebatte betrifft. Sie kostet
Geld, sie kostet Zeit, sie dient nicht der Sache. Ich bitte Sie, den Antrag abzulehnen.

GR Neuweiler: Wenn wir jeden heiklen Entscheid dem Volk vorlegen wollen, muss
ich nicht mehr in diesen Saal sitzen. Denn um ein Friedhofsreglement abzusegnen,
braucht es mich nicht mehr. Man muss etwas Mut haben und Entscheidungen treffen,
auch wenn sie etwas schwerwiegender sind. Wir haben das in unserer Fraktion auch
schon besprochen. Wir sind hier, um Entscheidungen in unserer Kompetenz zu spre-
chen. Wenn man das nicht wahrnehmen kann oder will, ist man vielleicht hier am fal-
schen Platz. Ich bitte Sie, den Antrag der FDP abzulehnen.

GR Wohlfender: Eine Frage zum Reglement: Sind es nur ungeplante Kredite, bei
denen ein Referendum erwirkt werden kann, oder geht es in jedem Fall?

Der Ratsprasident: Ich lese den entsprechenden Absatz des Artikels 33 vor: “Diesel-
ben Beschlusse kann der Gemeinderat von sich aus der Volksabstimmung unterbrei-
ten. Einmalige, nicht im Voranschlag enthaltene Ausgaben zwischen CHF 300'000
und CHF 1'000'000 im Sinne von Artikel 32 Ziffer 1c) unterliegen der Volksabstim-
mung, wenn dies bei der Schlussabstimmung von mindestens zwdlf Gemeinderaten
verlangt wird.” Ich glaube, der Fall ist klar.

STA Netzle: Ich mdchte Sie dringend bitten, dieses Behdrdenreferendum nicht zu
ergreifen. Der Stadtrat hat Ihrem Wunsch entsprochen, Sie in die Standortentschei-
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dung einzubeziehen und Ihnen das zur Genehmigung vorzulegen. Wir hatten das
nicht tun mussen. Im Budget ist ja ein Kredit vorgesehen. Wir hatten das direkt dem
Volk vorlegen konnen, mit dem fertigen Projekt. Wir haben aber bewusst das Parla-
ment einbezogen. Nehmen Sie bitte diese Verantwortung wahr. Dann kénnen wir wei-
terarbeiten. Am Schluss kann das Volk das Ganze noch beurteilen und sagen, wenn
es das anders will.

GR Lohr: Ich méchte der FDP-Fraktion eine Frage stellen: Ist es eure Meinung, fur
die Schwimmbhalle auch ein Planungskreditbegehren vors Volk zu bringen? Dann se-
he ich sowohl den Zeitplan wie die CHF 60'000'000 mehr als gefahrdet.

GR Riiedi: Ich méchte etwas sagen zum falschen Standort. In diesem Rat wurde viel-
fach bemangelt, wie viel Planungsaufwand man hatte fur Planungen, die nicht umge-
setzt wurden. Das heisst, wie viel Geld man in den Sand gesetzt hat fur Projekte, die
nie realisiert wurden. Unser Anliegen mit diesem Antrag ist es, das Volk Gber die Kos-
ten dieser Planung entscheiden zu lassen. Denn wenn das Volk von vornherein nicht
bereit ist, einem zentralen Stadthaus an diesem Standort und diesen mutmasslichen
Kosten zuzustimmen, sind die CHF 450'000 zum Fenster hinausgeworfenes Geld. Die
Architekten wird es gefreut haben. Wir wollen nichts anderes als das Volk relativ friih
einbeziehen. Wenn Parteien, die sonst die Volksrechte hochhalten, ausgerechnet hier
dagegen sein missen, kann man das vielleicht damit erklaren, dass der Antrag von
uns kommt; ansonsten gibt es kaum eine Erklarung.

GR Ziille: Ich méchte mich noch einmal dagegen aussprechen. Ich kann mir schon
den Abstimmungskampf vorstellen. Wir werden dann Gber ein Stadthaus abstimmen.
Nicht Uber den Standort oder den Kredit fur diese Planung. Sondern tber ein Stadt-
haus, das noch gar nicht geplant ist. Man kann sich vorstellen, was das fir ein Hick-
hack geben wird. Es geht dann nur noch um das Parkli. Diese Debatte kann man sehr
emotional fihren. Ich méchte nicht, dass es noch einmal zwanzig Jahre dauert, bis
hier ein Stadthaus kommt. Wir haben die Mangel des jetzigen Stadthauses aufge-
zahlt. Sonst missen wir wirklich rangehen und das jetzige Stadthaus sanieren und
erweitern, wenn lhnen das lieber ist. Aber wir konnen nicht noch einmal zehn, zwan-
zig Jahre warten. Das méchte ich den Leuten nicht zumuten, die dort arbeiten. Und
auch nicht denjenigen, die vorbeigehen. Jetzt machen wir Nagel mit Képfen. Wir ha-
ben Ja gesagt zum Standort und zu dieser Planung. Wenn wir das Volk jetzt auch
noch befragen, machen wir uns lacherlich.

GR Lohr: Meine Frage an die FDP/EVP-Fraktion war ernst gemeint. Die Schwimm-
halle wird auch einen stattlichen Betrag kosten. Da musste man ja mit der gleichen
Konsequenz vorgehen, denn es konnte auch Leute geben, die das nicht als dringlich
oder wichtig empfinden. Der Gemeinderat muss sich schon Uberlegen, wie er in Zu-
kunft bei solchen Geschaften vorgehen will. Sonst haben wir langere Sitzungen und
unter dem Strich auch mehr Kosten.

GR Brandli: Wir hiten uns, irgendwelche Vorschriften zu machen. Was hinsichtlich
der Schwimmhalle gemacht werden soll oder welche parlamentarischen Vorsatze
dann gefasst werden, ist offen. Wenn es Leute gibt, die finden, die Schwimmhalle
brauche es nicht, so ist ihnen naturlich freigestellt, das zu tun, was sie fir richtig be-
finden. Wir schreiben das sicher nicht vor.

Abstimmung: Der Antrag der Fraktion FDP/EVP, das Planungskreditbegehren von
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CHF 450'000 mittels Behérdenreferendum der Volksabstimmung zu unterstellen, wird
mit 8 Ja-Stimmen gegen 28 Nein-Stimmen abgelehnt.

Der Ratsprasident: Ich denke, es ist richtig, an dieser Stelle den Vorschlag des
Stadtammanns bezliglich einer ausserordentlichen Gemeinderatssitzung am 23. Feb-
ruar 2012 zur Debatte zu stellen. Normalerweise legt das Biro die Traktanden der
Gemeinderatssitzungen fest. Das mdchte ich im Moment im Zusammenhang mit die-
sem Angebot nicht so handhaben, sondern mdchte den Gemeinderat fragen, wie die
Haltung zu diesem Angebot ist. Es ist so, dass wir fur die Sitzung vom Januar relativ
wenige Traktanden haben. Es ware zu klaren, ob es denkbar ware, die Geschafte der
Januarsitzung auf den Februar zu verschieben. Dort haben wir gewisse Fristen fir die
Beantwortungen. Ob diese eingehalten werden kdnnten, kann ich nicht aus dem Steg-
reif sagen. Ware es eine Variante, die Januarsitzung ausfallen zu lassen und dafur
eine Februarsitzung einzuschieben?

STA Netzle: Aus unserer Sicht sind die beiden Beantwortungen der Januarsitzung
nicht an diesen Tag oder diesen Monat gebunden. Sie kdnnen selbst entscheiden, ob
Sie eine Fristverlangerung vornehmen. Von uns her ware es mdglich.

Der Ratsprasident: Bezlglich des zweiten Punkts der Traktandenliste flir den Januar
ware es so, dass die Uberndchste Gemeinderatssitzung der Zeitpunkt fur die Behand-
lung ware. Wenn die Januarsitzung ausfallt, ware logischerweise zwangslaufig die
Februarsitzung die Ubernachste Sitzung. Aber es bleibt noch die Motion der Fraktion
FL/RB. Ware die Bereitschaft bei der Fraktion FL/RB da, die Beantwortung der Motion
betreffend Kreuzlingen ohne Atomstrom auf die Februarsitzung zu verschieben?

GR Moos: Soweit ich mich erinnern kann, ist der Ablauf der Motion schon um einen
Monat verspatet worden, indem die Begriindung der Motion um eine Sitzung verscho-
ben wurde. Wir sind trotzdem bereit, die Beantwortung der Motion in den Februar zu
verschieben.

Der Ratsprasident: Damit besteht die Option, die Sitzung vom Januar 2012 zuguns-
ten einer neu angesetzten Sitzung am 23. Februar 2012 ausfallen zu lassen.

STA Netzle: Die Fraktionssitzungen waren am 20. Februar 2012, die GKS-Sitzung
ware am 7. Februar 2012, also nach den Schulferien.

GR Abegglen; Ich habe Mihe mit dem Vorgehen, den Termin ohne Not zu verschie-
ben. Ich werde an diesem Termin nicht teilnehmen kdnnen. Ich bin deshalb nicht so
begeistert davon.

STA Netzle: Das ist nur ein Angebot. Wir kbnnen mit dem normalen Fahrplan leben.
Falls aber der dringende Wunsch da ware, so ware es von unserer Seite her mdglich.

GR Miiller: Die Einladung von der Stadt fir die Gemeinderatssitzung im Januar ist
schon verschickt worden. Ich wirde den Antrag ablehnen.

Abstimmung: Das Angebot des Stadtrats, eine Sitzung auf den 23. Februar 2012
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zum Thema Kreditbegehren Projekt Schwimmhalle einzuberufen und im Gegenzug
die Sitzung vom 26. Januar 2012 abzusagen, wird mit 15 Ja-Stimmen gegen 21 Nein-
Stimmen abgelehnt.

GR Brandli: Ich habe eine Verstandnisfrage. In der Gemeindeordnung, Artikel 21,
Einberufung, steht unter c): Auf schriftliches und begriindetes Begehren von wenigs-
tens 15 Mitgliedern kann eine Sitzung verlangt werden. Wir dirften also 15 Unter-
schriften sammeln und den Vorschlag mit einer Begrindung einreichen? Und wenn
wir das haben, findet die Sitzung eventuell doch am 23. Februar statt? Ist das formal-
juristisch korrekt?

Der Ratsprasident: Der Artikel 21, Absatz 1 lautet tatsachlich wie folgt: "Der Ge-
meinderat versammelt sich auf Einladung seines Prasidenten a) so oft es die Ge-
schafte erfordern, b) auf Verlangen des Stadtrates, c) auf schriftliches und begriinde-
tes Begehren von wenigstens 15 Mitgliedern.” Damit ist der Fall klar. Die Gemeinde-
ratssitzung vom Januar findet auf jeden Fall statt. Aber es ist der Faktion FDP/EVP
oder jedem anderen Mitglied des Gemeinderates freigestellt, ein Begehren flr eine
ausserordentliche Sitzung am 23. Februar 2012 einzureichen. Bis wann es einge-
reicht werden musste, geht aus diesem Artikel der Gemeindeordnung nicht hervor. Ich
gehe aber davon aus, dass es sehr schnell moglich ware, wenn der Wunsch vorhan-
den ware.

GR Brandli: Wie Sie wissen, sind wir immer sehr gut vorbereitet. Die ersten drei ha-
ben schon unterschrieben. Ich bitte die restlichen, wahrend dem Fototermin auch
noch zu unterschreiben. Dann reichen wir es heute ein und wissen es gleich.

Verschiedenes

4. Orkan Joachim
GR Forster: Wir gehen anschliessend in den Wald essen. In den Nachrichten
um 18 Uhr haben sie den Orkan Joachim angekundigt. Samtliche Forster der
Schweiz sagen, man solle auf keinen Fall in den Wald gehen.

4.1 Klein-Kraftwerksanlage

GR Forster: Ich erlaube mir, weil Herr Gross und Herr Blatter da sind, Herrn
Cieli und Herrn Joliet nicht zu vergessen.

Der Ratsprasident schliesst die Sitzung um 21.00 Uhr und ladt zum Weihnachtsessen
in der Wildsauenhtte ein. Vorgangig wird im Gemeinderatssaal ein Gruppenfoto des
Gemeinderats 2011 unter der Leitung von Caroline Leuch aufgenommen.
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Fir die Richtigkeit:

Der Gemeinderatsprasident Der Sekretar
Der Vizeprasident Der Stimmenzahler
Geht an

- Mitglieder des Gemeinderats
- Adressaten gemass besonderem Verteiler



Sitzung

Datum

Ort

Wortprotokoll

Beilage 6

Auszu

15. Sitzung des Gemeinderats Kreuzlingen der Amtsperiode 2011/2015
19. Legislaturperiode

Donnerstag, 15. November 2012, 19:00 Uhr

im Rathaussaal

Anwesend
32 Mitglieder des Gemeinderats
5 Mitglieder des Stadtrats

Abwesend
GR Freienmuth, GR Haberlin, GR Thoma, GR Zuber, GR Zille, GR Graner,
GR Gremlich, GR Rink

Absolutes Mehr
17

Spater eingetroffen

Vorzeitig weggegangen

Vorsitz
GR Christian Forster

Protokoll

STS Thomas Niederberger, Daniela Seiler
Traktanden

Protokollgenehmigung

1. Protokoll der Sitzung vom 4. Oktober 2012

Einbiirgerungen gemass Beilage
2. Walterspiel, Christian

Botschaften
3. Budget der Technischen Betriebe 2013

4, Planung des Neubaus des Stadthauses am Standort Barenplatz infolge Neube-

urteilung der Eidgendssischen Kommission fir Denkmalpflege

5. Weiterfuhrung der Leistungsvereinbarung mit dem Verein "Kreuzlingen Touris-
mus" fur weitere vier Jahre mit einem Beitrag der Stadt Kreuzlingen von jahrlich

CHF 145'000

Verschiedenes
6. Verschiedenes


Stöhr-Loy Silke
Schreibmaschine
Auszug

Benz Janine
Textfeld
Beilage 6
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stimmig zur Annahme.
Das Budget wird seitenweise durchberaten.
Riickkommen wird nicht gewtinscht.

Abstimmung: Dem Budget der Technischen Betriebe 2013 wird einstimmig ohne
Enthaltung zugestimmt.

4. Planung des Neubaus des Stadthauses am Standort Barenplatz infolge Neube-
urteilung der Eidgendssischen Kommission fir Denkmalpflege

Eintreten
Abstimmung: Eintreten wird stillschweigend beschlossen.
Materielle Beratung

GR Moos: Manchmal hat man Glick im Unglick. Die Antwort der Eidgendssischen
Kommission fur Denkmalpflege (EKD) ist Uberraschend. Die Festwiese galt noch in
einer Antwort im Jahr 2001 als vollig ungeeignet hinsichtlich denkmalpflegerischer
Aspekte. Jetzt wird der Standort ausdrtcklich empfohlen. Dieser Sinneswandel mag
im ersten Augenblick erstaunen. Aber in einem neuerlichen Gutachten ist er aufgrund
der baulichen Veranderungen der letzten Jahre im Bereich Dreispitz und Festwiese
dann doch einigermassen nachvollziehbar. Der zukunftige Bau musste im nordwestli-
chen Dirittel der Festwiese beziehungsweise beim Baren-Parkplatz zu stehen kom-
men. Als Auflage erwahnt die EKD unter anderem die Wahrung des Freiraums zwi-
schen dem Sport- und Kulturzentrum Dreispitz und dem neuen Stadthaus.

Die Kommission Werke, Bau und Umwelt (WBU) ist nicht ungltcklich tber die Antwort
der EKD, da sich somit noch bessere Synergien mit dem Projekt Tiefgarage und der
Gestaltung der Festwiese anbieten. Auch stadtebaulich ist die neue Situation sehr
vielversprechend. Darin war sich die Kommission grossmehrheitlich einig. Ein beson-
deres Augenmerk soll auf die verkehrstechnische Einbindung der neuen Situation
gelegt werden. Dies auch vor dem Hintergrund des neuen Verkehrsregimes auf dem
Boulevard. Die Kommission hat kritisch hinterfragt, warum die Stadt dieses Gutachten
nicht schon fur die erste Botschaft eingefordert hat. Schnell ist man aber zum Schluss
gekommen, dass es in diesem Fall kein "richtig" oder "falsch" gibt. Das vorliegende
Gutachten hatte ohnehin erstellt werden missen. Planungskosten sind bis jetzt noch
keine angefallen. Somit liegt der "Schaden" einzig beim Erstellen der vorangegange-
nen Botschaft, die in der Gemeinderatssitzung vom Dezember 2011 behandelt wor-
den ist. Die Kommission stimmt unter Beriicksichtigung der oben genannten Erwa-
gungen dem Planungskredit einstimmig bei einer Enthaltung zu.

Auch in der Fraktion FL/RB haben wir die Botschaft eingehend beraten. Fir uns bietet
das neue Stadthaus die Chance, das Stadthaus verkehrstechnisch und stadtebaulich
optimal einzubinden. Wir werden dem Antrag des Stadtrats einstimmig folgen.
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GR Abegglen: Manchmal andert man nicht die Meinung, aber es verschieben sich
vielleicht gewisse Akzente ein wenig. Deshalb ist es vielleicht gar nicht schlecht, wenn
ich namens der SP-Fraktion am Anfang sprechen darf. Sie wissen alle, dass die SP
seit Jahren und Jahrzehnten ein neues Stadthaus wiinscht. Das ist aktenkundig und
nachlesbar. Von diesem Grundsatz werden wir auch nicht abweichen. Wir missen
aber ehrlicherweise sagen, dass wir selten eine so intensive Diskussion in der Frakti-
on geflhrt haben. Wir sind grossmehrheitlich zur Auffassung gekommen, dass der
neue Standort grundsatzlich denkbar ist. Die Diskussion hat uns aber zu einer Positi-
on geflhrt, die ich mit "Ja, aber" beschreiben wirde. Das wird sich denn auch ent-
sprechend im Abstimmungsverhalten spiegeln. Ich erlaube mir, im Nachgang zum
Votum von GR Moos, doch noch ein Wort zum Prozess.

Es hat sich doch eine gewisse Verwunderung eingestellt, wie man jetzt schlussend-
lich zu diesem definitiven Standort Barenplatz gelangt ist. Es heisst, der Weg sei das
Ziel. Das ist oft ein stimmiges geflligeltes Wort. In diesem speziellen Fall ist fiir uns
aber der Weg, wie er jetzt beschritten worden ist, fast nicht mehr nachvollziehbar.
Und zwar nicht, weil wir den Dreispitz falsch gefunden hatten. Wir hatten uns fur die-
sen Standort aus verschiedenen Grinden erwarmen kdénnen. Wir haben das im letz-
ten Dezember auch entsprechend dargelegt. Der Punkt ist ein anderer. Wir haben die
erste Stellungnahme der EKD noch einmal zu Rate gezogen. Ich will aus der Beilage
zur Vorlage im Jahr 2001 nur einen Satz zitieren: "Der Dreispitz hat derart grosse
Qualitaten in der raumlichen Wirkung, in der Art der Gestaltung und als Zeitzeuge,
dass die Eidgendssische Kommission der Gemeinde dringend empfiehlt, ihn in der
Gesamtanlage wie in den Details zu schiitzen." Das ist ein kristallklares und absehbar
unumstoéssliches Verdikt, dass es am Dreispitz gar nichts herumzuwerken gibt. Nach-
traglich muss ich sagen, dass die Luft aus dem Versuchsballon herausgelassen wer-
den musste, den wir vor einem Jahr haben steigen lassen. Bei sorgfaltigem Lesen
dieser Stellungnahme in und zwischen den Zeilen muss man zu diesem Eindruck
kommen. Wir hatten uns deshalb gewtnscht, wenn mindestens eine materielle kurze
Vorprufung gemacht worden ware. Das hatte uns einiges an Diskussion erspart.

Die Stellungnahme aus dem Jahr 2012 ist fir uns eine Entscheidungsgrundlage. Wer
sie ausfuhrlich liest, muss als Fundamentalkritik empfinden, was die Kommission hier
darlegt. Fundamentalkritik an der Art und Weise, wie sich die Stadt und insbesondere
das Zentrum in der letzten Zeit entwickelt haben. Man kann die Meinung teilen oder
nicht. Aber die Aussage ist relativ klar. Es entsteht der Eindruck, dass es eine diplo-
matisch eingefarbte Kapitulationserklarung der Kommission ist. Sie sagt, es ist schon
so viel verunklart oder, bése gesagt, verunstaltet worden, dass ihr euch auch noch
den Barenplatz vornehmen kdnnt. Wir wollten das eigentlich nicht, aber macht nun
das Beste daraus. Dann wird wenigstens die Situation dieses unansehnlichen Park-
platzes endlich bereinigt. So viel zum Kontext.

Nun zu den Ausfiihrungen, die mit unserer Position zusammenhangen. Wir sind uns
ja alle einig. Wir haben eine Serie von bedeutsamen Bauvorhaben vor uns, die aber
mit einer ebenso bedeutsamen Umgebungsgestaltung gekoppelt sind und sein mus-
sen. Wir werden Generationenbauwerke in Angriff nehmen, die das Herz dieser Stadt
auf Dauer neu gestalten und neu definieren. Uns irritiert und befremdet es, dass man
in dieser Botschaft, aber auch im ganzen Prozess wiederum nichts tber den ganzen
Kontext und die Gesamtgestaltung hért. Man kann natidrlich mit einem gewissen
Recht den Einwand formulieren, das habe nichts im engeren Sinne mit der Botschaft
zu tun. Daran habe man ja ohnehin gedacht, und das werde ohnehin in die Wettbe-
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werbsbedingungen eingespiesen. Da fehlt uns einfach langsam der Glaube. In der SP
sind wir teilweise langsam etwas verstimmt, was die ganze Serie von Landgeschaften
der letzten Zeit angeht. Ob das nun den Verkauf von Industrieland betrifft, der ohne
griffige Auflagen praktiziert wird, wie zum Beispiel unser Mountair-Geschaft, oder eine
eher symbolische Wirtschaftsférderung, die eine "Arbeitszone" einrichtet, wobei aber
von Anfang an allen klar ist, dass das gegen Ubergeordnete Regulierungen verstosst.
Der Richtplan sagt klar, dass das gar nicht méglich ist, aber man setzt es mal in den
Raum.

Die Reise zu einem neuen Zentrum, zu einer Neugestaltung der Stadt, ist sehr an-
spruchsvoll und sehr kostentrachtig, und wir wollen sie mdglichst gemeinsam ma-
chen. Wer bei dieser Reise wirklich ans Ziel gelangen will, muss die Reisegruppe SP,
die mindestens ein Viertel des Rats ausmacht, etwas starker ins Boot holen. Zurzeit
haben wir das Geflhl, wir seien eher am Rand des Boots. Politik hat auch mit Befind-
lichkeiten, mit Erfahrungen im politischen Prozess zu tun. Da hat sich bei uns auch
etwas aufgeladen. Und das sind nicht persénliche, sondern strukturelle Ausserungen.

Jetzt komme ich zuriick zur Botschaft im engeren Sinn. Wir haben bereits vor einem
Jahr im Protokoll zur Dreispitz-Botschaft eine Reihe von Aussagen formuliert, die wir
nach wie vor nicht falsch finden. Wir haben gesagt, dass fir uns ein grundsatzliches
Ja klar ist, damals betraf es den Dreispitz. Wir haben formuliert, dass wir aber unab-
dingbar darauf zahlen, dass auch eine Parallelplanung von all dem erfolgt, was mitei-
nander zusammenhangt. Gleichzeitig haben wir auch festgehalten und mit einer An-
frage belegt, dass wir der vorgesehenen Devestitionspolitik mit einer gewissen Skep-
sis begegnen. Wir wiirden nicht Hand bieten, dass das alte Stadthaus einfach an den
nachstbesten Meistbietenden verkauft wird, ohne dass ein Konzept und eine Idee und
gewisse Auflagen bestehen.

Bezogen auf die vorliegende Botschaft méchte ich zwei Punkte herausgreifen, die fur
uns ein einhelliges Ja schwierig machen, sondern uns eher zu einer "Ja, aber"-
Position fihren. Was wir planen, |auft auf eine vollstadndige Neudefinition und Umge-
staltung des Herzens unserer Stadt heraus. Das ist eine ganz entscheidende Wei-
chenstellung. Den Raum kann man definieren vom Ceha-Komplex zur Dreispitzhalle,
zum Kloster und zum Baren. Und die Bauten, die wir hineinsetzen, sind hochstens die
halbe Miete. Ohne das Ganze in klare und nachhaltige Planungspramissen einzubet-
ten, ist schlechterdings fast nicht beurteilbar, was da kommt, auch wenn es in der
Tendenz ja wohl richtig ist. Konkret: Wir missen bereits heute sagen, dass wir das
Regime, das bei der Hauptstrasse noch verbesserbar ist, zwingend bis zum Baren,
am besten bis zum Kloster hinaufziehen. Der Kreisel vor dem Ceha! beispielsweise
muss weg. Der ist nur ein Raumverdranger und Verkehrsbeschleuniger. Das hat mit
einer Stadtgestaltung nichts zu tun. Wenn so etwas nicht auch kommuniziert wird,
bleibt alles ein Stiickwerk.

Wir wissen alle, dass es mit dem Gebaude allein nicht getan ist. Wir werden mehr
Verkehr haben. Wer Parkhauser und neue Strassen baut, erntet mehr Verkehr. Wenn
man nicht den erklarten politischen Willen hat, das auch zu steuern, dann lauft man
gegen die Wand. Wir haben im Agglomerationsprogramm festgehalten, dass 75 %
des Mehrverkehrs in diesem Bereich verbindlich fur Langsamverkehr abgeschdpft
werden soll, fir offentlichen Verkehr, fir Fussverkehr und so weiter. Wenn das dann
nicht auch irgendwo steht, ist es flr uns unbefriedigend. Das muss fur uns greifbar
werden. Dann sind auch wir wieder im Boot.
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Zum Schluss: Der Text stimmt fir uns. Der Kontext, die fehlende Umgebungsgestal-
tung und die fehlenden flankierenden Massnahmen jedoch nicht. Das fuhrt zu einem
Abstimmungsverhalten, das Sie entsprechend sehen werden.

GR Konig: Die Fraktion SVP ist einstimmig flr den Standort Baren. Sowohl von den
Kosten her wie stadtebaulich finden wir, dass dieser Standort keine schlechtere L6-
sung ist, im Gegenteil. Heute geht es um den Grundsatzentscheid, ob wir den Stand-
ort Baren wollen oder nicht. Ob das ein Glaspalast wird oder nicht, wie die verkehrs-
technischen Anbindungen sein werden und so weiter, all das kann man erst I6sen,
wenn man den Standort weiss. Man muss nicht vorher schon Kreisel auflésen. Wir
mussen den Standort definieren und danach bestimmen, wie es weiter geht.

GR Jordi: Es handelt sich bei der Frage um das Stadthaus bekanntlich um die langs-
te Frage, die uns je beschaftigt, hat, die Legislative, die Exekutive und die ganze
Stadtverwaltung. Ich méchte gar nicht wissen, was das allen schon gekostet hat. Wir
sind jetzt aber mit dieser Botschaft auf einer Zielgeraden und missten den Schwung
eigentlich ausnitzen. Wir haben das in der CVP-Fraktion auch diskutiert. Wir haben
intern einige Bedenken in derselben Richtung wie die SP. Aber wir sehen es insofern
anders, als wir den Schwung jetzt mittragen wollen. Wir wollen die Botschaft unter-
stutzen.

Es geht zurzeit um den Standort und nicht um die Umgebung. Wir sehen diesen
Standort als wirdig an flr die Lage des Stadthauses. Denn das ist eigentlich das
Herz von Kreuzlingen. Ich zitiere aus Beilage 2, dort sagt das Gutachten: "Das Stadt-
haus miusste sich bezuglich Héhe, Volumetrie, Staffelung, Gestaltung, Farbgebung
und Anmutung gut in die Situation gegenlber Friedhof mit Kirche, Hauptstrasse Drei-
spitzpark und so weiter integrieren lassen." Es besteht also eine gewisse Hoffnung,
dass das dann auch so umgesetzt wird. Wir erachten auch die Kombination mit dem
Parkhaus als gunstiger als die bisherige Variante, weil man da sicher kostenoptimal
bauen kann. Wir sind insgesamt auch der Meinung, dass wir jetzt die Chance haben,
ein modernes, behindertengerechtes, nicht verzetteltes Gebaude zu erstellen, das
effizient und nachhaltig betrieben werden kann. Und schliesslich vermuten wir auch,
dass wir antizyklisch agieren kénnen mit diesem Bau. Denn bis wir ihn realisieren
kénnen, wird es der Bauwirtschaft nicht mehr so gut gehen, wie es heute der Fall ist.

GR Troll: Im Dezember 2011 haben wir den Planungskredit flr das Verwaltungsge-
baude im Dreispitzpark bewilligt Die EKD war aber nicht einverstanden. Sie befand,
der hochstehend gestaltete Dreispitzpark dirfe nicht bebaut werden. Die EKD hat
bereits im Gutachten von 2001 empfohlen, den Park unter Schutz zu stellen. Daher
kommt diese Absage doch nicht so Uberraschend, und die Frage, ob man das Gut-
achten nicht schon friiher hatte einholen sollen, ist sicher nicht ganz unbegriindet. Ob
das Gutachten aber ohne Zustimmung des Gemeinderates auf das gleiche Ergebnis
gekommen ware, kann man nicht sagen. Beim Gutachten 2001 war eine Uberbauung
bei der westlichen Ecke der Festwiese aus Sicht des Umgebungsschutzes der Klos-
terkirche undenkbar. In der aktuellen Stellungnahme begrisst nun die Denkmalpflege
die Bestrebungen der Stadt, weil sie die sehr unbefriedigende, geradezu hassliche
Situation im Bereich der Festwiese geklart haben mdchte. Sie gibt also fur ein baulich
sorgfaltiges, zurlckhaltend und qualitatvoll gestaltetes Stadthaus griines Licht. Das
wird sicher keine leichte Aufgabe sein. Die Fraktion FDP/EVP ist mehrheitlich flr den
Standort Barenplatz.
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GR R. Herzog: GR Jordi hat von Hoffnung und Chancen gesprochen. Mir reicht das
nicht, ich méchte mehr als Hoffnung haben und Chancen sehen. Der Bau des Stadt-
hauses ist ein Prozess mit vielen finanziellen, vielen stadtebaulichen und vielen be-
trieblichen Implikationen. Nicht nur der Grundsatz, dass gebaut wird, sondern auch
der Entscheid, wo gebaut wird, ist sehr wichtig und muss sorgfaltig gefallt werden. Die
Frage des Standortes hat objektive, aber auch gewisse subjektive Kriterien. Subjektiv
ist es nicht sehr einfach, zu einem Standort Ja zu sagen, von dem es immer hiess, er
komme nicht in Frage. Sicher besteht ein Konsens darlber, dass die Wiste Baren-
platz bereinigt werden soll. Ob das im Zusammenhang mit dem Bau des Stadthauses
passieren muss, ist eine offene Frage.

Far mich personlich ist die Standortfrage eine zentrale Frage, die man aber raumlich
nicht zu eng sehen darf. Der raumliche Aspekt ist sicher gegeben. Es muss unter-
sucht werden, ob es dorthin passt, ob man es dort bauen kann, ob es sich mit der
Tiefgarage kombinieren lasst und so weiter. Aber es gibt auch einen weiteren wichti-
gen Zirkel darum herum, der in Zusammenhang mit den betrieblichen, verkehrstech-
nischen und stadtebaulichen Implikationen steht. Kreuzlingen hat viele Zentren und
keines. Eine Belebung der Hauptstrasse, wie sie mit dem Projekt Boulevard bezweckt
wird, ist eine teure, leider noch nicht ganz erfolgreiche Idee. Man versucht ihr nun mit
verschiedenen Massnahmen auf die Beine zu helfen. Man moéchte den Bereich
Hauptstrasse/Loéwenstrasse/Sonnenstrasse forcieren und dort ein Zentrum etablieren.
Der Standort Barenplatz fir ein Stadthaus hat fir mich einerseits das Potenzial fir ein
weiteres Unzentrum, aber auch das Potenzial, das bestehende und durch Boulevard
und andere Massnahmen geférderte Zentrum im vorhin angesprochenen Dreieck zu
starken. Was heisst das, ein Potenzial flrr ein "Unzentrum"? Es kdnnte passieren,
dass man ein weiteres kleines Zentrum um das Stadthaus herum schafft, das vom
angestrebten Zentrum in dem Dreieck Hauptstrasse/Loéwenstrasse/Sonnenstrasse
wiederum isoliert ist.

Was braucht es, damit das Potenzial im positiven Sinn genutzt werden kann und ein
grosseres und funktionierendes, belebtes Zentrum entsteht? Unserer Meinung nach
braucht es eine enge Anbindung des Standorts Barenplatz an die Hauptstrasse, und
zwar verkehrstechnisch wie auch in anderer Hinsicht. Beispielsweise in Bezug auf die
Frage, wohin sich das Stadthaus 6ffnet und woher man es betritt. Je nachdem, ob es
vom Kloster her oder von Nordwesten her erschlossen wird, kann man es isolieren,
oder man kann es ins Zentrum integrieren, das weiter unten beim Ceha! beginnt. Ich
sehe die Chance, dass es gut kommt. Ich méchte aber ganz deutlich dazu auffordern,
die Anbindung des neuen Stadthauses ans Zentrum des Dreiecks Hauptstrasse/L6-
wenstrasse/Sonnenstrasse fest einzuplanen. Das ist bereits bei den Vorgaben flr den
Wettbewerb zu bedenken, und dann natirlich auch bei der Auswahl des Projektsie-
gers. Wenn es ein Ja geben soll ist das fir mich ein Must.

GR Neuweiler: Egal, wo wir das Stadthaus bauen und wie wir es bauen, mit einem
Stadthaus wird man keine Zentrumsfunktion erfullen kénnen. Das ist ein Verwal-
tungsbau. Das Problem von Kreuzlingen ist in erster Linie der Wechselkurs von
CHF 1.20 zum Euro. Ferner spielt vielleicht die Auswahl an Laden an der Haupt-
strasse eine Rolle. Da kdnnen wir das Stadthaus planen, wie wir wollen. Belebt wird
eine Stadt durch Laden und sonstige Angebote. Wo wir das Stadthaus bauen, spielt
nicht eine so grosse Rolle. Da méchte ich die Erwartungen etwas dampfen. Ich glau-
be auch kaum, dass die Stadtverwaltung tausend Besucher am Tag haben wird. Also
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wird auch der Verkehr gar nicht so stark zunehmen.

STA Netzle: In Unkenntnis des geheimnisvollen Abstimmungsverhaltens, das ange-
kindigt worden ist, mdchte ich doch noch ein paar Ergdnzungen machen. Ich stimme
mit sehr vielen Punkten von GR Abegglen lberein. Man muss das Zentrum nicht nur
als Gebaude verstehen, das irgendwo in der Mitte steht, sondern man muss es um-
fassender anschauen. Ich bin auch sehr einverstanden mit GR Ruedi Herzog. Die
Anbindung an das jetzt definierte Zentrum Hauptstrasse/Léwenstrasse/Sonnen-
strasse muss erfolgen. Das muss selbstverstandlich in diese Planung einfliesssen.
Denn wir planen nicht nur ein Gebaude, wir planen auch einen Freiraum. Nach der
Entscheidung der EKD sind es nun sogar zwei Freirdume, namlich der Dreispitzpark
und die Festwiese. Und wir planen selbstverstandlich auch die Verbindungen, die
Erschliessung. Es ist fast banal zu erwahnen, dass man das macht. Man muss das
nicht bei jeder Gelegenheit wiederholen. Das gehdrt dazu. Wir selber haben ja diese
verschiedenen Projekte zusammengefasst, um zu zeigen, dass wir das Zentrum ent-
wickeln wollen. Das schliesst ein, dass wir nicht nur das einzelne Objekt anschauen,
sondern auch die grossere Umgebung und das ganze Stadtzentrum. Alle Beziehun-
gen, die Sie erwarten, werden selbstverstandlich in der Planung aufgezeigt werden.

In einem Punkt kann ich aber nicht Ubereinstimmen. Namlich mit der Behauptung,
man hatte ja langst sehen kénnen, dass sich auf dem Dreispitzpark nichts machen
lasst. Die Moglichkeit, auf dem Barenplatz zu bauen, ist von der EKD einmal genauso
kristallklar und unumstésslich abgelehnt worden. Das zeigt, dass die EKD auf Ent-
scheide zuruckkommen kann. Die Veranderungen der letzten Jahre und Jahrzehnte
im Bereich des Zentrums haben ein Umdenken gebracht. Aus unserer Sicht ist das
wichtig. Der Standort, der jetzt vorgeschlagen wird, ist besser als der bisherige.

Es ist auch richtig, dass die EKD in einem gewissen Sinn eine Fundamentalkritik am
jetzigen Zustand geubt hat. Das haben wir von Anfang an gesagt. Die Festwiese, wie
sie sich jetzt seit Jahrzehnten prasentiert, ist eine Schande. Das darf nicht sein. Die-
jenigen, die schon langer hier drin sitzen, hatten das schon langer angehen missen.
Jetzt sind wir daran, das zu andern und zu korrigieren. Genau das verlangt ja die
EKD. Wir sind also in voller Ubereinstimmung.

Damit Sie sehen, wer da sonst noch in dieser Richtung denkt: Zuerst einmal der
Stadtplaner und natirlich der Stadtrat. Aber auch das Architekturforum Kreuzlingen-
Konstanz hat sich schon langer fir den Standort Barenplatz ausgesprochen. Die
Stadtbildkommission, zu Recht sehr geschatzt von der SP-Fraktion, hat sich ebenfalls
fur diesen Standort ausgesprochen. Das, was jetzt geplant ist, ist also gut eingebettet
und hat ein gutes Fundament. Wir entscheiden heute nicht tber ein fertiges Projekt.
Wo die Offnung des Stadthauses liegen wird, werden wir sehen. Wir werden die beste
Lésung wahlen und lThnen wieder vorlegen. Heute reden wir nur dariber, ob wir mit
diesem Standort weiterplanen sollen. Ich bitte Sie, auch gegeniber dem Publikum,
das sich jetzt nicht bis in jedes Detail damit befassen kann, ein Zeichen zu setzen:
Wir wollen das, und wir werden es auch richtig machen, unter Berlicksichtigung von
dem, was die beiden Redner von der SP-Fraktion gesagt haben.

GR B. Schlapfer: Ich stimme mit vielem generell auch Uberein. Der Standort ist gut,
man wird viele Synergien nutzen und Kosten einsparen koénnen, auch durch den
gleichzeitigen Bau von Stadthaus und Tiefgarage. Es ist aber auch eine grosse
Chance fir eine Verbesserung der jetzigen Situation. Die EKD hat es so gesagt: "Die
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missfallige Situation der ehemaligen Festwiese, heute Barenplatz, ist in erster Prioritat
zu klaren und das Areal neben Friedhof und Kirche bald wieder einer wirdigen Ge-
staltung zuzuftihren."

Ich méchte gerne mit den beiden Woértern "wirdig" und "Gestaltung" einen weiteren
Aspekt beibringen, den Aspekt des Grins. Momentan verschwinden in Kreuzlingen
infolge von Sanierungen und Neubauten enorme Grinflachen. Da ware wieder eine
grosse Chance, eine grine Ausgleichsflache als Begegnungszentrum zu planen. Das
Stehenlassen oder Neupflanzen von Baumen wird meistens vernachlassigt, sodass
fur das "wardig" von den Platzverhaltnissen her keine Rede mehr sein kann. Ich be-
ziehe mich nur auf die kurzliche Diskussion Uber Bdume an der Bachstrasse beim
Restaurant Engel. Grunflache kostet nicht viel. Sie bedeutet aber eine immense Auf-
wertung des Wohlbefindens, sich nicht eingeengt, sondern frei zu fihlen. Aus diesen
Grinden hoffe ich auf Zustimmung fiir die weitere Planung des Stadthauses am neu-
en Standort Barenplatz und auf ein gutes Selektionieren der eingehenden Arbeiten
bezuglich der Gestaltungsvorgaben.

GR Hebeisen: Ich lufte hiermit das Geheimnis Uber mein Abstimmungsverhalten. Ich
werde Nein stimmen und moéchte dies kurz begrunden. Es geht um den Umgang mit
historischem Baugut und historischer Bausubstanz in Kreuzlingen. Wir haben den
Léwen, eine absolut misslungene Renovation, ohne jeglichen Respekt gegentber
historischem Baugut. Man kann das auch in den aktuellen Unterlagen des Denkmal-
schutzes nachlesen. Wir haben den Baren. Niemand hat sich dafur interessiert. Wenn
ich jetzt davor stehe, werde ich traurig. Ich will von den Baumen gar nicht mehr spre-
chen. Heute wird hier im Saal gesagt, dort sei das Zentrum. Warum hat man dann
den Baren fahren lassen? Er war eine Begegnungsstatte fur viele Leute, gerade auch
fur nicht so beguterte. Heute hat man Mihe, Sale und Raume zu finden. Das ist auch
eine Art von Umgang mit historischem Baugut. Und darum geht es auch hier.

Ich bin gleicher Meinung wie GR Abegglen, die EKD hat schlicht und einfach kapitu-
liert. Ich bin nach wie vor der Meinung, dass der freie Blick auf die Kirche typisch ist
fur Kreuzlingen. Es ist eine wunderschéne Kirche, die unter Bundesschutz steht. Dass
man vom Léwen her an die Kirche sieht, ist wertvoll. Ich bin Uberzeugt, die Kommissi-
on ist genau der gleichen Meinung. Sie haben einfach gesehen, dass dort eine riesen
Sauerei ist. Wenn diese hochanstandigen Professoren Woérter brauchen wie "gerade-
zu hassliche Situation" und so weiter, kann man sich vorstellen, was die untereinan-
der gesprochen haben. Das war noch viel dusterer als das, was jetzt im Bericht er-
scheint. Die haben Folgendes uberlegt: In Kreuzlingen kommt sowieso nie etwas Ge-
scheites heraus. Die Kreuzlinger haben keinen Sinn fir den Umgang mit historischem
Baugut, mit dem freien Blick auf die Kirche, da ist Hopfen und Malz verloren. Geben
wir ihnen das Stadthaus, dann passiert wenigstens etwas auf dieser Festwiese. Ich
nehme dabei den Vorwurf, dass die alteren Ratsmitglieder schon langer hatten han-
deln sollen, gerne entgegen. Man kann durch die Zeilen lesen, dass die EKD nach
wie vor der Meinung ist, der Standort Barenplatz sei falsch. Aber sie sagt, wenn wir
das nicht zulassen, werden die Kreuzlinger mit dieser Sauerei auf der Festwiese oh-
nehin nie etwas machen.

In Bezug auf die Zentrumsfunktion bin ich anderer Meinung als GR Neuweiler. Ein
Stadthaus hat durchaus mit einer Zentrumsfunktion zu tun, auch in Zeiten des Inter-
netzugangs. Das kann auch architektonisch etwas sehr Pragnantes sein. Fir mich
gehdrt ein Stadthaus ins richtige Zentrum. Und das richtige Zentrum ist im Gebiet
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Hauptstrasse/Léwenstrasse/Sonnenstrasse. Wir haben das immer so definiert. Als es
um die Hauptstrasse-Abstimmung ging, haben wir den Einwand gebracht, ein Zent-
rum sei doch eine Flache, nicht eine Strasse. Es wurde damals zugesichert, dass das
flachenmassig definiert wirde und auch die Hinterwirkungen neben der Hauptstrasse
einbezogen werden wiuirden. Passiert ist nichts, im Gegenteil. Man hat die Lo6-
wenstrasse und die Sonnenstrasse aus dem Richtplan herausgenommen. Mit der
neusten Verkehrsflhrung fihrt man alles in den Westen hinein, genau in das Wohn-
gebiet, das zum Zentrum gehéren wiirde. Da lauft alles total neben den Schienen.

Um auf die Sache zurlickzukommen, das Stadthaus gehdrt in dieses Zentrum. Man
kann Kreuzlingen nicht mit der Idee preisgeben, der Wechselkurs sei schuld. Ich bin
Uberzeugt, dass man mit stadtebaulichen Massnahmen etwas bewirken kann. Stadt-
ammann Netzle hat gesagt, er sei gleicher Meinung wie wir. Er hat gesagt, das werde
alles gemacht. Das freut mich. Die entscheidende Frage ist nun aber, wann das ge-
macht wird. Denn die Versprechungen haben wir schon bei der Hauptstrasse gehort.
Nichts ist passiert. Wenn die Massnahmen zur Einbindung des Stadthauses ans Zent-
rum nicht von Anfang an vorgegeben werden, dann werden das leere Versprechun-
gen bleiben. Wenn fiir uns ein Nein zum Ja werden soll, dann muss eine Einbindung
des Stadthauses ins Zentrum mit dem Projekt verbindlich sein und umgesetzt werden.

Die Botschaft wird seitenweise durchberaten.
Riickkommen wird nicht gewiinscht.

Abstimmung: Der Botschaft Planung des Neubaus des Stadthauses am Standort
Béarenplatz infolge Neubeurteilung der Eidgendssischen Kommission fur Denkmal-
pflege wird mit 19 Ja-Stimmen gegen 6 Nein-Stimmen bei 7 Enthaltungen zuge-
stimmt.

SR Dorflinger: Ich sage das Folgende bewusst erst nach der Abstimmung, damit
nicht der Eindruck entsteht, ich wiirde es nur sagen, um Sie zu beeinflussen. Wir ha-
ben heute vieles Uber Hoffnungen und Beflrchtungen gehért. Ich kann Sie nur einla-
den, den Wettbewerb zu besuchen. Ich bin auch nicht vom Fach. Aber bei den Wett-
bewerben, die ich miterlebt habe, staunte ich jeweils, wie sorgfaltig sich die Planer
und Architekten mit der Umgebung, mit der Historie, mit Hohen, Breiten und Tiefen
befassen. Das ist hochserids. Mir ist klar, dass es nicht nur positive Beispiele unter
den architektonischen Erzeugnissen gibt, weder in Kreuzlingen noch anderswo. Aber
die meisten dieser negativen Beispiele sind nicht aus Wettbewerben entstanden.
Wenn Sie sehen, wie versucht wird, die Beliebigkeit méglichst auszuschalten und
gezielt und bewusst mit den gegebenen Umstanden etwas Schoénes und Gutes zu
planen, werden Sie ebenfalls erstaunt sein.
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NEUBAU STADTHAUS MIT TIEFGARAGE UND NEUGESTALTUNG FESTWIESE Bericht des Preisgerichts

3.3 Zulassung zum Bewertungsverfahren

Um die Zulassung zum Bewertungsverfahren zu erlangen, mussten die Kriterien der formellen Prifung
(fristgerechte Abgabe, Wahrung der Anonymitat) und der materiellen Prifung (Vollstandigkeit) erfillt werden.

Der Organisator erachtet nach erfolgter Vorprifung aller Wettbewerbsbeitrage der Aufgabenstellung entsprechend
und empfahl dem Preisgericht, alle eingereichten Beitrage fir die Beurteilung zuzulassen.

Das Preisgericht teilte einstimmig die Haltung der Vorprifinstanz, dass die formellen und materiellen
Voraussetzungen erfiillt sind und somit alle Teilnehmenden zum Bewertungsverfahren zugelassen werden. Mit
diesem Entscheid sind somit auch alle Teilnehmer geméss den Bedingungen des Wettbewerbsprogramms
entschadigungsberechtigt.

4. Beurteilung / Bewertung

Das Preisgericht trat vollstandig zur Beurteilung der eingereichten Projekibeitrage an zwei Tagen jeweils am 13.
und am 31. Marz 2015 im Rathaus-Saal in Kreuzlingen zusammen.

4.1 Beurteilungskriterien
Die eingereichten Projekibeitrdge wurden nach den folgenden Kriterien, basierend auf dem Wettbewerbs-
Programm vom 6. November 2014 (Pt. 3.1), bewertet:
= Stadtebauliche Integration und architektonische & landschaftsarchitektonische Konzeption.
- Stadtebauliche Integration und Bezug zu den umliegenden Bauten.
- Setzung des Baukorpers, volumetrischer Ausdruck.
- gestalterischer Ausdruck, architektonische Idee.
- Freiraumplanung.

= Organisation
- Aussere Organisation: Zu- und Ausfahrten, Erschliessung, Vorplatze.
- Innere Organisation: Anordnung der Rdume, Raumbeziehungen, Raumkonzeptionen.
- Zweckmassigkeit der betrieblichen Ablaufe, Funktionalitat, Nutzungsflexiblitat.

= Wirtschaftlichkeit / Nachhaltigkeit
- Wirtschaftlicher Betrieb und Unterhalt / 6kologischer Aspekt der Baumaterialien.
- Verhéltnis von Nutzflachen zu Geschossflachen, Geschossflachen zu Volumen, Gebaudevolumen.
- Grobschatzung der Investitionskosten durch einen externen Kostenplaner.

= Gesamteindruck
- Vollstandigkeit.
- Prasentation der Abgabe: Gliederung, Verstandlichkeit, Lesbarkeit, Gestaltung / Darstellung.

Selbsterklarend flossen im Rahmen der Bewertung die Prifung der integrierenden Bestimmungen und Unterlagen
gemass dem Wettbewerbsprogramm mit ein.

4.2 Erster Beurteilungstag

Das gesamte Preisgericht inkl. den beigezogenen Experten versammelten sich am 13. Marz 2015 um 08.30 Uhr
zum ersten Beurteilungstag vollzahlig.

In einem ersten Schritt wurden in Gruppen die einzelnen Beitrdge einer ersten Sichtung unterzogen resp. man las
sich in die einzelnen Projektbeitrdge ein. Anschliessend wurden die 20 Beitrdge im treuh&nderischen Sinne der
Verfasser, unter der Leitung der Fachpreisrichter, im Plenum wertungsfrei vorgestellt und anschliessend eine erste
Bewertung vorgenommen.

Dabei kristallisierten sich schnell die Vorzlge einzelner Beitrage heraus und nach eingehender Prifung - anhand
der Beurteilungskriterien - konnte das Gremium die favorisierten Beitrdge benennen. Nach dem ersten
Beurteilungstag schieden folgende Beitrdge aus der Beurteilung aus:

- Beitrag Nr. 02 | Kennwort: DIBABB

- Beitrag Nr. 03 | Kennwort: Ein Haus im Park

- Beitrag Nr. 04 | Kennwort: LUDOVICO

- Beitrag Nr. 06 | Kennwort: ZORRO

- Beitrag Nr. 07 | Kennwort: Passierschein A38
- Beitrag Nr. 09 | Kennwort: crucelin )

- Beitrag Nr. 10 | Kennwort: AUF AUGENHOHE
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- Beitrag Nr. 11 | Kennwort: SEQUENTIA
- Beitrag Nr. 12 | Kennwort: FORUM

- Beitrag Nr. 13 | Kennwort: Vestibiil

- Beitrag Nr. 14 | Kennwort: Cirrus

- Beitrag Nr. 15 | Kennwort: MINOR

- Beitrag Nr. 16 | Kennwort: Arne

- Beitrag Nr. 17 | Kennwort: AUGUST

- Beitrag Nr. 20 | Kennwort: citylounge

Nach Abschluss des ersten Bewertungstages wurde offensichtlich, dass die flnf Gbrig gebliebenen Projekte
seitens des Preisgerichts einstimmig als favorisierte Beitrdge beurteilt wurden. Diese waren:

- Beitrag Nr. 01 | Kennwort: Kyane

- Beitrag Nr. 05 | Kennwort: Stadttor

- Beitrag Nr. 08 | Kennwort: AMMONIT

- Beitrag Nr. 18 | Kennwort: Alea

- Beitrag Nr. 19 | Kennwort: SCHLUSSSTEIN

Es wurde beschlossen, dass man die o0.g. Beitrdge einer detaillierteren Prifung (Grobkosten, betriebliche Abléaufe,
Brandschutz, Baurechtliche Prifung, Denkmalschutz) hinsichtlich des zweiten Beurteilungstags unterziehen
mochte.

4.3 Zweiter Beurteilungstag

Am 31. Marz 2015, dem zweiten Beurteilungstag, konnte das Preisgericht ebenfalls ab 08.30 Uhr vollz&hlig tagen.
Nach einer kurzen Riickschau auf den ersten Beurteilungstag wurden durch die anwesenden Fachexperten die
vertieften Vorprifungen der favorisierten Beitrdge hinsichtlich einer vergleichenden Grobkostenschatzung (Rolf
Gantenbein, Gantenbein & Partner AG), den betrieblichen Ablaufen (Peter Hegi, BBO AG), dem Denkmalschutz
(Bettina Hedinger, Kant. Denkmalpflegerin TG ) sowie die baurechtliche Prufung durch die Bauverwaltung
Kreuzlingen (Heinz Theus, Bauverwalter Stadt Kreuzlingen) vorgenommen. Des Weiteren flossen die Erkenntnisse
aus der brandschutztechnischen Uberprifung (Gunter Maurer, Energie- und Brandschutzexperte, Stadt
Kreuzlingen) in die Beurteilung mit ein.

Um sich noch einmal einen Eindruck uber die stadtebauliche Integrationsfahigkeit der favorisiterten Beitrdge zu
verschaffen, besichtigte das Preisgericht inkl. allen anwesenden Experten den kinftigen Standort
Bérenplatz/Festwiese. Diese Erkenntnisse flossen in den weiteren Beurteilungsprozess mit ein.

Im Rahmen des anschliessenden Kontrollrundgangs wurden die Entscheidungen des 1. Beurteilungstages vom
13. Mérz 2015 nochmals hinterfragt. Nach einer nochmaligen, umfassenden Abwégung der Vor- und Nachteile der
einzelnen Beitrdge wurden diejenigen Projekte definitiv ausgeschieden, welche teilweise in den ortsbaulichen,
architektonischen, betrieblichen oder raumorganisatorischen Aspekten nicht gleichermassen iberzeugen konnten.
Damit wurden die Projekt-Ausscheidungen des ersten Beurteilungstages einstimmig bestatigt. Damit verbunden
bestatigte das Preisgericht und die Expertengruppe einstimmig die funf favorisierten Beitrage; zuvor wurden diese
nochmals in einem vertieften Sinne Uberprift und miteinander verglichen.

Die zu Beginn des zweiten Beurteilungstages aus der vertieften Prifung gewonnenen und prasentierten
Erkenntnisse flossen in die finale Bewertung mit ein. Die Ergebnisse aus diesen gemeinsamen Diskussionen
wurden abschliessend nochmals konsolidiert festgehalten. Daraus resultierte eine eindeutige Haltung; der Sieger
des Projektwettbewerbs konnte ermittelt werden. Eine Rangierung wurde vorgenommen und die Preisgelder
zugeordnet. Alle Entscheide des Preisgerichts erfolgten einstimmig.

4.4 Ernennung Sieger / Rangierung

Nach mehreren Bewertungsrundgéngen an zwei Beurteilungstagen konnte der Sieger des Verfahrens wie folgt
ernennt und die Preisgelder zugeordnet werden.

1. Rang/ Sieger:
Beitrag Nr. 19 | Kennwort: SCHLUSSSTEIN
Preisgeld: CHF 24°000.- (exkl. 8% MWST.)

2. Rang:
Beitrag Nr. 01 | Kennwort: Kyane
Preisgeld: CHF 20°000.- (exkl. 8% MWST.)

3. Rang:
Beitrag Nr. 18 | Kennwort: Alea
Preisgeld: CHF 16°000.- (exkl. 8% MWST.)
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4. Rang:
Beitrag Nr. 08 | Kennwort: AMMONIT
Preisgeld: CHF 8'000.- (exkl. 8% MWST.)

5. Rang:
Beitrag Nr. 05 | Kennwort: Stadttor
Preisgeld: CHF 7‘000.- (exkl. 8% MWST.)

Die weiteren Beitrédge sind (keine Verteilung von Preisgelder; keine Rangierung):

Beitrag Nr. 02 | Kennwort: DIBABB

Beitrag Nr. 03 | Kennwort: Ein Haus im Park
Beitrag Nr. 04 | Kennwort: LUDOVICO
Beitrag Nr. 06 | Kennwort: ZORRO

Beitrag Nr. 07 | Kennwort: Passierschein A38
Beitrag Nr. 09 | Kennwort: crucelin

Beitrag Nr. 10 | Kennwort: AUF AUGENHOHE
Beitrag Nr. 11 | Kennwort: SEQUENTIA
Beitrag Nr. 12 | Kennwort: FORUM

Beitrag Nr. 13 | Kennwort: Vestibll

Beitrag Nr. 14 | Kennwort: Cirrus

Beitrag Nr. 15 | Kennwort: MINOR

Beitrag Nr. 16 | Kennwort: Are

Beitrag Nr. 17 | Kennwort: AUGUST

Beitrag Nr. 20 | Kennwort: citylounge

4.5 Wirdigung

Das Preisgericht, die Experten und die Vertreter der Auftraggeberin, zeigten sich Uberrascht und erfreut ob der
Vielfalt der Projektbeitrage, die bei der herausfordernden Aufgabenstellung nicht erwartet wurde und die fur die
Kreativitdt der Teilnehmer spricht. Jeder Beitrag setzte sich intensiv mit der Aufgabenstellung auseinander und
legte jeweils unterschiedliche, individuelle Schwerpunkte.

5. Empfehlung des Preisgerichtes

5.1 Weiterbearbeitung

Das Preisgericht empfiehlt der Veranstalterin einstimmig, den Beitrag Nr. 19 | Kennwort: SCHLUSSSTEIN

zur Weiterbearbeitung. Die Auftraggeberin beabsichtigt, den erstrangierten Beitrag von den Verfassern
weiterbearbeiten zu lassen. Vorbehéltlich der Kreditgenehmigung durch die zusténdigen Instanzen wird mit den
Verfassern des Siegerbeitrages ein auf Basis der im Wettbewerbsprogramm (dat. 6. November 2014) definierten
Bedingungen und der SIA-Ordnung 102 (Ausgabe 2003) basierender Vertrag abgeschlossen. Die
Planungsphasen werden durch die Auftraggeberin einzeln ausgeldst. Dabei sind die unter Punkt 5.2 aufgefiihrten
Projektierungshinweise zu berucksichtigen. Diese gelten als integrierender Bestandteil der Auftragsvergabe.

Des Weiteren empfiehlt das Preisgericht der Stadt Kreuzlingen, vorgéngig oder parallel zur Projektierung, die
rechtlichen Rahmenbedingungen fir das Projekt abschliessend in Form eines Gestaltungsplanes oder durch die
Einholung einer Ausnahmebewilligung zu klaren.

5.2 Projektierungshinweise flr den Siegerbeitrag
Seitens des Preisgerichts werden folgende Projektierungshinweise fiir den Siegerbeitrag angebracht:

= Der konstruktive Aufbau, die Materialisierung und die gestalterische Ausformulierung der Fassade ist nochmals
zu prifen und in Zusammenarbeit mit der Bauherrschaft eine geeignete Lésung zu entwickeln.

= Die Stitzmauer entlang der Pestalozzistrasse — auch als Pergola bezeichnet — ist so zu gestalten, dass eine
hohe Transparenz geschaffen und damit Sichtbeziige ermdglicht werden.

= Die Ausformulierung der Freiraumes Festwiese bedarf einer differenzierteren Betrachtung, ebenso ist die
Positionierung der Tiefgaragenaufgénge nochmals zu hinterfragen.
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5.3 Dank

Im Namen der Veranstalterin des Verfahrens dankt das Preisgericht einerseits fir die termingerechte und
vollstindige Abgabe aller Beitrdge sowie flr die intensive Auseinandersetzung aller Teams mit der
anspruchsvollen Aufgabenstellung. Das Preisgericht zeigte sich erfreut Gber das breite Spektrum der eingereichten
Beitrage. Die Veranstalterin des Verfahrens ist sich bewusst, dass die einzelnen Beitrage nicht anndhernd dem in
Kauf genommenen Aufwand entsprechend gewrdigt werden kénnen und dankt allen Verfassern fur das beherzte
Engagement.

6. Offnung Verfassercouverts

Nach Unterzeichnung der Entscheidungen resp. Rangierung wurden die Verfassercouverts in Anwesenheit des
Preisgerichts gedffnet und die Projekte anhand der Kennwérter den Verfasserbliros zugeordnet.

1. Rang/ Sieger:

Beitrag Nr. 19 | Kennwort: SCHLUSSSTEIN
Verfasser:

Niggli + Zbinden Architekten BSA SIA, St. Gallen

2. Rang:

Beitrag Nr. 01 | Kennwort: Kyane

Verfasser:

raumfindung architekten | dipl. Architekten ETH BSA SIA, Rapperswil

3. Rang:

Beitrag Nr. 18 | Kennwort: alea
Verfasser:

agps architecture Itd., Zirich

4. Rang:

Beitrag Nr. 08 | Kennwort: AMMONIT
Verfasser:

Boltshauser Architekten AG, Ziirich

5. Rang:

Beitrag Nr. 05 | Kennwort: Stadttor

Verfasser:

Baumschlager Eberle St. Gallen AG, St. Gallen

Die weiteren Beitrédge sind:

Beitrag Nr. 02 | Kennwort: DIBABB
Verfasser:
ARGE Bathe + Reber / Franz Stinner, Dortmund / Stockach

Beitrag Nr. 03 | Kennwort: Ein Haus im Park
Verfasser:
Atelier Kempe Thill | architects and planners, Rotterdam

Beitrag Nr. 04 | Kennwort: LUDOVICO
Verfasser:
Lauener Baer Architekten, Frauenfeld

Beitrag Nr. 06 | Kennwort: ZORRO
Verfasser:
ARGE Blatter + Muller Architekten / Oliv Brunner Volk Zirich

Beitrag Nr. 07 | Kennwort: Passierschein A38
Verfasser:
Kunz und Mdésch Architekten ETH SIA BSA, Basel

Beitrag Nr. 09 | Kennwort: crucelin
Verfasser:
ARGE phalt Architekten / b+p baurealisation, Zlrich

Beitrag Nr. 10 | Kennwort: AUF AUGENHOHE
Verfasser:
Durig AG, Zlrich
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Bericht des Preisgerichts

Beitrag Nr. 11 | Kennwort: SEQUENTIA
Verfasser:

ARGE Mateo Arquitectura Zirich / Barcelona + Caretta + Weidmann Baumanagement AG, Zurich

Beitrag Nr. 12 | Kennwort: FORUM
Verfasser:
Conen Sigl Architekten ETH SIA GmbH, Zirich

Beitrag Nr. 13 | Kennwort: Vestiblil
Verfasser:
pool Architekten, Ziirich

Beitrag Nr. 14 | Kennwort: Cirrus
Verfasser:
Caruso St John Architects, Zlrich

Beitrag Nr. 15 | Kennwort: MINOR
Verfasser:
moos. giuliani. herrmann. architekten, Diessenhofen

Beitrag Nr. 16 | Kennwort: Are
Verfasser:
Thomas K. Keller Architekten, St. Gallen

Beitrag Nr. 17 | Kennwort: AUGUST
Verfasser:
Schneider Turtscher Architekten GmbH, Zirich

Beitrag Nr. 20 | Kennwort: citylounge
Verfasser:

ARGE Lehner + Tomaselli AG, Sissach / frison architekten, Kreuzlingen
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7. Beurteilung Projektbeitrage

7.1 Beitrag Nr. 19 | SCHLUSSSTEIN (1. Rang / Sieger)

Verfasser: Niggli + Zbinden Architekten BSA SIA,
Rosenbergstrasse 63, CH-9000 St. Gallen

Mitarbeit : Architektur: Hajo Treiber
Landschaftsarch.: Paul I. Stricker Landschaftsarchitekten BSLA
Beratung HLKS:  Kempter + Partner AG

Preisgeld: CHF 24°000.- (exkl. 8% MWST)

Bericht / Beurteilung durch das Preisgericht:

Die Verfasser des Projektes ,Schlussstein’ wahlen eine Situationslésung mit einem lateral angeordneten flachen
Baukérper fur das Stadthaus im Nordosten und einem davorliegenden grossen Freiraum zur Hauptstrasse hin
orientiert. Die Setzung des Stadthauses ergibt eine vielféltig nutzbare Festwiese und gleichzeitig die freie
unverbaute Sicht auf das Kloster. Diese Entscheidung erméglicht es in Kreuzlingen einen richtig groBen Freiraum
zu schaffen und die historische griine Mitte zu starken. Die Volumetrie des Stadthauses nimmt durch eine
differenzierte Héhenentwicklung einen direkten Bezug zum Sport- und Kulturzentrum Dreispitz auf. Diese beiden
offentlichen Gebaude bilden zusammen ein funktionales Ensemble.

Durch das Abricken des Stadthauses in die Parzellentiefe, sowie die vorgelagerte Grinflache, wird die
Adressierung und Auffindbarkeit des Haupteinganges am nordwestlichen Geb&udeende etwas erschwert. Diesem
Umstand begegnen die Projektverfasser mit einer Pergola entlang der Pestalozzistrasse. Die Massnahme erlaubt
eine gezielte Fihrung der Besucher des Stadthauses und schafft gleichzeitig den topografischen Ubergang. Diese
theatralische Geste, mit einer an antike Vorbilder erinnernden Pergola, ist in ihrer Gestaltsprache etwas
undifferenziert und roh. Die Festwiese ist sehr gro3zlgig dimensioniert und die Proportionen der Freirhume sind
sehr gut gewahlt; die Durcharbeitung kénnte jedoch differenzierter sein.

Fir die Fassadengestaltung schlagen die Verfasser eine vorgehangte Metallkonstruktion mit einem regel-
massigen, engen ,Fensterraster vor. Inwieweit diese aufwéndige Konstruktion und abstrakte Gestaltung den
winschenswerten Ausdruck eines Stadthauses einzuldsen vermag, ist offen. Uberzeugender ist das Erdgeschoss
ausgebildet: entlang der Sudostfassade Uibernehmen einzelne Stiitzen die Last des Geb&udes, der Baukdrper
wirkt in diesem Geschoss dadurch offener.

Die innere Organisation des Gebaudes pendelt zwischen zwei und drei Nutzraumschichten entlang der
Gebaudelange. Der innenliegende Korridor wird partiell Gber Lichthéfe und Deckendurchbriiche belichtet. Im
Erdgeschoss nimmt die Qualitat dieser Belichtung ab. Konstruktiv wird der Stitzenraster des Parkhauses Uber-
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nommen. Die Stitzen sind mehrheitlich freigespielt und tragen damit zum inneren Erscheinungsbild bei. Die
Tragstruktur wird dartiber hinaus vom Ausbau getrennt, was eine gute Flexibilitat der Raumeinteilung erméglicht.
Die Raumanordnung und Raumgestaltung lassen adéquate und flir den Betrieb angenehme Innenrdume erwarten.

Baurechtlich benétigt das Projekt ,Schlussstein’, beztiglich der Gebaudeléange eine Ausnahmebewilligung.

Diese Ausnahmebewilligung wird im Rahmen Wettbewerbs-Vorprifung in Aussicht gestellt. Die Bedingungen des
Brandschutzes werden im Projekt weitgehend erfullt. Zwei vertikale Brandabschnitte und entsprechende
Fluchttreppen-hauser sind zweckmassig ausgebildet.

Die Anliegen der Denkmalpflege werden im Projekt ,Schlussstein’ gut umgesetzt, denn, die Sicht auf die Kirche St.
Ulrich ist vom Kreisel der Hauptstrasse aus uneingeschrankt. Die Pergola mag in dieser vorgeschlagenen Form
noch nicht vollumfanglich zu Gberzeugen.

Die im Raumprogramm ausgewiesene Raumreserve wird im Erdgeschoss an prominenter Lage vorgesehen und
von Beginn an erstellt. Eine Etappierung ist als Aufstockung angedacht, was als nicht optimal gewertet wird.
Das Projekt ,Schlussstein’ lassen im Quervergleich der rangierten Projekt niedrige Erstellungskosten erwarten.

Die etwas unbeholfene Plandarstellung vermittelt nur eingeschrankt die Entwurfsqualitdt. Denn das Projekt
,Schlussstein’ zeigt gekonnt, wie mit relativ wenigen und gezielten Mitteln die Klarung der stadtebaulichen
Situation zu einer sinnstiftenden neuen Gesamtanlage ,Stadthaus mit Festwiese’ erzeugt werden kann. Dem
Projekt wird eine hohe Betriebstauglichkeit und Akzeptanz zugestanden. Des Weiteren vermag es in seiner
stadtebaulich und architektonischen Qualitat zu Uberzeugen. Summarisch erfillt es die definierten Beurteilungs-
kriterien am besten.

Situation
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1 | Worum geht es?

Selbstbewusste Stadt

Stadthéauser sind o6ffentliche Orte und Dienst-
leistungszentren flr die Bevolkerung. Im Stil,
wie Stadte ihre Verwaltungen und Amter ge-
stalten, drickt sich auch ihr Selbstbewusstsein
aus. Kreuzlingen ist stetig gewachsen und mit
21500 Einwohnern eine mittelgrosse Stadt
geworden, die schweizweit wahrgenommen
wird. Auf das Erreichte sind wir stolz. Auf die
gestiegenen Anforderungen und Anspriche
der Gesellschaft missen die Stadte mit einer
verbesserten und zeitgemassen Infrastruktur
reagieren — auch im Bereich der Verwaltung.
Nur so konnen sie die vielen, ihnen Ubertra-
genen Aufgaben zum Wohle der Bevolkerung
erfullen.

Alles unter einem Dach

Der neue Verwaltungsbau vereint alle stadti-
schen Amter und Anlaufstellen unter einem
Dach (ohne Technische Betriebe, Werkhof und
Gartnerei). Davon werden alle Einwohnerinnen
und Einwohner profitieren. Monatlich kommen
fast 5000 Personen auf die Kreuzlinger Stadt-
verwaltung. Auch wenn schon heute einiges
per Post oder Internet erledigt werden kann,
schéatzen viele Kunden nach wie vor das per-
sonliche Gesprach, wenn sie Unterlagen abge-
ben oder abholen. Sie wiinschen Erklarungen
und wollen sicher gehen, alles richtig verstan-
den und die Formulare korrekt ausgefillt zu
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haben. Auch fir die Mitarbeitenden der Abtei-
lungen wird sich die Arbeitssituation verbes-
sern: Kurze Wege erleichtern den Austausch
und die Zusammenarbeit — was sich wiederum
positiv auf die Servicequalitat fir die Kundin-
nen und Kunden auswirkt.

Keine Diskriminierung mehr

Heute werden in unserer Verwaltung einige
Kundinnen und Kunden stark benachteiligt:
Wer im Rollstuhl sitzt, eine Gehhilfe benotigt
oder schlecht zu Fuss ist, hat es schwer die
Schalter oder Amtsstellen aufzusuchen, da in
keinem der alten Hauser ein Lift vorhanden
ist. Alle Eingdnge sind mit Stufen versehen.
Auch Mutter mit Kinderwagen sind auf fremde
Hilfe angewiesen. Zudem kann die Stadt aus
dem gleichen Grund keine Mitarbeitenden mit
einer korperlichen Behinderung anstellen. Ver-
héltnisse, wie sie heute fur 6ffentliche Verwal-
tungen nicht mehr tolerierbar und fur Kreuzlin-
gen beschamend sind.

Drei Projekte in einem

Das vorliegende Gesamtprojekt besteht nicht
nur aus einem neuen Verwaltungsgebau-
de. Es wurde mit einer grossen offentlichen
Tiefgarage und der Gestaltung der Festwiese
kombiniert. Da alles miteinander zusammen-
hangt und baulich verbunden ist, kommen die
drei Teilprojekte als Gesamtprojekt mit einem

Kostendach fir alles zur Abstimmung. Voraus-
schauend wurde in friheren Jahren fir den
Bau des neuen Stadthauses eine Vorfinanzie-
rung gebildet. Dort befinden sich heute CHF
7.7 Mio. Damit verringern sich die jahrlichen
Kosten der Abschreibung spirbar.

Parkierende Autos finanzieren Tiefgarage

Die Tiefgarage wird von ihren Nutzern und
nicht von den Steuerzahlern finanziert. Denn
die Einnahmen aus der Parkplatzbewirtschaf-
tung in Kreuzlingen fliessen in eine Spezialfi-
nanzierung. Daraus werden alle Aufwande fur
die Parkierungsanlagen der Stadt bezahlt. Heu-
te betragt der Stand fast CHF 11 Mio., jahrlich
kommen etwa CHF 1.5 Mio. dazu. Samtliche
jahrlichen Kosten der neuen Tiefgarage unter
der Festwiese konnen problemlos aus diesem
Topf gedeckt werden. Und es besteht Spiel-
raum flr weitere Parkhauser oder Tiefgaragen.

Die «Festwiese» kommt zuriick

Dass auf der «Festwiese» vor der Basilika
St. Ulrich Autos abgestellt werden, passt we-
der zum Namen noch zum prominenten Ort.
Mit der Neugestaltung der Festwiese konnen
dort nicht nur die Jahrmarkts-Chilbi sondern
auch andere Feste und Anldsse stattfinden.
Der befestigte Rasenbelag wird den verschie-
denen Belastungen standhalten. Die Messelei-
tung der Kreuzlinger Gewerbeausstellung hat
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angekindigt, kiinftig die «GEWA» auf der Fest-
wiese im Zentrum der Stadt durchfihren zu
wollen.

In der Stadtmitte

Das neue Stadthaus von Kreuzlingen wird ge-
nau in der geografischen Mitte der Stadt ent-
stehen. Das hat sowohl eine symbolische Be-
deutung als auch einen praktischen Grund: Der
Barenplatz ist fir die Bewohner aller Kreuzlin-
ger Quartiere und mit samtlichen Verkehrs-
mitteln gut erreichbar. Der Bushof Barenplatz
als zentrale Drehscheibe fir alle Linien ist nur
wenige Schritte entfernt. Auch mit dem Auto
ist die Tiefgarage unter dem Stadthaus einfach
und bequem zu erreichen, ohne dass man in
die Begegnungszone oder in ein Wohnquartier
einfahren muss.

Beitrag zur Zentrumsentwicklung

Das neue Stadthaus wird an diesem Ort einen
wesentlichen Beitrag zur Zentrumsentwicklung
leisten. Zusammen mit dem benachbarten
Stadtsaal (im Dreispitz Sport- und Kulturzen-
trum), der Basilika St. Ulrich als Wahrzeichen
der Stadt, dem Campus Bildung Kreuzlingen,
der Schulverwaltung sowie der Nahe zu den
Einkaufsstrassen entsteht in der Mitte der
Stadt ein offentliches Zentrum. Zusammen
mit den Grin- und Freiflaichen macht es die
Besonderheit unserer jungen Stadt deutlicher
sicht- und erlebbar. Ein so gestaltetes moder-
nes Stadtzentrum wirkt identitatsstiftend fur
eine Bevolkerung, die sich durch ihre Vielfalt
auszeichnet und deshalb gemeinsamer Sym-
bole bedarf.

Gesunde Stadtfinanzen

Der Zeitpunkt ist glnstig flr eine grosse, zu-
kunftsweisende Investition. Die Zinsen sind auf
einem historischen Tiefstand. Und die Stadt-
finanzen sind so gesund, dass auch angesichts
dieser kommenden Investition die Steuern zeit-
lich begrenzt gesenkt werden kdnnen. Dieser
grossen Investition steht ein realer Gegenwert
im Verwaltungsvermoégen der Stadt gegen-
Uber. Und diese Investition ist nachhaltig: So,
wie die alten Verwaltungsgebaude heute Uber
100 Jahre alt sind, wird auch das neue Gebau-
de fir mehrere Generationen Bestand haben.
Deshalb wurden schon heute ausreichend Re-
serveflachen eingeplant — gebaute und noch
nicht gebaute.

Stadtrat und Gemeinderat beantragen, dem
Kreditbegehren zuzustimmen.

Blick von Osten auf Stadthaus und Festwiese
(Visualisierung). »
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2 | Ausgangslage

2.1 | Vorgeschichte

1991 bewilligte der Gemeinderat erstmals
einen Planungskredit fur ein Projekt «Stadt-
haus mit Stadtsaal» auf dem Sallmannschen
Areal. Den Baukredit lehnte er spater jedoch
ab. Inzwischen wurde der Stadtsaal im Dreispitz
Sport- und Kulturzentrum auf der Festwiese
realisiert. In der Folge wurden verschiedene
andere Standorte flr ein Stadthaus geprift. Im
Jahr 2000 kam ein Fachgutachten zum Schluss,
dass der Standort Barenplatz klare Vortei-
le gegeniber allen anderen mit sich bringt.
Nach der Bewilligung des Planungskredits am
15. Dezember 2011 sprach sich der Gemein-
derat am 15. November 2012 dann auch zu
Gunsten des Standortes Festwiese und fir die
gemeinsame Planung des Stadthauses mit der
Tiefgarage und der Gestaltung der Festwiese
aus. Dazu bedurfte es auch der Zustimmung der
Eidgendssischen Kommission flir Denkmalpfle-
ge (EKD), die fiir den angemessenen Schutz des
unter Schutz stehenden Kulturdenkmals Basilika
St. Ulrich besorgt ist.

Der Bedarf war seit der ersten Planung 1991
unbestritten. Seither ist er noch weiter gestie-
gen. Die Kreuzlinger Bevolkerung nahm in den
letzten 25 Jahren um rund 5000 Einwohner
(+ 30 %) zu, was zu einem deutlichen Anstieg
des Arbeitsvolumens der Verwaltung flhrte.
Uberdies trug die Zuweisung neuer Aufgaben

von Bund und Kanton an die Gemeinden zur
Steigerung des Arbeitsvolumens und der dafur
bendtigten Kapazitaten bei.

2.2 | Vorteile fiir Kunden und Verwaltung
Die Notwendigkeit eines zentralen Verwal-
tungsgebdudes fir samtliche Abteilungen —
mit Ausnahme der Technischen Betriebe, des
Werkhofs und der Gartnerei — hat sich in den
letzten Jahren stetig verscharft. Die heute ge-
nutzten Liegenschaften sind buchstablich bis
unter das Dach mit Arbeitsplatzen gefillt; es
gibt keine Raumreserven mehr. Es besteht
zudem ein dringender Sanierungsbedarf in
baulicher und energetischer Hinsicht. Alle Lie-
genschaften missten von Gesetzes wegen bar-
rierefrei sein.

Folgende Argumente belegen den dringenden

Bedarf und die Vorteile eines Neubaus:

- Es entsteht eine einzige Anlaufstelle (mit
einer Adresse) fir alle Kontakte und Ge-
schéfte der Einwohnerinnen und Einwoh-
ner mit der Verwaltung. Der Zugang zu den
Dienstleitungen der Stadt wird erleichtert.

- Der Kundenservice und-komfort wird zeit-
gemdss und deutlich verbessert (Empfang,
Wartebereiche, Lift, Kunden-WC etc.).

- Vertrauliche Gesprache mit Kunden kon-
nen in geschlossenen Diskretionsschaltern
gefihrt werden.

Alle Schalter und Besprechungsrdaume wer-
den barrierefrei zuganglich, also auch fur
Kunden mit Gehhilfen, Rollstiihlen oder Kin-
derwagen begehbar. Das ermoglicht dann
auch die Anstellung von Mitarbeitenden mit
einer korperlichen Behinderung.

Die Sitzungszimmer kénnen auch durch die
Offentlichkeit genutzt und damit ausserhalb
der Birozeiten besser ausgelastet werden.
Dank kurzer Wege wird die Zusammenarbeit
zwischen den Abteilungen und Amtern ver-
bessert. Die neue Anordnung der Abteilun-
gen und der Blros ermdglicht eine deutliche
Verbesserung der internen Ablaufe.
Aufgrund der von den Architekten gewahl-
ten Rasterbauweise kann die Raumstruktur
den Arbeitsablaufen und den sich dndern-
den Bedirfnissen der Verwaltung jederzeit
angepasst werden.

Die gemeinsame Nutzung der Infrastruktur
(Sitzungszimmer, Aufenthaltsraum, Drucker,
Material fir den Gebaudeunterhalt) durch
mehrere Abteilungen ermoglicht kostenspa-
rende Synergien, da diese nicht mehr an vier
Standorten bereitgestellt werden muss.

Fir Mitarbeitende mit sogenannten Risiko-
kunden kann die Sicherheit besser gewahr-
leistet werden.

Durch die heutige Bauweise werden die
Betriebskosten deutlich reduziert (Energie,
Waéarme, Gebadudeunterhalt).



- Flr den mittelfristigen Bedarf werden Reser-
veburoflachen gebaut und fir den langfristi-
gen Bedarf planerisch vorgesehen.

2.3 | Standort Birenplatz / Festwiese

Wie schon eine Studie im Jahr 2000 kam auch

die neue Prifung 2011 zum Schluss, dass die

Festwiese der richtige Standort fir das neue

Stadthaus ist. Ein Neubau an der Marktstrasse

— mit oder ohne Einbezug des alten Stadthau-

ses —wurde eingehend geprift. Die Nachteile

Uberwiegen aber deutlich:

- Die Raumverhaltnisse an der Marktstrasse
sind eng und begrenzt, was sich unglnstig
auf die Gebadudeform und somit auf die
Anordnung der Biros und Verkehrsflachen
auswirkt und die Bildung von Raumreserven
erschwert.

- Da das alte Stadthaus unter Denkmalschutz
steht und in seiner Gestalt und Struktur
nicht verandert werden darf, konnte der
barrierefreie Haupteingang nicht an der
Hauptstrasse liegen. Der erhoffte beleben-
de Effekt auf den «Boulevard» wiirde somit
ausbleiben. Daflir wirde in der Marktstras-
se, also in einem Wohnquartier mit Schul-
zentrum zusatzlicher, hier unerwinschter
Verkehr erzeugt.

- Die Bauphase ware sehr umstandlich, muss-
ten doch zwei aufwandige Umzlge organi-
siert sowie Provisorien flr den Um- bzw.
Neubau der beiden Gebaude (Hauptstras-
se 62 und Marktstrasse 4) irgendwo in der
Stadt finanziert werden. Bei einem Neubau
an der Marktstrasse ergaben sich keine
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Vorteile gegenliber der gewdhlten Variante
Barenplatz.

- Auch aus raumplanerischer Sicht ist es an-
gezeigt, zur haushalterischen Nutzung der
beschrankten Raumreserven in der City-
Zone an der Marktstrasse zusatzliche Wohn-,
Gewerbe- und Dienstleistungskapazitaten
zu schaffen. Wogegen auf der Festwiese ge-
mass Zonenplan nur 6ffentliche Bauten und
Anlagen moglich sind.

Mehrere gute Grinde sprechen fir den Ba-
renplatz als optimalen Standort des zentralen
Verwaltungsgebaudes:

- Ein architektonisch hochstehendes of-
fentliches Geb&ude setzt einen wichtigen
stadtebaulichen Akzent und ist ein wesentli-
cher Beitrag zur Zentrumsgestaltung.

- Der Barenplatz ist das geografische Zentrum
der Stadt Kreuzlingen. Ein dort platziertes
Verwaltungsgebaude ist somit fir die Ein-
wohnerinnen und Einwohner aller Quartiere
gleich gut zu erreichen.

- Der Barenplatz ist fir den Verkehr optimal
erschlossen und mit allen Verkehrsmitteln,
mit dem Velo und zu Fuss leicht zu errei-
chen. Der zentrale Bushof befindet sich in
unmittelbarer Ndhe. Das Stadthaus mit der
grossen offentlichen Tiefgarage steht genau
zwischen den beiden Ost-West-Hauptach-
sen, die Uber die Pestalozzi- bzw. Barenstras-
se direkt erschlossen sind.

- Mit der Aufhebung des oberirdischen Park-
platzes kann ein grosser Teil der Festwiese
schon gestaltet und der Offentlichkeit zur
freien Nutzung zuriickgegeben werden.

- Auf dem Areal befindet sich bereits der
Stadtsaal (Dreispitz Sport- und Kulturzen-
trum), der in friheren Planungen mit dem
Stadthaus kombiniert wurde. Daraus erge-
ben sich verschiedene Synergien: Nutzung
als Tagungsort mit Schulungsraumen, Tief-
garage, Unterhalt etc.

- Kreuzlingen erhdlt ein «offentliches Zent-
rum» mit der Basilika St. Ulrich als Wahr-
zeichen der Stadt, dem Campus Bildung
Kreuzlingen mit stadtischen und kantona-
len Schulen, dem Stadtsaal im Dreispitz
Sport- und Kulturzentrum, der Nahe zu den
Einkaufsstrassen und zur «griinen Mitte»
unserer Stadt mit Festwiese, Dreispitz- und
Sallmannpark.

Neben der Studie Matta (2000) beflrwor-
teten auch das Architekturforum Kreuzlingen-
Konstanz (2008), die Stadtbildkommission
Kreuzlingen (2010), die Eidgendssische Kom-
mission fur Denkmalpflege (2012) sowie unter
bestimmten — mittlerweile erfillten — Bedin-
gungen auch die Kirchenvorsteherschaft der
Katholischen Kirchgemeinde Kreuzlingen-
Emmishofen (2013) den Standort Barenplatz.

2.4 | Sanierung Altliegenschaften

Als Alternative zu einem zentralen Neubau
wurde auch die Sanierung der vier Altliegen-
schaften geprift. Dabei mussten neben einer
umfassenden baulichen und energetischen
Sanierung (Verstarkung Deckenstruktur, Ver-
besserung Raumstrukturen, Warmeisolatio-
nen, neue Heizungsanlagen etc.) aufwéndige
Massnahmen getroffen werden, um alle vier
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Bauten barrierefrei zu machen (Lifte, Tur-
schwellen, Treppen, Stufen etc.).

Um die aktuellen Raumbedirfnisse abdecken
zu konnen und um Reserveflachen zu erhal-
ten, musste auch bei dieser Variante ein zu-
satzlicher Erweiterungsbau erstellt werden.
Dadurch weist diese Variante ein schlechtes
Kosten-/Nutzen-Verhaltnis auf. Insbesondere
wulrden keine der Nachteile des heutigen Zu-
stands aufgehoben. Die Verwaltung ware wei-
terhin dezentral in verschiedenen Gebauden in
der Stadt verteilt. Zudem wirde die Sanierung
teure Provisorien in zugemieteten Fremdbau-
ten sowie je einen zusdtzlichen Umzug wah-
rend der Bauphase erfordern.

Eine Grobschatzung (+/- 25%) im Jahr 2013
ergab Sanierungskosten von mindestens
CHF 16.5 Mio., wobei rund die Halfte auf die
Sanierung und Erweiterung des alten Stadt-
hauses entfallt. Noch nicht eingerechnet sind
die erwdhnten Zusatzkosten flr Provisorien
und Umzige der Abteilungen.

2.5 | Projektwettbewerb

Am 3. Oktober 2014 wurde der Projektwettbe-
werb in Anlehnung an die SIA-Norm 142 o6ffent-
lich ausgeschrieben. Aus den eingegangenen
Bewerbungen wurden in einer Praqualifikation
die zwanzig fur diese Aufgabe am besten geeig-
neten Architekturbiros ausgewahlt. Das sie-
benkopfige Preisgericht wahlte unter Einbezug
einer breit abgestitzten Expertengruppe mit
Vertretern der Kreuzlinger Ortsparteien, von
Quartiervereinen, Katholischer Kirchgemein-

de, Schulgemeinde, Gewerbeverein, Denkmal-
pflege und Nutzern am 31. Marz 2015 einstim-
mig das Siegerprojekt der Architekten Niggli +
Zbinden, St. Gallen, und empfahl es zur Wei-
terbearbeitung.

Der offizielle Kundenschalter im jetzigen Stadthaus.

Das von ihren Verfassern «Schlussstein» ge-
nannte Projekt Uberzeugte das Preisgericht
aus folgenden Griinden: Die Setzung des Stadt-
hauses am nordlichen Rand des Planungspe-
rimeters, parallel zum bestehenden Dreispitz-
Gebaude ergebe eine grosse, «vielfaltig nutz-
bare Festwiese und gleichzeitig die freie, un-
verbaute Sicht auf das Kloster». Dadurch wer-
de die «historische griine Mitte» Kreuzlingens
gestarkt. Die Volumetrie des Gebdudes nehme
«durch eine differenzierte Héhenentwicklung
einen direkten Bezug zum Dreispitz Sport- und
Kulturzentrumy», sie bildeten «zusammen ein
funktionales Ensemble».

Es wurde zudem betont, dass die Architekten
gekonnt Bezug auf die Umgebung, besonders
auf die architektonisch ebenfalls bedeuten-
den Bauten des Campus Bildung Kreuzlingen
nehmen wirden. Mit dem «Schlussstein» er-
halte dieser seine bis jetzt fehlende stdliche
Begrenzung. Ausserdem gelinge mit dem prak-
tischen gedeckten Zugang zum Haupteingang
des Stadthauses vom Barenkreisel bzw. Bushof
her eine stimmige Strukturierung der beiden
Freirdume Dreispitzpark und Festwiese.

Dem Projekt wird «eine hohe Betriebstaug-
lichkeit und Akzeptanz zugestanden», heisst es
im Bericht des Preisgerichts. Es vermoge «in
seiner stadtebaulichen und architektonischen
Qualitat zu Gberzeugen». Summarisch erfille
es «die definierten Beurteilungskriterien am
besten». Das Projekt lasse Uberdies «im Quer-
vergleich der rangierten Projekte niedrige Er-
stellungskosten erwarten».



3 | Teilprojekt Stadthaus

3.1 | Raumprogramm / Gebiude

Das Raumprogramm wurde von einem Fachbe-
rater mit den Mitarbeitenden erarbeitet und
von den Architekten im Projekt umgesetzt. In
enger Zusammenarbeit mit den Abteilungen
der Stadtverwaltung wurde es noch einmal
Uberprift und in Bezug auf die Arbeitsablau-
fe verbessert. Alle hochfrequentierten Raume
und Schalter werden im Erdgeschoss unterge-
bracht. Dies erleichtert den Kunden die Ori-
entierung, verkirzt die Wege und macht die
Schalter und Biros leicht zuganglich.

Eine wesentliche Verbesserung des Neubaus
ist die Barrierefreiheit. Sie ist in allen Raumen
und Geschossen flr in der Bewegung einge-
schrankte Kunden wie auch fir Mitarbeitende
gewahrleistet. Da die Barrierefreiheit gesetz-
liche Pflicht ist, war sie eine Vorgabe fir das
Projekt. Im Rahmen der Detailplanung bzw. des
Baubewilligungsverfahrens wird sie mit Vertre-
tern von Pro Infirmis nochmals tGberprift.

Das niedrige Gebaude mit nur zwei Hauptge-
schossen hat gegenliber einem mehrstockigen
hohen Haus den positiven Effekt, dass sich die
Mitarbeitenden auf der gleichen Ebene begeg-
nen. Im 6stlichen Dachgeschoss befinden sich
unterschiedlich grosse Sitzungszimmer und der
Aufenthaltsraum. Diese sind auch fir die of-
fentliche Nutzung vorgesehen — vor allem aus-
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serhalb der Verwaltungszeiten. Deshalb sind
sie mit einem separaten Eingang mit Direktzu-
gang von der Tiefgarage oder durch den Ne-
beneingang erreichbar. Mit der unmittelbaren
Néhe der Sitzungsraume zum Dreispitz-Saal ge-
winnt dieser eine neue Qualitat als Tagungsort.

Die Grundflache des Gebaudes betragt
110.3 m x 27.8 m. Das Obergeschoss ist
21.6 m breit. Die maximale Gebdudehohe be-
tragt 11.9 m, das Obergeschoss ist 7.3 m hoch.
Das Gebaudevolumen (nach GV SIA 416) be-
tragt 29804 m?, das Volumen der Tiefgarage
21270 m*. Die Geschossflache (nach GF SIA
416) belduft sich auf 7'648 m? (ohne Tiefgara-
ge). Die gesamte Buroflache betragt 2260 m?
(heute 1637 m?). Darin eingerechnet sind ca.
16 noch nicht benodtigte Arbeitsplatze sowie
ein Spielraum zur «inneren Verdichtung» flr
weitere 17 Arbeitsplatze, bevor eine Reserve
aktiviert werden muss. Damit ergibt sich fiur
die bis 2030 voraussichtlich notwendigen 153
Arbeitsplatze (heute 120) eine durchschnitt-
liche Flache von rund 15 m? pro Arbeitsplatz,
gegeniiber 14 m? heute.

Im Raumprogramm nicht vorgesehen war der
Rathaussaal. Der Ratssaal ist seit Grindung
des Parlaments im heutigen «Rathaus» an der
Lowenstrasse untergebracht. Im Jahr 2001
wurde das Gebdude mit dem rund 200 m?

grossen Saal fur den Betrag von rund CHF 2.5
Mio. aufwandig und sehr sorgfaltig renoviert
und fur die Ratssitzungen ausgerUstet. Eine
Verlegung dréngt sich daher nicht auf.

3.2 | Reserven

Das neue Verwaltungsgebadude soll den Raum-
bedarf heute sowie mittel- und langfristig
sicherstellen. Es sind gebaute und ungebau-
te Reserveflachen vorgesehen. Ein Teil der
Reserve ist bereits im aktuellen Birolayout
enthalten, so dass Platz fur eine bestimm-
te Anzahl weiterer Arbeitspldtze ist, ohne
dass bauliche Massnahmen erforderlich wa-
ren. Zudem werden im Obergeschoss und im
Dachgeschoss Biroreserveflachen von rund
380 m? ausgewiesen. Diese werden solange an
offentliche oder gemeinnitzige Organisationen
fremdvermietet oder anders genutzt, bis sie
von der Verwaltung bendtigt werden.

Langfristig konnte auf dem freien westlichen
Teil des Dachs ein weiteres Stockwerk aufge-
setzt werden. Das ergdbe noch einmal Blrofla-
chen von ca. 580 m?. Gewisse Entwicklungen
konnten zusatzlichen Bedarf erfordern: Zen-
trumsgemeinden Gbernehmen immer mehr
Dienstleistungen fir Nachbargemeinden, die
kleinere Verwaltungen nicht mehr erbringen
konnen. Langfristig moglich sind auch Zusam-
menlegungen von Behorden und Gemeinden.
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Stadthaus, Ansicht aus Richtung Festwiese.

Stadthaus, Ansicht aus Richtung Dreispitzpark mit Basilika St. Ulrich im Hintergrund und Fussgdngerallee entlang der Hauptstrasse.
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3.3 | Energie

Laut Energierichtplan der Stadt hat Kreuzlingen
eine FUhrungsfunktion in Energie- und Um-
weltbelangen. Mit dem Label «Energiestadt»
wurde eine Verpflichtung zum energie- und
umweltgerechten Bauen eingegangen. Ent-
sprechend verlangte die Ausschreibung zum
Projektwettbewerb fir das Gebdude den
Minergie-P-Standard. Dieser Standard bewirkt
nicht nur einen energiesparenden Betrieb son-
dern auch ein gutes Raumklima fir die Gebdu-
denutzer. Dies wird unter anderem durch eine
hochwertige Bauhlle und eine systematische
Lufterneuerung erreicht. Zudem sichert der
Minergie-P-Standard eine verbesserte Werter-
haltung und gegenlber heute deutliche Ein-
sparungen bei den Energiekosten.

FUr die Strom- und Warmeversorgung wird
eine optimale Ausnutzung von lokalen oder re-
gionalen Energiequellen angestrebt. Folgende
Varianten stehen zur Auswahl:

- Die Holzschnitzelheizung des Warmeverbun-
des «Campus» hat genligend Kapazitaten,
um auch das Stadthaus zu beliefern. Es wird
mit einem Bedarf von ca. 190°000 kWh/Jahr
gerechnet. Diese Heizung der Technischen
Betriebe erzeugt die Warme im Schnitt mit
75 Prozent Holz aus regionaler Produktion
und 25 Prozent Erdgas.

- Als weitere Variante ist der Einsatz einer
Warmepumpe mit Erdsonden zu priifen.

- Auf den Flachdachern des Obergeschos-
ses und des Dachgeschosses erstellen die
Technischen Betriebe eine Photovoltaikan-
lage, wie sie auch auf dem benachbarten
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Dreispitz-Gebdude in Betrieb ist. Die zur
Verfligung stehende Flache betragt ca.
1000 m?, was einem jahrlichen Stromertrag
von etwa 180°000 bis 200000 kWh ent-
spricht. Der Elektrizitatsbedarf des Stadt-
hauses ohne Tiefgarage wird aktuell auf
jahrlich ca. 140000 kWh geschatzt.

Fur die definitive Wahl der Technologie fur
die Strom- und Warmeversorgung missen die
Moglichkeiten aufeinander abgestimmt wer-
den. Um die bestmogliche Variante zu erhal-
ten, werden in der Detailplanung die Techno-
logien vertieft untersucht. Dabei werden auch
die Kombination mehrerer Quellen oder ge-
baudelbergreifende Losungen geprift.

3.4 | Verkehrserschliessung

Der Béarenplatz im Zentrum der Stadt ist ver-

kehrlich optimal erschlossen. Im Rahmen der

Detailplanung werden samtliche Verkehrsbe-

ziehungen im Projektperimeter «Neubau Stadt-

haus» und seinem Umfeld auf der Basis einer

Studie vertieft geprift, in einem separaten Ver-

fahren offentlich aufgelegt und dann von den

zustandigen Instanzen genehmigt werden:

- Der zentral gelegene Bushof Barenplatz mit
Anschluss an alle Linien von Stadtbus und
Postauto befindet sich in ndchster Nahe.

- Das neue Stadthaus wird fir Fussganger und
Velofahrer optimal an die Einkaufsstrassen
(Boulevard, Lowenstrasse) angebunden.
Dazu werden die Ubergidnge und Wegfiih-
rungen im Sinne des Langsamverkehrs tiber-
prift und verbessert.

- FiUr Fussgéanger in verschiedener Hinsicht

praktisch ist die Gberdachte Passerelle zwi-
schen Barenplatz und Stadthaus mit direk-
tem Zugang zum Dreispitz Sport- und Kul-
turzentrum sowie ins Campus-Areal. Neben
Witterungsschutz bietet sie auch Orientie-
rung und Wegleitung.

Den Kunden mit Velo steht ein Velounter-
stand neben dem Haupteingang und ein
weiterer am hinteren bzw. nordlichen Ein-
gang (Zugang Sitzungszimmer) zur Verfi-
gung. Die Mitarbeitenden stellen ihre Velos
in der Tiefgarage ab.

Die Zulieferung zum Stadthaus erfolgt
hauptsachlich Gber die Tiefgarage. Grosse-
re Transporte erreichen das Stadthaus ent-
weder via Schulstrasse von Norden her, wie
heute die Zulieferung zum Dreispitz Sport-
und Kulturzentrum, oder Uber die Festwiese
zum Osteingang. Der «Obere Schulweg» ist
grundsatzlich fur den Langsamverkehr be-
stimmt (ausgenommen Spezialtransporte
und Rettungsfahrzeuge).

Die Zu- und Wegfahrt zur Festwiese — etwa
fur Lastwagen mit Material fir den Jahr-
markt — erfolgt Gber die Hauptstrasse.

Der motorisierte Individualverkehr gelangt
Uber die Pestalozzistrasse in die Tiefga-
rage. Mit den beiden Verbindungsstras-
sen Pestalozzistrasse und Barenstrasse ist
das Stadthaus gut an die Ubergeordneten
Ost-West-Verkehrsachsen Hafen-/Bahnhof-
sowie Romanshorner-/Egelseestrasse ange-
bunden.

Es wird weiterhin die Moglichkeit fir den
Ein- und Ausstieg fir Passagiere von Cars
bestehen.
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4 | Teilprojekt Tiefgarage

Im Anschluss an den Bau des Dreispitz Sport-
und Kulturzentrums wurde unter dem Baren-
platz eine Tiefgarage geplant. 2007 fihrte
die Stadt einen Projektwettbewerb Uber das
Gebiet des heutigen Parkplatzes auf der Fest-
wiese durch. Gefragt war ein Projekt fur die
Verlegung der Parkpldtze in eine Tiefgarage
sowie Vorschlage fir die Neugestaltung der
Oberflache als Freiraum. Damals plante man
eine riesige Parkierungsanlage mit bis zu 600
Parkpldtzen in zwei Tiefgeschossen. Die Reali-
sierung wurde jedoch im Interesse einer Ge-
samtplanung fir das Zentrum sistiert.

Die nun vorliegende Losung verbindet den Bau
einer Tiefgarage mit dem Neubau des Verwal-
tungsgebaudes, wodurch sich Kostenersparnis-
se ergeben. Anders als 2007 angedacht, sollen
samtliche Platze auf einer Ebene angeordnet
werden, was angesichts des schwierigen Bau-
grunds konstruktions- und kostenmassig vor-
teilhaft ist. Auch auf eine zweite Ausbauetappe
mit weiteren 300 Platzen wird verzichtet.

Der Stadtrat verfolgt die Strategie einer dezen-
tralen Verteilung von Parkhausern bzw. Tiefga-
ragen, statt diese — und damit auch den Ver-
kehr —an einem Ort zu konzentrieren. Damit
werden auch die Fusswege von den jeweiligen
Parkierungsanlagen zu den von den Benutzern
gewlnschten Orten kirzer.

Die Ein- und Ausfahrt der jetzt geplanten Tief-
garage befindet sich an der Pestalozzistrasse
in der Tempo-30-Zone. Die Lage zwischen dem
Dreispitz Sport- und Kulturzentrum im Norden
und dem Thermalbad Egelsee im Stden er-
moglicht die Nutzung der Tiefgarage fir beide
Anlagen. Bis zu den Einkaufsstrassen Boulevard
und Léwenstrasse sind es lediglich 150 Meter.
Von den geplanten 251 Parkplatzen werden
wie bis anhin 80 Platze an die Padagogische
Hochschule Thurgau (PH) vermietet. Die Stadt-
verwaltung beansprucht ca. 70 Platze.

Damit verbleiben fur die 6ffentliche Nutzung
tagstber rund 101 Parkplatze — vier mehr als
heute. Am Abend sowie am Wochenende ste-
hen samtliche 251 Parkplatze der allgemeinen
Nutzung offen. Mit der Verlagerung der Park-
platze der Stadtverwaltung vom Parkplatz an
der Marktstrasse in die neue Tiefgarage wer-
den im Stadtzentrum zusatzlich ca. 40 Park-
platze 6ffentlich nutzbar.

Die Parkplatze werden geméss den Vorgaben
fur offentliche Parkhduser gebaut (Parkfel-
der 2.5 x 5 Meter). Neben Behinderten-Park-
platzen sind auch Parkpldtze mit Ladestationen
fir Elektrofahrzeuge geplant. Ausserdem stel-
len die Mitarbeitenden ihre Velos in der Tief-
garage ab, auch hier sind Ladestationen fur
E-Bikes vorgesehen.

Die Nutzer kdnnen das Parkhaus Uber insge-
samt finf Ausgange verlassen und Uber zwei
Eingdnge direkt ins Stadthaus gelangen. Von
dort erreicht man durch die gedeckte Passe-
relle auch direkt das Foyer Festwiese, das nun
seine urspringliche Funktion als Eingang zum
Dreispitz Sport- und Kulturzentrum starker
wahrnehmen kann.

Fir den optimalen Verkehrsfluss wird die Tief-
garage an das kinftige stadtische Parkleit-
system angeschlossen.

Parkplatze im Zentrum (heute)

Parkplatz Barenplatz
(inkl. 80 Platze PH)
Tiefgarage Egelsee
Tiefgarage ceha!
Parkplatze Boulevard und
Umgebung
Parkplatz TKB
(nur Abend und Wochenende)
Parkplatz Helvetiaplatz
Tiefgarage Karussell
Parkplatz Karussell
Parkplatz Marktstrasse

Total
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Volksabstimmung | vom 27. November 2016 15




16

5 | Teilprojekt Gestaltung Festwiese

Die Gestaltung der Festwiese hatte zwei Vorga-
ben zu erfillen: Zum einen musste der von der
Denkmalpflege geforderte Sichtbezug zur Basi-
lika St. Ulrich von Westen her gewahrt bleiben.
Das vorliegende Projekt erfillt diese wichtige
Vorgabe in der Beurteilung durch die Jury am
besten. Kein anderes Projekt erreichte diesen
grosszligigen Freiraum und diese optimale
Sichtbarkeit der Basilika. Zum anderen sollte
es weiterhin moglich sein, auf der Festwiese
den Jahrmarkt zu platzieren. Hierflr wird ein
Teil des Bodens nicht unterkellert (A), damit die
schweren Bahnen des Jahrmarkts aufgebaut
werden konnen. Ausserdem musste der Auf-
bau des Bodens darauf ausgelegt werden, dass
er stark belastbar und strapazierfahig ist und
lediglich eine kurze Regenerationszeit benotigt.
Auch diese Vorgabe wurde erfillt.

Auf diese Weise ist es den Architekten gelun-
gen, dem Ort seinen Charakter als «Festwiese»
zuriickzugeben. Er steht der Bevoélkerung zur
freien Nutzung und Bespielung mit Anldssen
offen. Fir Veranstaltungen wurde ein Infra-
strukturraum im Erdgeschoss (B) des Stadthau-
ses geschaffen. Zudem sind bereits Strom- und
Wasseranschlisse eingeplant. Unsere Stadt er-
halt so neben dem Hafenareal und dem Bou-
levard einen weiteren freien Raum fir Feste,
kulturelle und sportliche Veranstaltungen oder
Ausstellungen und Messen.

Die meiste Zeit wird die Festwiese jedoch frei
bleiben und fir die Bevolkerung individuell
nutzbar sein. Der Freiraum wird bewusst nicht
mit fest montierten Park-Bepflanzungen oder
Kleinbauten belegt. Vorgesehen sind jedoch
verschiebbares Mobiliar wie Sitzgelegenheiten
oder Tische und mobile Pflanzgefasse (C), da-
mit fUr Veranstaltungen leicht Platz geschaffen
werden kann.

Eingefasst wird die Festwiese durch einen
breiten Gehweg aus Hartbelag. Der rechtecki-
ge Freiraum selber wird auf allen Seiten ein-
gerahmt vom gedeckten Zugang zum Haupt-
eingang, vom Stadthaus, von der Basilika
St. Ulrich und von der Baumallee entlang der
Hauptstrasse.

Zum Teilprojekt Festwiese gehort neben dem
begriinten Platz auch die gesamte Umge-
bungsgestaltung: Dazu gehoren die Neuan-
lage des Fussgangerwegs in der Allee entlang
der Hauptstrasse (1) sowie des Oberen Schul-
wegs (2), die Freiraumgestaltung zwischen dem
neuen Stadthaus und dem Dreispitz Sport- und
Kulturzentrum (3) sowie der gedeckte Zugang
vom Bdrenkreisel bis zum Stadthaus (4) bzw.
zum Dreispitz Sport- und Kulturzentrum (4a).

Die heutige Glassammelstelle und der Mobi-
lity-Parkplatz auf dem Barenplatz werden an

einen anderen, noch zu bestimmenden Ort
verschoben.

5.1 | Freirdume im Zentrum

Mit der Freihaltung und Gestaltung der Fest-

wiese bewahrt die Stadt Kreuzlingen ein Zent-

rum, das man auch als «griine Mitte» der Stadt
bezeichnen kann. Neben der Festwiese liegen
rund um den Barenkreisel noch zwei weitere

Grin- und Freirdume mit ganz unterschiedli-

chen Charakteren:

- Der Dreispitzpark ist eine historische Park-
anlage, die zwischen 1929 und 1932 ge-
staltet wurde und wieder in diesen Zustand
zurlckversetzt werden soll. Dazu werden
der Baumbestand Uberprift und die Was-
serspiele renoviert.

- Der Sallmannpark wird im Zuge der von Pri-
vaten geplanten Uberbauung des Léwen-
areals aufgewertet und fiir die Offentlichkeit
besser zugadnglich gemacht. Darauf hat die
Stadt bei der Ausarbeitung des Gestaltungs-
plans Wert gelegt. Der ehemalige Parkcha-
rakter, der Spielplatz und die Fusswegver-
bindungen werden wieder instand gesetzt
und teilweise neu gestaltet.
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6 | Kosten

Das Siegerprojekt der Architekten Niggli +
Zbinden ist aufgrund seiner wenigen Geschos-
se und der einfachen, flexiblen Raumstruktur
laut der Fachjury eines der giinstigsten der ein-
gereichten Projekte.

Im Folgenden ein paar Kernaussagen zu den

verschiedenen Kostenpositionen:

- Der Gesamtbetrag fir die Investitionen ver-
steht sich als maximales Kostendach inkl.
Mehrwertsteuer. Ebenfalls eingerechnet ist
eine Reserve von CHF 2 Mio.

- Dank der vorhandenen Vorfinanzierung fir
das neue Stadthaus von CHF 7.7 Mio. verrin-
gert sich der abzuschreibende Restbuchwert
auf CHF 24.7 Mio. Dies ergibt eine jahrliche
Einsparung beim Abschreibungsaufwand
von CHF 231°000.

- Bei einem Gebdudevolumen von
29804 m? belaufen sich die Gebdudekosten
(BKP 2/m*GV SIA 416) auf CHF 872 (jeweils
inkl. 8 % MWST). Bei der Tiefgarage betragt
der m3-Preis CHF 458, was einen berechne-
ten Durchschnitt von CHF 700 ergibt. Laut
Aussage von Fachleuten liegt dieser Wert im
Rahmen vergleichbarer Verwaltungsbauten.

- Die jahrlichen Kosten fir den Unterhalt des
Verwaltungsgebdudes sinken gegenlber
heute (Kosten aller vier Altliegenschaften)
um mindestens 20 Prozent, bei der Energie
sind es sogar mehr als 50 Prozent.

Die Finanzierung der Investition und der Be-
trieb der Tiefgarage konnen vollsténdig aus
der Spezialfinanzierung gedeckt werden.
Der Stand per Ende 2015 betragt rund CHF
11 Mio. Jahrlichen Einlagen in die Spezial-
finanzierung von ca. CHF 1.5 Mio. stehen
Entnahmen fir die Tiefgarage von ca. CHF
618000 pro Jahr gegenilber. Damit belas-
tet die Tiefgarage die Steuerzahler nicht, sie
wird verursachergerecht finanziert. Und es
bleibt noch Spielraum fir die Finanzierung
weiterer Parkierungsanlagen.

Mit dem 2015 erneut sehr positiven Rech-
nungsabschluss der Stadt hat sich die Aus-
gangslage fur die vorliegende Investition
noch einmal verbessert. Aufgrund des Uber-
schusses von CHF 5.4 Mio. betragt das freie
Eigenkapital der Stadt per Ende 2015 CHF
35.4 Mio.

Mit dem ab 2016 geltenden reduzierten
Steuerfuss wird sich das Eigenkapital in den
nachsten Jahren wie geplant verringern.
Schon beim Beschluss im Gemeinderat wur-
de darauf hingewiesen, dass es sich bei der
Steuersenkung in Anbetracht verschiedener
anstehender Investitionen um eine zeitlich
begrenzte Massnahme handelt.

6.1 | Investitionen
(in CHF, inkl. 8 % MWST, Stand Oktober 2015)

Stadthaus

1 Vorbereitungsarbeiten 800000
2 Gebdude 26000000
3 Betriebseinrichtungen 1300000

5 Baunebenkosten
(exkl. Finanzierung wahrend Bauphase) 1000000

8 Reserve (ca. 5 % von BKP 1/2/4) 1‘350°000
9 Ausstattung 1950000
Total Stadthaus BKP 1 -9 32400000
Tiefgarage
1 Vorbereitungsarbeiten 950000
2 Gebdude 9750000
3 Betriebseinrichtungen 400000
5 Baunebenkosten

(exkl. Finanzierung wahrend Bauphase) 200°000
8 Reserve (ca. 5 % von BKP 1/2/4) 500000
Total Tiefgarage BKP 1-9 11800000
Festwiese und Umgebung
4 Umgebung 3‘050°000
5 Baunebenkosten

(exkl. Finanzierung wahrend Bauphase) 50000
8 Reserve (ca. 5 % von BKP 1/2/4) 150000
9 Ausstattung 50000
Total Festwiese BKP 1 -9 3‘300'000
Gesamtinvestitionen 47500000
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6.2 | Jahrlicher Aufwand
Die Betriebskosten fir das Verwaltungsgebau-
de wurden von internen und externen Fach-

6.2.1 | Betriebskosten (Hochrechnung)
(in CHF, Stand Oktober 2015)

stellen in Relation zu den heute fir den Betrieb  Stadthaus heute ! neu Differenz
der vier Verwaltungsliegenschaften aufgewen-  Betrieb/Unterhalt (inkl. Personalkosten) 550000 440000 -20%
deten Kosten gesetzt. Damit kdnnen verlassli-  Strom/W&rme/Wasser/Abwasser 85000 40’000 -53%
che Aussagen Uber den kiinftigen Betriebs-und  Stadthaus Total 635‘000 480000
Unterhaltsaufwand gemacht werden.

Tiefgarage Total 37‘000 100000
Fur den Betrieb der Tiefgarage und den Unter-
halt der Festwiese wurde auf Erfahrungswerte Festwiese und Umgebung Total 5‘000 30000
von internen und externen Fachstellen bzw. auf
die Frequenz der Parkierung auf dem Baren- 1Vier Altliegenschaften bzw. Parkplatz Birenplatz.
platz zurickgegriffen.

6.22 | Finanzdienst
In den Finanzpldnen ab dem Jahr 2010 wurden Festwiese
fir den Neubau des Stadthauses zwischen CHF Stadthaus Tiefgarage und Umgebung
20 Mio. und CHF 33 Mio. eingestellt. Diesen Nettokredit Gesamtinvestition 32‘400‘000 11800000 3300000
Werten lag jedoch ein Uberholtes Raumpro-
gramm und kein berechnetes Projekt zugrun- Direkte Abschreibung Vorfinanzierung 7700000
de. FlUr eine Tiefgarage mit Gestaltung Festwie-  Abzuschreibender Restbuchwert 24700000 11‘800‘000 3300000
se ging man von héheren Kosten von bis zu CHF
18.2 Mio. aus. Im Finanzplan 2015 bis 2018  Abschreibung Gebaude auf 33 Jahre 682500 354000
betrug der geschatzte Gesamtaufwand CHF  Abschreibung Ausstattung auf 8 Jahre 243800
45.7 Mio., im neuen Finanzplan 2017 bis 2020  Abschreibung Festwiese auf 40 Jahre 82500
schliesslich CHF 47.5 Mio., so wie er jetzt fur Kalkulatorische Zinsen 4 % @ Nettokredit ~ 648‘000 236000 66000
das Projekt «Schlussstein» mit Stand Oktober  Finanzdienst 1574300 590000 148500
2015 konkret berechnet wurde. Darin sind eine Betriebskosten 480000 100000 30000
Reserve von CHF 2 Mio. sowie die Mehrwert- Ertrag — 160000
steuer inbegriffen. Gesamtkosten / Jahr 2'054‘300 530000 178500
Experten schatzen die Marktentwicklung so  Heutige Kosten — 635000 —37'000 —5‘000
ein, dass angesichts der nachlassenden priva-  Heutiger Ertrag - 125000 -
ten Bautatigkeit die Preise im Bauhaupt- und Mehrkosten gegeniiber heute 1419300 618000 2 173500

Nebengewerbe stagnieren oder gar sinken
werden.
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2 Deckung aus Spezialfinanzierung «Parkplatzbewirtschaftung» (vgl. Ziff. 6 Kosten).
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7 | Nutzung der Altliegenschaften

Nach dem Bezug des neuen Stadthauses wer-

den folgende Liegenschaften von der Stadt-

verwaltung nicht mehr benotigt und kdnnen

anderen Nutzungen zugefihrt werden:

- Hauptstrasse 62 (altes Stadthaus, inkl.
Besucherparkplatz)

- Marktstrasse 4 und 6 (inkl. 3 weitere Parzel-
len an der Marktstrasse)

- Hauptstrasse 74 (Haus Sallmann, ohne
Scheune)

- Hauptstrasse 88 (Bauverwaltung)

Der Stadtrat wird nach dem Volksentscheid
zum neuen Stadthaus — und damit nach Kla-
rung der Frage, ob die Altliegenschaften tber-
haupt frei werden — das Thema der Nach-
nutzungen umfassend angehen und dann die
konkreten Absichten dem Gemeinderat und
der Offentlichkeit vorlegen. Dabei steht immer
das offentliche Interesse im Vordergrund. In
jedem Fall kann die Stadt als Eigentimerin der
Liegenschaften die Bedingungen fur die kinfti-
gen Nutzungen festlegen. Dabei wird auch der
Gemeinderat miteinbezogen.

Far alle Liegenschaften wird der Stadtrat nur
Nutzungen zulassen und vertraglich vereinba-
ren, die im Interesse der weiteren Stadt- bzw.
Zentrumsentwicklung sinnvoll und erwiinscht
sind. Dabei stltzt er sich auf die vorhandene
kommunale Richt- und Ortsplanung ab. Es ist

zwischen den «Solitdaren» Sallmannhaus und
Hauptstrasse 88 einerseits und dem grossen
zusammenhangenden Areal mit dem Stadt-
haus und den Parzellen um die Marktstrasse 4
und 6 andererseits zu unterscheiden. Fir das
ganze Areal Marktstrasse wird unter Einbezug
der angrenzenden Grundsticke ein Nutzungs-
konzept erstellt. Auf dieser Grundlage wird an-
schliessend ein Gestaltungsplan ausgearbeitet.

Der Stadtrat hat die klare Absicht, die vier un-
ter Denkmalschutz stehenden Gebdude im
Eigentum der Stadt zu behalten. Fir einzelne
der vier Liegenschaften wurde bereits Interes-
se angemeldet, unter anderem von der Schule
Kreuzlingen, die an ihrem heutigen Standort
ebenfalls unter Platznot leidet.

Soll eine Liegenschaft vermietet werden, ist die
erwdhnte umfangreiche bauliche und energe-
tische Sanierung durch die Stadt auszufihren
und zu finanzieren. Wird sie im Baurecht ab-
gegeben, kann die Sanierung dem Baurechts-
nehmer Ubertragen werden. Fir die Abgabe im
Baurecht ist der Gemeinderat die beschliessen-
de Instanz.

7.1 | Hauptstrasse 62

Das alte Stadthaus auf der Parzelle Nr. 247
besteht aus einem denkmalgeschitzten vor-
deren Teil und einem nachtraglich erstellten,

nicht unter Schutz stehenden Anbau. Der Ver-
kehrswert der Liegenschaft mit angrenzender
Parzelle (Besucherparkplatz) wird auf CHF 2.6
Mio. geschatzt. Aufgrund der Gebdudestruktur
kommt nur eine Nutzung flr Dienstleistungen,
Verwaltungen und Buros in Frage. Allenfalls
kann der denkmalgeschitzte Teil des Gebau-
des mit einem Neubau erganzt werden. Die
konkrete Losung wird im Rahmen eines Nut-
zungskonzepts bzw. Gestaltungsplans fir das
gesamte Areal einschliesslich der Marktstrasse
erarbeitet werden.

7.2 | Marktstrasse 4 und 6

Das viergeschossige ehemalige Wohnhaus
sowie der zweigeschossige Gewerbebau be-
finden sich frei stehend in der Mitte zwischen
Stadthaus und Sonnenstrasse und sind nicht
denkmalgeschitzt. Sie stehen somit mitten
in einem Areal mit funf Parzellen entlang der
Marktstrasse, fur das sich ein Gesamtprojekt
anbietet. Im Interesse einer sinnvollen stadte-
baulichen Lésung ist der Abriss der Gebaude
zuzulassen.

Da sich diese Grundstlcke in einem Wohnquar-
tier befinden, wird sich die Nutzung schwer-
gewichtig auf das Wohnen konzentrieren,
beispielsweise Wohnen im Alter, bezahlbarer
Wohnraum, Betreuungseinrichtungen sowie
Frei- und Grinraume. Gleichzeitig liegen sie in



der City-Zone, was eine Erganzung mit adaqua-
ter, fur die Stadtentwicklung erforderlicher, ge-
werblicher Nutzung und/oder Dienstleitungen
nahelegt. Auch soziale bzw. 6ffentliche Einrich-
tungen wie Kindertagesstatten sind denkbar.
Der bestehende Parkplatz Marktstrasse soll
gemass dem Konzept der dezentralen offentli-
chen Parkierungsanlagen als 6ffentlich nutzba-

Stadthaus, Hauptstrasse 62

Haus Marktstrasse, Markistrasse 4 und 6

Die vier Altliegenschaften.
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re Tiefgarage in eine kiinftige Uberbauung des
Areals integriert werden. Der Verkehrswert der
Parzellen Nrn. 2043, 1647, 1569, 2420 und 197
betragt derzeit CHF 3.4 Mio.

7.3 | Hauptstrasse 74
Das als «Haus Sallmann» bekannte und unter
Denkmalschutz stehende Gebdude wird ge-

Bauverwaltung, Hauptstrasse 88

Haus Sallmann, Hauptstrasse 74

mass einem Vorentscheid des Stadtrates in
stadtischer Hand bleiben und fremdvermietet.
Somit obliegt die bauliche und energetische
Sanierung der Stadt als Eigentimerin. Der jet-
zige Ausbau des Gebaudes ldsst nur Blros und
evtl. Kundenschalter fur Dienstleister oder Ver-
waltungen zu. Offen ist, ob das Sozialprojekt
der Manner am Ort (in der Scheune) verbleibt
oder ob es mit dem Sozialprojekt der Frauen,
hier oder an einem anderen Standort, réumlich
zusammengeflihrt wird. Ersteres wirde eine
entsprechende Renovation der Scheune erfor-
dern. Der Versicherungswert der Liegenschaft
betragt rund CHF 4.6 Mio.

7.4 | Hauptstrasse 88 und 90

Auf den benachbarten stadtischen Parzellen
Nrn. 582 und 1434 befinden sich die beiden
denkmalgeschitzten Gebaude Hauptstrasse
88 und 90 sowie dahinter das Gebdude mit
dem 788 und dem Chlausenkeller. Kann das
Projekt der Erweiterung des Thermalbades
Egelsee realisiert werden, wird der stdliche Teil
der Parzelle daflr verwendet. Moglicherweise
wuirde dann der spater erstellte 6stliche Anbau
der Hauptstrasse 88 wieder entfernt. Das Ge-
bdude Hauptstrasse 90 wird bereits heute an
zwej Offentliche Institutionen vermietet, an das
Wirtschaftsinstitut der Universitat Konstanz so-
wie an die Geschaftsstelle der Internationalen
Bodensee-Hochschule. Eine dhnliche Nutzung
durch Dienstleister ware auch fur die Haupt-
strasse 88 denkbar bzw. sinnvoll, da das Ge-
bdude bereits so ausgebaut ist. Der Verkehrs-
wert der Parzelle mit den beiden Geb&duden an
der Hauptstrasse betragt CHF 2.9 Mio.
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8 | Realisierung / Weiteres Vorgehen

Baukommission

Fir die Realisierung des Vorhabens wird eine
breit zusammengesetzte Baukommission mit
Politikern, Fachleuten und Vertretern von
Institutionen wie Schul- und Kirchenbehorde,
Quartiervereinen etc. eingesetzt. Diese wird
die Detailplanung und den Bau bis zur Fer-
tigstellung begleiten. Zu den Aufgaben der
Baukommission gehoren unter anderem die
Auftragsvergaben gemass gesetzlichen Auf-
lagen und Submissionsverordnung.

Bei der Detailplanung konnen noch Optimie-
rungen bei der Funktionalitat und der Mate-
rialisierung erfolgen. Dies betrifft besonders
die Fassade, die von den Architekten unter
Begleitung der Fachpreisrichter und/oder der
Stadtbildkommission Uberprift und definitiv
festgelegt wird.

Auftragsvergaben

Das Bauvorhaben bzw. die Bauleitung kann
mittels Einzelvergaben durch ein von der Stadt
geleitetes Generalplanerteam oder mit einem
externen Generalunternehmer realisiert wer-
den. Uber das definitive Realisierungsmodell
entscheidet der Stadtrat, sobald die Projekt-
organisation fur die Realisierungsphase fest-
gelegt ist und mit den Mitteln des Baukredits
das ordentliche Submissionsverfahren durch-
gefihrt werden kann.

Baubewilligung

Bewilligungsinstanz fir einen stadtischen Bau
ist der Kanton. Bezlglich der Gebaudeldange be-
darf es einer Ausnahmebewilligung. Aufgrund
der raumplanerischen und stadtebaulichen Be-
urteilung durch die Jury und der Denkmalpfle-
ge sowie eines positiven Volksentscheids ist sie
jedoch ausreichend legitimiert.

Nutzung der Altliegenschaften

Der Stadtrat wird fir die Nutzung der frei wer-
denden Altliegenschaften ein Nutzungskonzept
erstellen und im Bereich Marktstrasse einen
Gestaltungsplan erlassen. Dieser Prozess er-
folgt sinnvollerweise erst dann, wenn das Volk
den Auftrag zur Realisierung des neuen Stadt-
hauses erteilt hat. Der Stadtrat wird die erfor-
derlichen Entscheidungen von den zustdndigen
Instanzen zum gegebenen Zeitpunkt separat
einholen.

Energiekonzept

Die definitive Wahl der Technologie fir die
Strom- und Warmeversorgung erfolgt in der
Detailplanung. Die in Frage kommenden Mog-
lichkeiten werden vertieft untersucht, um die
bestmogliche Variante zu eruieren. Dabei wer-
den auch innovative Anséatze, z. B. die Kom-
bination von Energiequellen oder gebaude-
ibergreifende Lésungen in die Uberlegungen
einbezogen.

Verkehrserschliessung

Samtliche Verkehrsbeziehungen im Projektpe-
rimeter «Neubau Stadthaus» und seinem Um-
feld werden auf der Basis einer Studie vertieft
geprift, in einem separaten Verfahren 6ffent-
lich aufgelegt und dann von den zusténdigen
Instanzen genehmigt.

Nutzung Reserven

Fir die gebaute, noch nicht auf die Abteilun-
gen verteilte Reserveflache im Obergeschoss
ist ein passender Mieter zu finden.

Parkieren wahrend der Bauphase

Wahrend der Bauphase werden die Autofah-
rerinnen und Autofahrer auf die zahlreich vor-
handenen Parkierungsmoglichkeiten im Zen-
trum umgeleitet. Zudem werden im Bereich
Hafenbahnhof am Standort des geplanten
offentlichen Parkhauses provisorische Park-
platze fir die Offentlichkeit und die Mieter der
Padagogischen Hochschule geschaffen.

Zeitplan

Nach einem positiven Volksentscheid erfolgen
die Detailplanung, das Baubewilligungsverfah-
ren und die Auftragsvergabe. Der Baubeginn
konnte Anfang 2018 erfolgen. Nach einer gut
zweijahrigen Bauzeit wirde das neue Stadt-
haus und die Tiefgarage im Jahr 2020 bezogen.



9 | Zusammenfassung / Antrag

Stadtrat und Gemeinderat empfehlen gemein-
sam, dem vorliegenden Kreditbegehren fir das
Gesamtprojekt «Stadthaus mit Tiefgarage und
Gestaltung Festwiese» zuzustimmen.

Das neue Stadthaus von Kreuzlingen soll in
der geografischen Mitte der Stadt auf dem
Barenplatz entstehen. Dieser Ort ist aus allen
Kreuzlinger Quartieren und mit allen Verkehrs-
mitteln gut erreichbar. Der architektonisch und
stadtebaulich gelungene Verwaltungsbau ver-
eint alle stadtischen Amter und Anlaufstellen
unter einem Dach (ohne Technische Betriebe,
Werkhof und Gartnerei). Davon werden alle
Einwohnerinnen und Einwohner profitieren.

Mit dem Neubau kann — und muss — auch ein
Missstand behoben werden, der unserer Stadt
unwdrdig ist: Die heutigen alten Verwaltungs-
gebaude sind fir Menschen mit eingeschrank-
ter Gehfahigkeit oder flr Eltern mit Kinder-
wagen nicht begehbar. Barrierefreiheit fir
Kunden wie auch fiir Mitarbeitende ist jedoch
gesetzliche Pflicht, der wir baldmoglichst nach-
kommen mussen.

Das Projekt eines neuen Stadthauses wur-
de mit einer o6ffentlichen Tiefgarage und der
Gestaltung der Festwiese als neuer Frei- und
Grinraum kombiniert. Diese Teilprojekte han-
gen baulich und gestalterisch zusammen und

Volksabstimmung | vom 27. November 2016

wurden deshalb als Gesamtprojekt geplant,
fur das ein einziger Baukredit abgeholt wird.
FUr das neue Stadthaus existiert bereits eine
Vorfinanzierung von CHF 7.7 Mio. Die Tiefga-
rage belastet den Steuerzahler nicht, sie wird
ausschliesslich mit den Einnahmen aus den
Parkierungsgebihren finanziert.

Der Zeitpunkt fur diese Investition in die Zu-

kunft unserer Stadt konnte nicht besser sein:

- Bedarf und Nutzen sind seit Langem ausge-
wiesen und heute noch dringender.

- Der «Schlusstein» ist ein stadtebaulich und
architektonisch hervorragendes Projekt.

- Der gesunde Haushalt der Stadt erlaubt In-
vestitionen in dieser Grossenordnung.

- Die Zinsen sind auf einem historischem Tief-
stand und verringern die jahrlichen Kosten.

Der grossen Investition steht ein realer und
nachhaltiger Gegenwert gegenlber: einerseits
im Verwaltungsvermogen der Stadt, ande-
rerseits als wichtiges Element der Stadt- und
Zentrumsentwicklung. Das Gesamtprojekt
wird zusammen mit den anders nutzbaren Alt-
liegenschaften und einem entwickelten Areal
Marktstrasse einen stadtebaulichen Akzent im
Zentrum setzen. Im Vordergrund steht aber der
praktische Nutzen fir die Bevolkerung, den ein
modernes, zentral gelegenes Stadthaus hat —
jetzt und fir die nachsten Generationen.

Sehr geehrte Stimmbiirgerinnen
und Stimmbiirger

Stadtrat und Gemeinderat beantragen
lhnen, dem Kreditbegehren fiir das
Gesamtprojekt Neubau eines zentralen

Stadthauses, Bau einer Tiefgarage und
Neugestaltung der Festwiese in der
Ho6he von CHF 47.5 Mio. zuzustimmen.

Der Gemeinderat stimmte der Botschaft
am 8. September 2016 mit 30 : 3 Stim-
men bei 3 Enthaltungen zu.

~=w Kreuzlingen
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Kreuzlingen, 1. September 2020

Auszlge
Entscheid des DBU vom 16. Oktober 2019 und
Entscheid des Verwaltungsgerichts vom 13. Mai 2020

Ausziige aus dem Entscheid des DBU vom 16. Oktober 2019:
— "..dass das Projekt eine umfassende architektonische Uberpriifung erfahren hat. So ging

aus dem durchgefuhrten Wettbewerbsverfahren das vorliegend zu beurteilende Projekt
"Schlussstein" als Sieger hervor, wobei der geplanten Uberbauung durchgehend ausge-
zeichnete architektonische und ortsbauliche Qualitat attestiert wurde."

"Erschliessungs-, Bebauungs- und Aussenraumkonzept seien sehr gut aufeinander abge-
stimmt und die hohen Einpassungsanforderungen vorbildlich erfullt."

"Die Rdume zwischen Stadthaus, Dreispitzhalle, Schreiber-Schulhaus und Klosterkirche
wirkten prazis ausformuliert und grossziigig. Dank geschickter Baumassenverteilung sei die
massstabliche Einpassung des Stadthauses in die bauliche Umgebung garantiert.”

"Dabei tiberzeugt und fallt ins Gewicht, dass mit der geplanten Uberlange die Festwiese zu
einem grossen Teil uniiberbaut bleibt. Die Sichtbeziehung zwischen Dreispitzpark und Klos-
terkirche kann damit weitgehend bestehen bleiben. Auch der Umstand, dass ein eingehen-
des Wettbewerbsverfahren zu einem eindeutigen Ergebnis kommt, belegt fachlich fundiert
das architektonisch vorzigliche Ergebnis.”

"Bemerkenswert ist sodann, dass gemass Bericht des Preisgerichts fast alle eingereichten
Projekte mit Uberlangen im Vergleich zur Regelbauweise operierten. Dies zeigt, dass es an
diesem Standort offenbar sehr schwierig ist, mit der Regelbauweise gemaéss Baureglement
zu planen. Wenn bei dieser Ausgangslage ein architektonisch und stédtebaulich derart vor-
zligliches Projekt moglich ist, dann liegt darin exemplarisch ein Anwendungsfall von § 92
Abs. 1 Ziffer 1 PBG: Der Tatbestand einer "besseren Losung im Sinne der Raumplanung" ist
bei dieser Ausgangslage fraglos zu bejahen.”

"Fir die Uberschreitung der gemass Regelbauweise maximal zulassigen Gebaudelange wird
eine Ausnahmebewilligung erteilt.”

Seite 1 von 3



Ausziige aus dem Entscheid des Verwaltungsgerichts vom 13. Mai 2020:

— "Bei der Erteilung einer Ausnahmebewilligung geht es um offensichtlich ungewollte Wir-
kungen einer Vorschrift im Einzelfall. Drangt sich eine grundséatzliche Abweichung vom or-
dentlichen Recht auf, so hat eine Anderung tiber die planungsrechtlichen Institute zu erfol-
gen (Anderung der Bau-und Zonenordnung, Sondernutzungsplane). Das auf einen mog-
lichst umfassenden Ausgleich der beteiligten Interessen gerichtete Verfahren der Nutzungs-
plananderung darf nicht durch eine large Dispenspraxis umgangen werden ... ."

— "Ob die Bewilligungsfahigkeit des streitbetroffenen Projekts ... im Rahmen eines Gestal-
tungsplans bewilligungsfahig ware, erscheint fraglich ..., kann vorliegend jedoch offen blei-
ben ... Im Vordergrund diirfte wohl eher eine entsprechende Anderung des Baureglements
stehen, worauf ebenfalls nicht ndher einzugehen ist."”

— "Als Bauten und Anlagen im Sinne der Ausnahmebestimmung von § 92 Abs. 1 Ziff. 2 PGB
sind lediglich solche zu verstehen, die direkt der Erfillung gesetzlicher Aufgaben dienen. Es
handelt sich dabei insbesondere um standortgebundene Bauten wie Reservoirs, Klaranla-
gen, Schiessanlagen, Kehrichtverbrennungsanlagen und dergleichen, nicht jedoch um Ver-
waltungsgebaude ..."

— "Vorweg ist festzustellen, dass im Falle einer Verweigerung der Ausnahmebewilligung we-
der eine unzumutbare Harte noch eine unverhaltnismassige Erschwernis vorliegen wirde;
ebenso wenig entstiinde ohne die Ausnahmebewilligung ein sinnwidriges Ergebnis. So ist
nicht nachvollziehbar, weshalb auf der fur den Neubau vorgesehenen "Faschtwise" nicht
auch ein Projekt fur ein neues Stadthaus realisiert werden konnte, welches die Vorgaben
des Baureglements, insbesondere auch beziiglich der Gebaudelange, einhalt."

— "Im Vordergrund steht vorliegend die Frage, ob im Sinne ... "durch die Abweichung eine
bessere Losung im Sinne der Raumplanung erreicht werden kann™... ."

— "Soistvor allem von der "vorzuglichen architektonischen und stadtebaulichen Qualitat” des
Projekts die Rede, welches "gleichzeitig die umliegenden Objekte (Basilika St. Ulrich und
Dreispitzpark) optimal™ berticksichtige; dies sei, so die Vorinstanz "ein Spezialfall”, der die
Erteilung einer Ausnahmebewilligung rechtfertige. Diese Begrindung gentigt fur die Ertei-
lung einer Ausnahmebewilligung jedoch nicht. Auch wenn ... von einer "besseren Losung
im Sinne der Raumplanung” spricht, gentigt eine héhere Qualitat in architektonischer oder
stadtebaulicher Hinsicht fur sich alleine nicht, um den Ausnahmetatbestand zu erfullen ... .
Vielmehr muss geméass dem Wortlaut von ... gerade die "Abweichung" von der Regelbau-
weise an sich zu einer besseren Losung im Sinne der Raumplanung fuhren. Inwiefern eine
derartige bessere Losung durch das Uberschreiten der geméss Baureglement zulassigen Ge-
baudeldnge um 120 % erreicht wird, erschliesst sich weder aus den Stellungnahmen der
kantonalen Fachstellen noch aus den Erwéagungen der Vorinstanz. Entsprechendes lasst sich
insbesondere auch nicht aus der Stellungnahme des Amtes fiir Denkmalpflege ... entneh-
men, mit welcher diese Fachstelle lediglich die Vereinbarkeit des Projekts mit den Interes-
sen der Denkmalpflege bzw. des Ortshildschutzes, namentlich mit den Schutzzielen der
bundesrechtlich geschitzten Klosterkirche, bestatigt."

— "Ein die Erteilung einer Ausnahmebewilligung fir das Abweichen von der Regelbauweise
im Umfang von tber 120 % (beziiglich der Gebaudelange) rechtfertigender Spezialfall liegt
entgegen der Auffassung der Vorinstanz daher nicht vor."

— "Der Sinn und Zweck einer in der Zone fur 6ffentliche Bauten und Anlagen geltenden Be-
schrankung der Gebaudelange von 50 m liegt offensichtlich darin, Gbermassig lange Ge-
baude zu verhindern, dies nicht zuletzt auch zur Verhinderung einer ungewollten Pragung
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des Ortsbildes durch entsprechend grosse Gebaude. Ein 111.3 m langes Gebaude wiirde —
ungeachtet der architektonischen und stadtebaulichen Qualitaten des Projekts — gegen den
Sinn und Zweck dieser baureglementarischen Langenbeschrankung verstossen. Auch unter
diesem Aspekt lasst sich die Erteilung einer Ausnahmebewilligung nicht rechtfertigen.”
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Beilage 12

r Raggenbass
» | Rechtsanwilte

Steuerberater, Rechtsanwilte & Urkundspersonen

MEMORANDUM

Datum: 10. Juni 2020

Von: RA Angelo Fedi

An: Stadtrat Kreuzlingen, Stadtschreiber Michael Stahl

Betreff: Stadthaus: Verhaltnis Verwaltungsgerichtsentscheid / Initiative

l. MANAGEMENT SUMMARY

Die "Volksinitiative zur Freihaltung der Festwiese beim Barenplatz" wird durch den
Verwaltungsgerichtsentscheid vom 13. Mai 2020 nicht obsolet. Der Entscheid des
Verwaltungsgerichts (Nichtgenehmigung der Ausnahmebewilligungen fur das Projekt
"Schlussstein") betrifft nur das aktuelle Projekt fur den Bau des Stadthauses unter
der Geltung des aktuellen Baureglements, lasst aber weiterhin Raum fir Bauprojek-
te. Die Initiative will demgegeniiber die Realisierung des Stadthauses auf der Fest-
wiese generell verhindern.

II. SACHVERHALT

1. Die Stadt Kreuzlingen plant die Erstellung eines zentralen Stadthauses auf der
Festwiese beim Barenplatz. Aus einem Projektwettbewerb ging das Projekt
"Schlussstein” als Sieger hervor. Aufgrund verschiedener Abweichungen gegentber
dem Baureglement (insbesondere einer "Uberlange" des Geb&audes von 111.3 Me-
tern statt der baureglementarisch zulassigen 50 Meter in der Zone flur offentliche
Bauten und Anlagen oeBA) reichte die Stadt beim DBU ein Gesuch fiir einen Vor-
entscheid Uber die Erteilung der erforderlichen Ausnahmebewilligungen ein. Das
DBU bewilligte das Gesuch am 16. Oktober 2019, wogegen Beschwerde beim Ver-
waltungsgericht erhoben wurde.



Mit Entscheid vom 13. Mai 2020 hat das Verwaltungsgericht den Vorentscheid des
DBU aufgehoben und festgehalten, dass eine Uberschreitung der baureglementari-
schen Geb&udeldnge um 120% nicht mittels Ausnahmebewilligung genehmigt wer-
den kann (E. 5). Der Entscheid ist noch nicht in Rechtskraft erwachsen. Sollte die
Rechtskraft eintreten und die Ausnahmebewilligung damit definitiv verweigert wer-
den, kann das geplante Projekt "Schlussstein” unter dem aktuell geltenden Baureg-
lement nicht realisiert werden.

Zwischenzeitlich hatte das Initiativkomitee "Freunde der Festwiese" am 19. August
2019 die "Volksinitiative zur Freihaltung der Festwiese beim Barenplatz" lanciert. Der
Initiativtext verlangt Folgendes:

"Stadtrat und Gemeinderat der Stadt Kreuzlingen werden aufgefordert, ein Projekt
fur einen anderen Standort als die Festwiese beim Barenplatz zum Schaffen von
neuen, zweckdienlichen Raumen fiir die Stadtverwaltung oder zur Erweiterung des
bestehenden Stadthauses auszuarbeiten und zur Abstimmung zu bringen."

Mit Beschluss vom 10. Dezember 2019 hat der Stadtrat das Zustandekommen der
Initiative erklart. Gemass Art. 29 lit. a Ziff. 3 GO hat nun der Gemeinderat Uber die
Guiltigkeit der Initiative zu entscheiden.

FRAGESTELLUNG

Wird die "Volksinitiative zur Freihaltung der Festwiese beim Béarenplatz" durch den
zwischenzeitlich ergangenen Entscheid des Verwaltungsgerichts (unter Annahme
der Rechtskraft desselben) obsolet?

BEGRUNDUNG

Das Verwaltungsgericht hat im erwahnten Entscheid die Voraussetzungen fir eine
Ausnahmebewilligung im Sinne von 8 92 PBG in Bezug auf das konkrete Projekt
"Schlussstein” verneint. Es hat insbesondere ausgefiihrt, dass eine Verweigerung
der Ausnahmebewilligung (im konkreten Fall) weder eine unzumutbare Harte noch
ein sinnwidriges Ergebnis nach sich ziehen wirde. Es sei "nicht nachvollziehbar,



weshalb auf der fur den Neubau vorgesehenen 'Faschtwise' nicht auch ein Projekt
fur ein neues Stadthaus realisiert werden konnte, welches die Vorgaben des Baureg-
lements einhalt" (E. 3.4 des Entscheids). Dies zeige sich anhand anderer Projekte
aus dem Wettbewerb (E. 4.4).

2. Mit anderen Worten hat das Verwaltungsgericht einzig entschieden, dass auf der
Basis des aktuellen Baureglements keine Ausnahmebewilligungen fir das konkrete
Projekt "Schlussstein” erteilt werden konnen. Der Entscheid sagt aber gerade nicht
aus, dass unter der Geltung des aktuellen Baureglements auf der Festwiese Uber-
haupt kein Projekt fiir ein Stadthaus realisiert werden kdnnte; insbesondere war etwa
die Zonenkonformitét unstrittig (E. 3.1).

Weiter ist zu beriicksichtigen, dass im Zuge der aktuellen Revision des Rahmennut-
zungsplans die maximale Geb&udeldnge in der Zone oeBA auf 180 Meter erhoht
werden soll (vgl. Art. 5 Baureglement 2019, nicht in Kraft). Dessen Inkrafttreten vo-
rausgesetzt, ware die Realisierung des Projekts "Schlussstein” dannzumal auch oh-
ne Ausnahmebewilligung moglich. Wie gesagt hat das Verwaltungsgericht einzig
Uber die Ausnahmebewilligungen auf Grundlage des aktuellen Baureglements ent-
schieden; der Entscheid trifft weder eine Aussage uber die Bewilligungsfahigkeit des
Projekts "Schlussstein" insgesamt, noch tber die Situation unter zuklnftiger Geltung
des revidierten Baureglements (welches jedenfalls in Bezug auf die Gebaudelange
keine Ausnahmebewilligung mehr voraussetzen wirde).

Der Verwaltungsgerichtsentscheid lasst mithin weiterhin Raum fur die zukinftige
Realisierung eines Stadthausprojekts auf der Festwiese.

3. Dem ist das Anliegen der Initiative gegenuber zu stellen. Der Initiativtext selbst ver-
langt die Ausarbeitung eines Projekts an einem "anderen Standort als der Festwie-
se". Die Formulierung lasst auf den ersten Blick einen gewissen Interpretationsspiel-
raum offen, ob das Projekt am "anderen Standort" das aktuelle Projekt ersetzen soll,
oder ob die beiden Projekte einander gegeniberzustellen sind. Unter Zuhilfenahme
des Titels ("Initiative zur Freihaltung der Festwiese") als Auslegungshilfe® wird nach
hier vertretener Ansicht aber hinreichend deutlich, dass mit der Initiative die Realisie-

1 Bei der Auslegung (insbesondere von Initiativen in Form der allgemeinen Anregung) dirfen auch
ausserhalb des Initiativtexts liegende Meinungsausserungen bertcksichtigt werden; vgl. BGE 139 |
292 E. 5.7 und 7.2.1; BGE 105 la 151 E. 3a; VGer ZH VB.2012.00449 E. 3.2.



rung des Stadthauses auf der Festwiese generell verhindert werden soll, ungeachtet
eines konkreten Projekts. Die Initiative geht damit klar Gber den Verwaltungsge-
richtsentscheid hinaus, welcher nur die Ausnahmebewilligungen fur das konkrete
Projekt verworfen hat, jedoch weiterhin Raum fur ein Stadthausprojekt auf der Fest-
wiese lasst.

4.  Damit erweist sich der Entscheid des Verwaltungsgerichts als nicht deckungsgleich

mit dem Ziel der Initiative. Nachdem das Anliegen der Initiative somit aktuell bleibt,
hat der Gemeinderat darliber Beschluss zu fassen.

Amriswil, 10. Juni 2020, RR/AF



	Unbenannt
	bmSubject
	bmCity
	bmDateLong
	bmIni



